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  VORWORT
ULF POSCHARDT

  Ulf, warum magst du Polizisten so gerne? Warum, wenn du sonst vor allem weniger Staat willst, weniger Beamte, weniger staatliche Autorität? Diese Frage musste ich als Liberaler oft beantworten, und die Antwort besteht immer aus drei Teilen.

  Der erste Teil folgt einer tiefen Einsicht: Ohne Sicherheit gibt es keine Freiheit. Ohne das Gefühl der Bürgerinnen und Bürger, in ihrem Land sicher zu sein, verlieren sie den Glauben an eine liberale Gesellschaft und deren demokratische Ordnung. Menschen müssen sich sicher fühlen, um mutig zu sein. Sie brauchen die Gewissheit, dass es trotz aller Freiheitssehnsucht einen Rechtsrahmen gibt, der für alle gilt. Dieses Sicherheitsgefühl ist in den letzten Jahren leider rapide geschwunden. Einiges davon hält einer objektiven Betrachtung nicht stand, andere Anzeichen eines Sicherheits- und Freiheitsverlustes sind dagegen offensichtlich. Ein Beispiel: Von den ersten Glückserfahrungen auf der Love-Parade Anfang der Neunzigerjahre bis zu den riesigen Partys mit über 1,3 Millionen Menschen am Großen Stern Ende der Neunziger ist heute nichts mehr übrig – solche Veranstaltungen sind inzwischen aus Sicherheitsgründen unmöglich geworden. Stattdessen haben wir Weihnachtsmärkte, die abgesichert sind wie einst israelische Konsulate, und Schulen mit Metalldetektoren, die Schüler nach Waffen absuchen.

  Gleichzeitig sind andere Bereiche des gesellschaftlichen Zusammenlebens friedlicher geworden – nicht zuletzt wegen einer alternden Gesellschaft. Doch die Gewalt, einst typisch für junge Männer, kommt nun auch vermehrt von brutalen Mädchengangs. Die deutsche Gesellschaft verändert sich rasant, und Migration hat zu einer Verschärfung des gesellschaftlichen Klimas geführt, die gerade jene Bürger belastet, die nicht in privilegierten oder gentrifizierten Vierteln leben und für die Polizei häufig eher Verachtung übrighaben.

  Eine funktionierende Polizei ist ein Garant für sozialen Frieden, besonders in Brennpunktvierteln, in denen abgehängte und vernachlässigte Bevölkerungsteile auf wachsende Migrantengruppen treffen, die mitunter wenig Verständnis für unsere Gesellschaft mitbringen. Die Polizistinnen und Polizisten leisten hier eine heldenhafte und oft aufreibende Arbeit, um zumindest Mindeststandards durchzusetzen. Wer mit ihnen spricht – off the record natürlich –, merkt ihre Frustration darüber, Straftäter festzunehmen, die kurz darauf bereits wieder frei sind, und darüber, dass öffentliche Debatten oft nicht ihre Bedürfnisse berücksichtigen, sondern sich stattdessen an fragwürdigen Opferhierarchien orientieren.

  Der zweite Teil meiner Antwort ist persönlich. Als Kind von Linken und später selbst als junger Linker war die Polizei in meinem Umfeld nicht beliebt. Doch auf der ersten Love-Parade sah ich junge Polizistinnen und Polizisten, die freundlich und lächelnd mit uns feierten, ohne die Würde ihres Berufs aufzugeben. Ihre moderne, weltoffene und entspannte Art veränderte mein Bild von der Polizei nachhaltig. Diese Veränderung hat sich dank Social Media fortgesetzt, wo Polizisten heute oft eigenverantwortlich gegen ein negatives Image vorgehen, das ihnen von arroganten Linken und Medienmachern zugeschrieben wird.

  Der dritte Teil meiner Antwort: Auch radikal Liberale, die sich einen minimalen Staat wünschen, wollen niemals auf eine Polizei verzichten. Die individuelle Freiheit, die Sicherheit von Eigentum und die Einhaltung rechtsstaatlicher Normen machen die Polizei unverzichtbar. Eine unabhängige Polizei garantiert, dass Recht unabhängig von Wohlstand, Status oder Macht gleichermaßen durchgesetzt wird. Dies schützt gerade die Freiheit weniger privilegierter Personen. Gleichheit vor dem Gesetz ist Voraussetzung für fairen Wettbewerb und schützt vor Korruption und Machtmissbrauch.

  Polizisten wie Manuel Ostermann, die über ihren Berufsalltag hinausdenken und klare Grenzen staatlicher Macht definieren, beeindrucken mich dabei besonders. Auf einem Polizeigewerkschaftskongress erstaunte mich das hohe Niveau der Debatten. Gerade junge Polizistinnen und Polizisten sehen sich als Bürger in Uniform, die die liberale Demokratie bewahren wollen. Sie verdienen weniger Verachtung durch Eliten und stattdessen mehr Anerkennung als Hüter unserer freiheitlichen Gesellschaft.

  Wenn ein Bundestagsabgeordneter der Linken die Entwaffnung der Polizei fordert, die nach seiner Meinung in einem »rassistischen kapitalistischen« System nicht der Sicherheit diene, dann verdeutlicht das, wie verrückt Teile der Gesellschaft geworden sind. Ein derartiges Vorgehen »kennen wir nur vom FBI.«, kritisiert Strafrechtler Matthias Jahn von der Frankfurter Goethe-Universität im ZDF.1 Nach der Räumung von Lützerath erklärte Luisa Neubauer, dass das Vorgehen der Polizei »in keiner Weise professionell« aussah, was besonders lustig ist, wenn das von jemandem kommt, der keinerlei Expertise vorzuweisen hat und sich für den eigenen PR-Kanal von der Demo tragen lässt.2 So sieht Klassenkampf von oben aus. Und keiner merkt das.

  Freiheit ist ohne Sicherheit nicht denkbar. Die Verwerfungen, besonders bei Gewaltkriminalität, bedrohen das gesellschaftliche Miteinander enorm. Abseits der elitären Blasen haben dies die meisten Bürger längst erkannt. Polizisten leiden unter der mangelnden Unterstützung durch die Politik, gerade in Krisenzeiten wie während der Corona-Pandemie. Ich wünsche mir mehr Sensibilität dafür, was es für Beamte bedeutet, absurde Verordnungen durchzusetzen.

  Ich bin stolz auf die aufgeklärte und moderne Polizei in Deutschland und wünsche mir, dass sie endlich die Wertschätzung erhält, die sie verdient. Und um nicht zu euphorisch zu werden: Als Sportwagenfahrer fürchte ich die Autobahnpolizei, die mit Recht Radarfallen aufstellt.

  Danke für euren Dienst, liebe Polizistinnen und Polizisten.

  Dr. Ulf Poschardt | Herausgeber
PREMIUM-GRUPPE


  
  VORWORT

  Vor der Bundestagswahl wurde ich gefragt, ob ich für die CDU kandidieren wolle. Ich fühlte mich geschmeichelt. Aber meine Antwort war eindeutig: »Ein Mandat? Noch nicht.« Als ich mich vor fünfzehn Jahren dafür entschied, Polizist zu werden, hatte ich ein klares Ziel vor Augen – und ich habe es noch heute: Für die Menschen in Deutschland einzutreten, mich für sie stark zu machen. Als erster stellvertretender Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) Bundespolizei habe ich momentan viel bessere Möglichkeiten, mich zudem bundesweit für meine Kolleginnen und Kollegen zu engagieren, als ich sie im Bundestag hätte. Außerdem habe ich das Gefühl, in dieser Position näher an ihren Bedürfnissen dran zu sein. Tatsächlich bin ich von der Politik gar nicht so weit entfernt, denn ich bin in erster Linie Lobbyist. Ich berate sowohl die Landesregierungen als auch die Bundesregierung, wenn es um innenpolitische Gesetzesänderungen und Novellierungen geht, aber auch, wenn der Personal- und Sachhaushalt zur Debatte steht. Gleichzeitig bin ich immer wieder bei meinen Kolleginnen und Kollegen im Einsatzraum, direkt am Puls der Polizeiarbeit. Und was ich da die letzten Jahre erlebt habe, ist erschütternd und erschreckend.

  Die Polizistinnen und Polizisten reiben sich in Deutschland im wahrsten Sinne des Wortes auf. Wenn sie morgens zum Dienst gehen, wissen sie nicht, in welchem Zustand – gesund oder verletzt – sie am Abend heimkommen werden. In vielen Städten und Gegenden Deutschlands ist die Straße regelrecht zum Pulverfass geworden. Was noch vor Kurzem eine rhetorische Möglichkeit war, ist heute deutsche Lebensrealität. Es ist mittlerweile nicht mehr nur ein subjektives Empfinden, dass sich die Sicherheitslage auf das Dramatischste verändert hat. Die Kriminalstatistiken zeigen eindeutig, dass die Jugendkriminalität, die Straftaten gegen Leib und Leben sowie gegen die sexuelle Selbstbestimmung und auch Drogendelikte – vor allem in öffentlichen Parks und an Bahnhöfen – stark zugenommen haben. Ein kollektiver Freiheitsverlust durch Angst ist die Folge, die Tendenz rasant steigend.

  Auch die terroristische Bedrohungslage ist akut, immer wieder fallen Menschen religiös motivierten Terroranschlägen zum Opfer. Antisemiten sind auf dem Vormarsch. Die Verrohung der Gesellschaft schreitet auf vielen Ebenen voran. Vieles davon hat seine Ursachen in der Migrationskrise. Aber auch rechts- und linksradikale Straftaten werfen ihre Schatten über die Statistiken. All das gehört heute zur deutschen Realität. Und die Polizei als Ordnungshüter und ausführende Kraft der Staatsgewalt befindet sich mittendrin. Darüber hinaus verlieren Polizistinnen und Polizisten gegenüber bestimmten Bevölkerungsgruppen zunehmend und deutlich an Autorität und müssen deshalb auch mit mehr Gewalt gegen sich selbst rechnen. Immer wieder waren sie in letzter Zeit Opfer von verbalen und tätlichen Angriffen oder sogar von Tötungsdelikten. Beschimpft und bespuckt werden? Gehört schon zum Alltag. Obwohl sich die Sicherheitskräfte tagtäglich in einem Spannungsfeld bewegen, zwischen staatlicher Befehlsausführung und Anfeindung sowie Diffamierung in der Gesellschaft, müssen sie stets einen kühlen Kopf bewahren. Sie haben einen Eid auf unsere Verfassung geschworen: Auch wenn ihr eigenes Leben in Gefahr ist, werden sie – vom IT-Spezialisten, über den Grenzpolizisten bis hin zum Kriminalbeamten – für den Schutz der Menschen eintreten. Und das während Millionen von Überstunden jährlich.

  Wir müssen endlich einen Perspektivwechsel vollziehen! Die Politik der vergangenen Jahre hat in Deutschland eine Situation verursacht, in der sich viele meiner Kolleginnen und Kollegen als Spielball empfinden, wenig wertgeschätzt und mäßig unterstützt. Diskreditierung, Hass und Hetze, Gewalt, schlechte Ausstattung, zum Teil miese Besoldung, fehlende Karrieremöglichkeiten, veraltete Gesetze und immer wieder dieselben leeren politischen Phrasen zermürben viele Polizistinnen und Polizisten. Manche kündigen sogar, weil sie es nicht mehr ertragen. Auch, weil sie immer wieder zur Zielscheibe von Diffamierungskampagnen werden. Doch was wäre unsere Gesellschaft ohne eine ausreichende Zahl an Polizistinnen und Polizisten, die für die öffentliche Sicherheit eintreten? Es würde Anarchie herrschen! Nicht auszudenken!

  Ist es fünf vor zwölf? Nein, es ist eigentlich schon viel zu spät! Wir brauchen dringend eine radikale innenpolitische Kehrtwende. Und das im Sprint und im Marathon zugleich. Die Politikerinnen und Politiker müssen endlich mit sich selbst und mit ihren Wählern aufrichtig sein. Und sie müssen vor allem zur sicherheitspolitischen Neugestaltung bereit sein. Für immergleiches Koalitionsgetuschel sowie »Brandmauer«-Rhetorik, für leere Versprechungen und für eine scheinbare moralische Überlegenheit haben wir keine Zeit mehr. All das lähmt unser Land und schadet seinen Menschen. Sicherheitspolitik darf nicht für die Partei und ihre Wahlchancen, sondern muss für das Land gemacht werden.

  Wir brauchen dringend eine Stärkung der sozialen und sicherheitsspezifischen Infrastruktur. Zudem müssen Polizistinnen und Polizisten wieder mehr Anerkennung sowie politischen und öffentlichen Rückhalt erfahren. Wer die Polizei stärkt, setzt sich auch für die Sicherheit der Bürger ein. Und das haben wir dringend nötig.

  Ich wünsche mir ein Land, in dem wir uns alle wieder sicher und frei bewegen können, in dem wir uns nicht einschränken müssen, ein Land, in dem alle Menschen, egal welchen Geschlechts, welcher Religion und welcher sexuellen Orientierung, frei und ohne Angst leben können. Ein Land, in dem radikale Kräfte keine Chance haben. Ich wünsche mir eine starke Demokratie, die auf Freiheit und Sicherheit basiert.


  
  1
TRAUMBERUF POLIZIST

  Ich war gerade einmal fünf Jahre alt, als mich mein Onkel mit zu der Polizeiwache im Nachbarort nahm, wo er Dienst tat. Immer, wenn er bei uns zu Besuch war, fragte ich ihn aus, wie viele Verbrecher er heute schon gefasst habe. Und immer sah er mich mit ernster Miene an und antwortete: »So viele wie nötig!« Ich erstarrte jedes Mal vor Ehrfurcht. Das klang nach sehr, sehr vielen. Die Welt musste nun wieder sicher und in Ordnung sein. Mein Onkel war – gleich nach meinem Vater – ein Held für mich. Er spürte genau, wie neugierig ich auf alles war, was mit der Polizei zu tun hatte, und versprach mir deshalb, mich einmal mit auf die Wache zu nehmen und mir alles zu zeigen. Endlich war der Tag gekommen. Ich weiß noch genau, wie hellauf begeistert ich war, als mich mein Onkel im Hof hinter der Wache in einem der Streifenwagen, einem grünen Opel, sitzen ließ und ich ganz kurz das Blaulicht anschalten durfte. Ich streckte meine Arme aus und griff das Lenkrad fest mit beiden Händen. Ich versank dabei im Sitz und konnte kaum über das Armaturenbrett schauen, aber was war ich stolz wie Bolle! Ein Polizeiauto war für mich damals der Inbegriff des Abenteuers, der Macht und der Sicherheit: »Damit können sie einfach alles machen, sogar bei Rot über die Ampel fahren! Wenn so ein Auto kommt, bist du sicher. Wer da drin sitzt, dem kannst du blind vertrauen. Er ist für dich da, wenn du ihn brauchst. Das sind gute Menschen. Ja, Superhelden!« Dann wurde es noch spannender: Ich durfte einen Blick in die Gewahrsamszellen im Keller des Gebäudes werfen. Schauder! Das war noch besser als jede Geschichte auf meinen Kassetten der »Drei ??? Kids«. Als mir ein Kollege meines Onkels beim Abschied noch seine schwere schwarze Dienstjacke mit dem Schriftzug Polizei über die Schulter legte, war mein Glück perfekt. Sie reichte fast bis zum Boden, als ich so vor ihm stand und ihn anstrahlte. Ich werde den Geruch des Leders nie vergessen. Er wird mich immer daran erinnern, dass ich von diesem Moment an einen Traumberuf hatte: Polizist.

  Bis es so weit war und ich den Beruf tatsächlich ergreifen konnte, gab es allerdings noch einige Hürden zu überwinden. Denn so einfach war das für mich gar nicht. Ich wurde von meinen Grundschullehrern in Rheine, wo ich aufgewachsen bin, für die Hauptschule vorgeschlagen. Die absolut richtige Entscheidung für mich zu der Zeit. Ich war damals weder grottenschlecht noch konnte ich herausragende Leistungen vorweisen. »Ein gutes Pferd springt nur so hoch, wie es muss«, sagt man bei uns im Münsterland. Und so war es auch bei mir. Ich war damals einfach nicht bereit, mehr als das Nötigste zu leisten und hatte auch keine hohen intellektuellen Ansprüche an mich selbst.

  Zu Hause bekam ich keinerlei Druck, auf eine höhere Schule zu gehen. Für meinen Vater, einen Polier auf dem Bau, und für meine Mutter, die im Krankenhaus als Stationshilfe arbeitete, war das kein Thema. Für sie war so alles richtig und gut. Die Lehrer werden das schon einschätzen können. Wenngleich meine schulischen Leistungen mäßig waren, ging ich dennoch nicht in der Masse unter. Ab der 5. Klasse wurde ich jedes Jahr wieder und wieder zum Klassensprecher und in der 10., der Abschlussklasse, sogar zum Schulsprecher gewählt. Ich hatte schon früh das Bedürfnis, für andere einzutreten, mich vor Schwächere zu stellen und sie zu schützen. Meine Mitschüler schienen von Anfang an gemerkt zu haben, wie wichtig es mir war, für Gerechtigkeit einzutreten. Es war mir immer daran gelegen, meine feste innere Überzeugung auch nach außen zu tragen. Außerdem hatte ich eine vermittelnde und ausgleichende Art. Je älter ich wurde, umso wichtiger wurde es mir, dass mir meine Mitschüler vertrauten und ich die gesamte Schülerschaft vertreten durfte. Ich fühlte mich geehrt, bei Lehrerkonferenzen mitreden zu dürfen, auf bestimmte Disziplinarmaßnahmen gegenüber Mitschülern einwirken zu können und, da wo ich konnte, Streit zu schlichten. Das soziale Miteinander war mir wichtiger als irgendein geistiger Höhenflug. Außerhalb der Schule hatte ich genug anderes zu tun als Hausaufgaben: Wie alle meine Kumpels spielte ich Fußball, ich war Messdiener in der Kirche und trug Zeitungen aus, um etwas Geld zu verdienen. Ich sparte nämlich auf einen Roller. Ein anderer Job lag mir aber noch viel mehr: Die Caritas vermittelte damals junge Menschen an Familien mit Kindern, die Autismus oder eine Behinderung hatten. Die Jugendlichen entlasteten die Eltern, indem sie für sie babysitteten oder mit ihnen als Unterstützung irgendwelche Freizeitaktivitäten unternahmen, sie zum Beispiel auf die Kirmes begleiteten. Das war genau mein Ding. Die Arbeit mit Menschen machte mir riesigen Spaß – und ich wurde gebraucht. Auch das gab mir ein gutes Gefühl. Ich konnte Gutes tun und gleichzeitig damit Geld verdienen – perfekt!

  In all der Zeit blieb ich dabei: Ich wollte Polizist werden. Doch eine Voraussetzung, um sich überhaupt bei der Polizei bewerben zu können, war die Mittlere Reife. Mit meinen Noten war der Sprung auf die Realschule allerdings nicht möglich. Meine Strategie »Leistung auf Sparflamme« hatte nicht funktioniert. Ich war frustriert und von mir selbst enttäuscht. Aber das stachelte meinen Ehrgeiz an – es musste doch einen Weg geben … Und tatsächlich: Ich fand heraus, dass man die Möglichkeit hatte, sich für den Polizeidienst zu bewerben, wenn man zusätzlich zum Hauptschulabschluss eine abgeschlossene Ausbildung vorweisen konnte. Der gehobene Dienst schien damit allerdings unerreichbar, denn dafür brauchte man das Abitur. Für mich war also ein praktischer Zwischenschritt nötig. Mit wenig Enthusiasmus begann ich eine Lehre als Fachkraft für Schutz und Sicherheit. Das konnte mir später bei der Polizei nur zugutekommen, dachte ich mir. Doch nach nur drei Monaten wurde meinem Ausbildungsbetrieb von der IHK die Lizenz entzogen. Ich stand quasi auf der Straße und hatte erst einmal keine Ahnung, wie es weitergehen sollte. Eine andere Ausbildung anfangen? Aber was? Ich hatte schon in der kurzen Zeit gemerkt, dass dieser Beruf eigentlich nichts für mich ist. Wieder musste ich etwas um die Ecke denken. Ich bewarb mich schnellstens bei allen Berufsschulen im näheren Umkreis in der Hoffnung, dass ich auf einer von ihnen zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen würde. Denn wenn mir das gelänge, hätte ich schon nach dem ersten Jahr den Realschulabschluss in der Tasche und nach zwei weiteren Jahren eine abgeschlossene Ausbildung. Ich konnte mein Glück nicht fassen: Das Berufskolleg der Stadt Rheine nahm mich in den Kurs mit der Fachrichtung Metall auf.

  Hier legte ich mich bedeutend mehr ins Zeug als auf der Hauptschule, schließlich wollte ich meine Chance nutzen. Der Metallberuf allerdings, das merkte ich schnell, war nichts für mich. Überhaupt wurde mir immer klarer, dass das Handwerk, egal welches, nicht wirklich zu mir passt. Stattdessen wurde mein Wunsch, endlich in einer Polizeiuniform zu stecken, immer stärker. Dementsprechend strengte ich mich derart an, dass ich das erste Berufsschuljahr doch recht passabel mit der Mittleren Reife abschließen konnte. Als ich das Zeugnis in Händen hielt, musste ich mir eingestehen, dass das gar nicht so schwierig gewesen war. Aber von nichts kommt eben nichts. Man musste sich etwas anstrengen. Das hatte ich jetzt begriffen. Mit 19 Jahren war es endlich so weit: Ich konnte mich bei der Polizei bewerben. Ich schickte meine Unterlagen zur Bundespolizeiakademie in Lübeck und wartete auf eine Einladung zum schriftlichen Teil des Eignungsauswahlverfahrens. Das war noch keine große Hürde. Da ich nicht nur wartend herumsitzen konnte und wollte, meldete ich mich zeitgleich auf der städtischen kaufmännischen Schule an, mit dem Ziel, dort das Fachabitur zu machen. Sollte es mit dem mittleren Dienst bei der Polizei nicht klappen, dann würde ich eben studieren. Auch danach als Zeitsoldat zur Bundeswehr zu gehen, war eine Option. Der schriftliche Polizei-Eignungstest, an dem ich in Bochum teilnahm, lief gut. Meine Hoffnung auf ein Weiterkommen war groß. Allerdings ließ das Ergebnis auf sich warten. Also bereitete ich mich erst einmal weiter auf das Fachabitur vor, war mit den Gedanken aber meist anderswo, denn ganz ehrlich: Eigentlich kam nicht wirklich etwas anderes als die Polizei für mich infrage. Ich war ungeduldig und gleichzeitig vorsichtig. Die ganze Zeit über achtete ich darauf, dass ich mich beim Sport oder bei anderen Aktivitäten nicht verletzte. Denn irgendein körperlicher Schwachpunkt, eine Blessur, könnte meine Chancen beim praktischen Teil des Bewerbungsverfahrens zunichtemachen. Ganz abgesehen davon war damals aufgrund der Finanzkrise gar nicht einmal klar, ob in absehbarer Zeit überhaupt neue Polizisten eingestellt würden. Es war also alles offen, was ich als ziemlich nervenaufreibend empfand.

  Der ersehnte Brief kam dann aber schneller als gedacht: Ich hatte den schriftlichen Teil bestanden und erhielt eine Einladung der Bundespolizei, ein halbes Jahr später am zweiten und dritten Teil des Auswahlverfahrens teilzunehmen. Den sportlichen Eignungstest nahm ich mit links, und auch die polizeiärztliche Untersuchung lief gut. Doch das bevorstehende Vorstellungsgespräch bei der Eignungskommission verursachte mir Bauchschmerzen. Ich war schrecklich aufgeregt und fragte mich, ob ich den Herausforderungen im Polizeialltag überhaupt gewachsen sei. Solche Selbstzweifel kannte ich gar nicht von mir. Ich war mir doch immer so sicher gewesen. Deshalb redete ich mir gut zu: »Okay, Manuel, Augen zu und durch!« Und Gottseidank, kurz vor dem Vorstellungsgespräch wurde ich glücklicherweise wieder ganz ruhig. Ich hätte ja jetzt sowieso nichts mehr ändern können.

  Was war das für eine Qual, nach dem Vorstellungsgespräch eineinhalb Stunden lang vor geschlossener Tür auf das Ergebnis zu warten! Nervös lief ich hin und her. Als der Vorsitzende der Kommission endlich herauskam, mir auf die Schulter klopfte und mich wieder in den Raum holte, ahnte ich es schon. Es passierte das, wovon ich mein Leben lang geträumt hatte: »Herr Ostermann, sie sind hier genau richtig. Herzlich Willkommen bei der Bundespolizei!« In diesem Moment brach der Damm. Ich, der ach so gestandene starke junge Mann, heulte Rotz und Wasser. Vor Erleichterung. Vor Freude. Vor Stolz. Ich war fast am Ziel angekommen.

  Als ich nach Hause kam, wurde gerade der Geburtstag meiner Schwester gefeiert. Die gesamte Verwandtschaft war anwesend. Alle Augen waren auf mich gerichtet. Ich strahlte. Als mich mein Onkel, der normalerweise eher zurückhaltend ist, zur Tür hereinkommen sah, stand er als Erster vom Tisch auf und nahm mich in die Arme: »Glückwunsch, Kollege!« Ich glaube, niemand freute sich so sehr mit mir wie er. Ein Kreis hatte sich geschlossen. Noch erschien es mir ganz surreal. Wirklich? Kollege? »Siehst du, es hat doch alles funktioniert«, bekräftigte meine Mutter aus dem Hintergrund das Unfassbare.

  Leider war mit der Einstellungszusage im März 2010 noch lange nicht der Tag gekommen, an dem ich meine Ausbildung beginnen konnte. Es dauerte noch fast ein halbes Jahr, bis ich am 1. September meinen Dienst im Aus- und Fortbildungszentrum der Bundespolizei antreten durfte. Eine gefühlte Ewigkeit. Die erste Station war schließlich Walsrode in Niedersachsen. Schon die erste Woche übertraf alle meine Erwartungen. Gemeinsam mit etwa 75 Kolleginnen und Kollegen ging es erst einmal darum, die Buden zu beziehen, Uniformen anzuprobieren, sich kennenzulernen, erste formale Ausbildungseinheiten zu absolvieren. Wir hatten von Anfang an eine gute Kameradschaft. Ich fühlte mich sauwohl und strotzte vor Enthusiasmus. Als ich am Wochenende in mein Auto stieg und in das zwei Stunden entfernte Rheine fuhr, konnte ich es kaum erwarten, mich meinen Eltern in voller Montur zu zeigen. »Jetzt hast du es halt geschafft!«, begrüßte mich meine Mutter strahlend. Und auch meinem Vater konnte man anmerken, wie stolz er auf mich war, während ich unablässig von den ersten Tagen als Polizist erzählte. Ich bat meine Mutter, die Uniform für mich zu waschen. Als ich sie später im Garten auf der Wäschespinne trocknen sah, konnte ich mir den Gedanken nicht verkneifen, dass sie nun alle Nachbarn sehen konnten. Am Sonntag ging es, die Uniform ordentlich gefaltet und gepackt, wieder los. Zweieinhalb Jahre lang war ich nun unter der Woche in der Polizeischule und am Wochenende zu Hause.

  Im ersten Jahr genoss ich vor allem die Struktur und Ordnung, die an der Polizeischule galt. Und ich mochte die Vielseitigkeit der Ausbildungskomponenten: Vom Hose-Falten, über das Stube-Putzen bis hin zu Psychologie, Kriminalistik, Schieß- und Situationstraining sowie Erste-Hilfe-Kurse, Funken und Einsatzrecht. Es war aus so vielen Bereichen etwas dabei, dass es einem einfach nie langweilig wurde. Auch die hierarchisch basierte Disziplin, die herrschte, fühlte sich für mich richtig an. Alle Auszubildenden standen grüßend auf, wenn ein Dozent oder ein Lehrgruppenleiter in ein Zimmer kam. Ich weiß, dass heute in den Polizeischulen ein anderer Wind weht – sie sind eher universitär geprägt. Einen derartigen Korpsgeist, der damals noch selbstverständlich war, gibt es nicht mehr. Jede Generation hat ihren Weg.

  Es ist fast nicht zu glauben, aber es gab nie Ärger oder Zoff. Die Atmosphäre war immer kollegial und positiv. Wir hatten eine rundum tolle Zeit. Zum Großteil waren sicher auch unsere Ausbilder dafür verantwortlich. Ich hatte einige wunderbare Vorgesetzte, die mich mit ihrem Vorbild und ihrem Charisma bis heute prägen. Sie verkörperten für mich das Ideal eines Polizeibeamten: eindeutig in der Kommunikation, sicher im Auftreten, klar im Handeln und das Herz am rechten Fleck.

  Im zweiten Dienstjahr wurde es aber erst richtig interessant. Jetzt begannen für uns Bundespolizisten die Praktika vor Ort: Flughafen, Grenze, Bahn und Bereitschaftspolizei. Für mich als Hubschrauber-Fan gehörte der Flug mit einem EC 135 Eurocopter zum absoluten Highlight bei der Grenzpolizei. Obwohl mein Dienstwunsch nach der Abschlussprüfung »Bahnhof oder Grenze« hieß, wurde ich zuerst für ein Jahr an den Flughafen Frankfurt versetzt. Ich weiß noch, wie es sich anfühlte, das erste Mal zum Dienst zu fahren. »Jetzt bist du auf dich allein gestellt. Jetzt steht keiner mehr hinter dir. Jetzt musst du hinter denen stehen, die dich brauchen. Die Menschen verlassen sich jetzt auf dich«, ging es mir durch den Kopf. Ich war bereit.

  Der Schichtdienst am Flughafen verlief relativ ereignislos. Ich hatte nette Kollegen und eine lehrreiche Zeit. Aber das war es dann auch für mich. Ich wollte mehr im Geschehen sein. Mich zog es immer noch zur Grenz- und Bahnpolizei, auch die Bereitschaftspolizei reizte mich. Letztendlich wurde es die mobile Kontroll- und Überwachungseinheit, die damals in Goch stationiert war, aber einen großen Radius hatte. Dort wurde es bedeutend aufregender: Wohnungsdurchsuchungen, Versammlungslagen, Fußballeinsätze, Observation, Gewaltprävention, Grenzfahndung und so weiter. Bei der Aufgabenvielfalt schlug mein Adrenalinlevel regelmäßig im Dienst aus. Vor allem bei den Einsätzen an den Bahnhöfen, die wir regelmäßig hatten, ging es hoch her. Zwangsmaßnahmen waren bei unseren Einsätzen häufig nötig, um die Situation unter Kontrolle zu bringen. Der zunehmende Gewaltpegel war schon damals deutlich zu spüren. Aber ich war weiterhin am richtigen Platz. Keine Frage.

  Jeder normale Mensch hat ein Schutzbedürfnis. Als Polizist gehst du dahin, wo Menschen Hilfe brauchen oder von wo andere fliehen. Mir war bewusst, dass ich jedes Mal, wenn ich zu Gewaltdelikten, zu einem Notfall oder zu irgendeiner gefährlichen Situation gerufen werde, mein Leben riskiere. Jedes Mal, wenn ich zum Dienst gefahren bin, habe ich immer wieder bewusst diese Entscheidung getroffen: »Ich bin bereit, mich mit Leib und Leben für den Schutz der Menschen in meinem Land einzusetzen. Dafür lohnt es sich, dass ich alles gebe. Ich will, dass die Menschen hier frei und sicher leben können.«

  Eines Tages fiel mir noch ein anderes Amt mehr oder weniger in den Schoß. Noch recht dienstjung wurde ich zum Personalratsvorsitzenden gewählt. Das hatte eine prägnante Vorgeschichte: Ich war seit 2014 Mitglied der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) und hatte es ein Jahr später gewagt, bei einer Personalversammlung als einfacher Polizeimeister aufzustehen und meine Meinung zu sagen. Seit die Migrationskrise ihren Anfang genommen hatte, brodelte es ziemlich in den Reihen der Polizei. Auch mir ging einiges gegen den Strich. Ich ließ meinem Unmut freien Lauf und sagte, was mich störte, wie die Realität aussah, was tragbar war und was nicht. Ich nahm kein Blatt vor den Mund. Als ich mich wieder setzte, konnte ich mich kaum noch daran erinnern, was genau ich gesagt hatte. Wie benommen hörte ich nur den tosenden Applaus von der versammelten Mannschaft. Bleibt zu erwähnen, dass der damalige Polizeipräsident bei der Versammlung auch anwesend war, was wohl ein Grund mehr für die anderen war, meinen Mut zu bewundern. Später strömten mehrere Kollegen auf mich zu und baten mich innigst, eine aktive Rolle in der Gewerkschaft zu übernehmen. Ich hätte bewiesen, dass ich genau der Richtige für so einen Job sei. Tatsächlich musste ich nicht lange überlegen: Warum nicht?!

  Auch die Gewerkschaftsarbeit machte mir sofort Spaß. Es liegt mir einfach im Blut: Wieder konnte ich auf Ungerechtigkeiten hinweisen, Kompromisse erwirken, durfte und musste für meine Kolleginnen und Kollegen eintreten. Das kannte ich ja schon aus Schulzeiten. Das funktionierte so gut, dass es plötzlich Schlag auf Schlag ging: 2017 Beauftragter der jungen Polizei der DPolG Bundespolizei im Bezirksverband NRW, Anfang 2018 stellvertretender Beauftragter DPolG Bundespolizei auf Bundesebene, Ende 2018 ebenda stellvertretender Bundesjugendleiter, 2019 stellvertretender Bundesvorsitzender der DPolG Bundespolizeigewerkschaft, 2023 ihr erster stellvertretender Bundesvorsitzender sowie Mitglied im Bundesvorstand der DPolG Bund.

  Zwischenzeitlich wurde ich von meinem Dienst auf der Wache freigestellt und bin seither als Personalrat tätig. Aber ganz den Kontakt verliert man in so einer Position natürlich nicht. Man muss ja schließlich wissen, wofür man sich einsetzt, und verbringt auch immer wieder Phasen an der Basis, bei den Polizisten vor Ort.

  So hat sich mein Berufsweg mit der Zeit doch etwas anders entwickelt als ursprünglich geplant. Aber das ist offensichtlich mein ganz spezieller Weg als Polizist. Auch in meiner heutigen Position trage ich meinen Beitrag dazu bei, unsere Verfassung zu schützen. Ich bin in Frieden und Freiheit aufgewachsen, und ich will, dass auch zukünftige Generationen dieses Privileg genießen können.

  Gerade komme ich von der Vereidigung neuer Bundespolizistinnen und -polizisten zurück, an der ich teilnehmen durfte. Endlich einmal wieder in Uniform unterwegs! Im leeren Stadion von Borussia Mönchengladbach schworen sieben junge Menschen einen Eid auf unsere Verfassung. Die Kulisse war fantastisch und erhebend: der weite grüne Rasen und die beschützende Hülle der Zuschauerränge, aber der freie Blick nach oben in den Himmel. Die Aura von Einsatz, Anstrengung, von vibrierender Energie und Enthusiasmus, von Gewinnen und von Verlieren, von allem, was unser Leben ausmacht, war deutlich zu spüren. Es hätte für diesen Moment nicht passender gewählt sein können. Genau wie ich lieben diese frisch vereidigten Beamtinnen und Beamten unser Land. Sicher haben auch sie ihren Beruf aus ähnlichen Gründen gewählt wie ich. Auch sie sind bereit dazu, tagtäglich große Verantwortung zu übernehmen und verbindlich dafür einzustehen, dass es uns allen gut geht. Als ich in die Gesichter meiner neuen Kolleginnen und Kollegen sah, musste ich lächeln: Ja, es ist auch mein Traumberuf.
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ANARCHIE?
NEIN DANKE!

  Man hat es gerade während des Wahlkampfes zum Bundestag 2025 gesehen: Nichts ist mehr, wie es war. Wo Parteimitglieder aller Couleur früher friedlich in der Fußgängerzone stehen konnten und mit Passanten ins Gespräch kamen, freundlich Kugelschreiber und Aufkleber verteilten, fanden nun vehemente Einkesselungen von Parteiständen durch Gegner der Parteien AfD und CDU statt, sodass man die Wahlhelfer und die anwesenden Politikerinnen und Politiker gar nicht mehr im Vorbeischlendern erreichen konnte. Diese Art von Freiheitsverlust stellte eine reale Bedrohungslage dar, auf die sich die Polizei einstellen musste. Was, wenn es eskaliert? Was, wenn ein Stein geworfen wird? Was, wenn jemand verletzt wird? Was, wenn nur ein einziger Mensch ausrastet und die anderen mitzieht? Also musste sich die Polizei schützend, wie ein Puffer, zwischen die innen im Kessel und die, die ihn formierten, stellen. Was für ein zusätzlicher kräftemäßiger und finanzieller Aufwand!

  Parteigebäude der unliebsamen, jeweils Anders-Denkenden wurden in der Zeit beschmiert und beschädigt. Wahlplakate wurden an vielen Orten quer durch die Republik abgerissen und zerstört – und davon waren so ziemlich alle Parteien betroffen. Es wurden sogar Autos von Politikern angezündet. Die Politiker selbst wurden auf dem Weg zu ihren Parteitagen beleidigt, bedroht, genötigt und mindestens an der Weiterfahrt gehindert. Manche von ihnen wurden sogar angegriffen und schwer verletzt. Ohne Polizeischutz wären diese Veranstaltungen und die Wahlkampfaktionen auf den Straßen gar nicht möglich gewesen. Die Polizei konnte zwar das Schlimmste vor Ort verhindern, aber die lautstarken und aggressiven Aktionen machten auch vor der virtuellen Welt nicht Halt. Dort sind sie leider nicht so schnell zu bekämpfen. Es gab koordinierte Social-Media-Kampagnen, die das Ziel hatten, Andersdenkende und Politiker zu verunglimpfen, zu bedrohen und letztendlich moralisch und per Rufmord sozial zu zerstören. Auch die Polizei als Institution wurde hier immer wieder verbal angegriffen.

  Ich selbst wurde schon vielfach Zeuge davon, wie weit selbsternannte »Verteidiger der Demokratie« zu gehen bereit sind. Damit ich im Februar 2025 eine Veranstaltung zum Thema »Migration und europäische Agentur für Grenz- und Küstenwache (Frontex)«, besuchen konnte, mussten 110 Polizisten den Veranstaltungsort großräumig sichern. Nur entlang einer Polizeikette konnte ich unbeschadet in das Haus hineingelangen, um dort einen Vortrag zu halten. Und um es auch wieder unbehelligt verlassen zu können. Auch wenn ich als Gewerkschafter und nicht als Beamter auftrat, könnte man salopp sagen: Ein Polizist brauchte also selbst Polizeischutz. Ich bin durch meine dienstliche Erfahrung schon Einiges gewöhnt, aber das war auch für mich gänzlich neu. So weit ist es schon gekommen. Ohne die Polizeipräsenz hätte diese Veranstaltung gar nicht stattfinden können. Man darf in dieser Situation nicht vergessen, dass sich mögliche Aggressionen nicht nur auf mich konzentrierten. Schlimmstenfalls wären auch friedliche Menschen, die an dieser Veranstaltung teilnahmen, zu Schaden gekommen. Tatsächlich wurden elf meiner Kollegen während dieses Einsatzes verletzt, als die linken Aktivisten gewaltsam versuchten, in das Gebäude einzudringen. Man mag sich nicht vorstellen, was geschehen wäre, wenn sie es geschafft hätten. Elf verletzte Polizisten wegen eines Vortrags bei einer Veranstaltung der CDU – wer hätte sich das vor ein paar Jahren überhaupt vorstellen können?

  Auch wurden während des Wahlkampfes einseitige und zum Teil haltlose Einzelmeinungen in den Medien veröffentlicht, um Veranstaltungen und deren Redner zu diskreditieren. Es war schon erstaunlich, mitzuerleben, wie Stimmungsmache strukturell platziert wurde. Mit etwas Abstand blicke ich auf diese Zeit und muss sehr erstaunt feststellen, dass einige wenige Meinungsmacher immer wieder versuchen, den Takt anzugeben, wenn es darum geht, alles, was ihnen nicht in den Kram passt, als »rechts« zu framen – ohne Rücksicht darauf, dass sie damit anderen schaden. Erstaunt bin ich auch deshalb, weil manche sonst sehr respektable Medien diese undifferenzierten Äußerungen veröffentlicht und damit ihren Teil dazu beigetragen haben. Eine Gegendarstellung war offenkundig nie gewünscht. Wasser auf die Mühlen der Linksradikalen.

  Grölende und auch zur Gewalt bereite »Linksaußen-Kämpfer« haben mit diesem Verhalten wieder einmal ziemlich deutlich gezeigt, was sie von Meinungsfreiheit halten: Nämlich gar nichts. Diese Szene war kein Einzelfall und ist auch kein fiktives Beispiel, sondern deutsche Realität im Bundestagswahlkampf 2025. Es sind die Auswüchse des viel beschworenen »Kampfes gegen Rechts«, der von manchen aber vielmehr als Synonym für einen in Wahrheit antidemokratischen Aktivismus verstanden und missbraucht wird. Nicht nur Linke oder Linksextreme versuchen, ihre Ideologie immer häufiger unter dem Deckmantel des »Kampfes gegen Rechts« durchzusetzen. Auch andere Menschen lassen sich, in der gutgläubigen Annahme, sie würden einen demokratischen Diskurs öffentlich führen, bei Demonstrationen nicht selten von Extremisten instrumentalisieren, indem sie unkritisch unter den Fahnen von Attac, Antifa und Co. mitlaufen. Radikalen Linken geht es nicht um einen demokratischen Diskurs, auch nicht um ein Ringen um die beste Lösung, die alle Seiten mit einbeziehen mag. Es geht ihnen vielmehr darum, sich mit ihrer Meinung als einzig richtige zu behaupten – egal mit welchen Mitteln. Ihre Wahrheit soll die Wahrheit für alle sein. Dazu gehört unter anderem auch ein strukturelles Konzept zur Ablehnung der Polizei, das darlegen soll, warum die Polizei entwaffnet oder gar abgeschafft gehört. Das Konzept, das inhaltlich ohne Fundament ist, fordert haltlose und willkürliche Maßnahmen. Faktenfrei und populistisch soll hier die Exekutive als Problem Deutschlands dargestellt werden. Eine schwache Polizeimacht ermöglicht eine schnellere Festigung der eigenen Machtstrukturen. Gewünscht ist, dass man ihnen nicht in die Quere kommt. Radikale Linke gibt es nicht gerade wenig in Deutschland: Laut Bundesamt für Verfassungsschutz ist das linksextremistische Personenpotenzial 2023 nach Abzug von Mehrfachzuordnungen um 1,4 Prozent auf circa 37.000 Personen angestiegen. Davon sind 11.200 als gewaltorientiert einzuschätzen.3

  Solche Gewalt-Eskalationen sind, wie wir alle wissen, nicht neu. Schauen wir ein paar Jahre zurück auf ein weiteres Parade-Beispiel linker Gewalt. Erinnern Sie sich an den G20-Gipfel, der im Juli 2017 in Hamburg stattfand? Woran genau erinnern Sie sich? Dass zum zwölften Mal Repräsentanten der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer zusammenkamen? Dass neben ihren Staats- und Regierungschefs auch Vertreter internationaler wirtschafts- und handelspolitischer Organisationen teilnahmen? Daran, dass bei den Veranstaltungen unter anderem die hungernden Menschen in Afrika, ein freier Welthandel, das Pariser Klimaabkommen und der weltweite Terrorismus im Mittelpunkt standen? An die Ergebnisse der Gespräche der dort anwesenden mächtigsten Staatsoberhäupter der Welt? Nein, wohl eher nicht. Aber Sie erinnern sich sicher an die Ausschreitungen, an die Welle der Randale und Gewalt, an die hochexplosive Zerstörungswut der Linksradikalen, die diese wichtige Zusammenkunft begleitet und gelinde gesagt überschattet hat. Sie erinnern sich vielleicht nicht an die genaue Zahl. Aber daran, wie viele Polizisten zum Schutz dieses Gipfels – und der Stadt und ihrer Bürgerinnen und Bürger – im Einsatz waren. Sage und schreibe 31.000 Beamte mussten schon Tage vor dem Gipfel Dienst tun. Es wurden sogar Sicherheitskräfte aus Österreich und aus den Niederlanden hinzugezogen. Auf der Gegenseite standen Zehntausende Gegner des Treffens, von denen sich zahlreiche äußerst gewaltbereit zeigten. Es herrschte Chaos auf den Straßen: Blockaden der Staatskonvois, brennende Autos, Barrikaden, zerstörte Schaufenster, fliegende Molotowcocktails, Plünderungen, Straßenschlachten. Alles ging auf die Rechnung der sogenannten Autonomen.

  Wenn es bei solchen Tumulten um die notwendige Gewaltanwendung durch Polizeikräfte geht, posaunt die linke Klientel immer gern: »Polizeigewalt!« und stellt sich – gern vor laufender Kamera – als Opfer dar. Polizeigewalt allerdings ist legitim, wenn sie zur Wahrung unserer Rechtsordnung notwendig ist. Wenn überhaupt müssen wir von rechtswidriger Polizeigewalt sprechen und darüber entscheidet im rechtsstaatlichen Verfahren immer noch ein deutsches Gericht und sonst niemand. Aber mit dem rechtsstaatlichen Verfahren und deren Akzeptanz haben diese Menschen bekanntlich ein Problem. Schon diese innere Einstellung empfinde ich als äußerst problematisch.

  Mitten in diesen Tumulten fanden zusätzlich noch Auseinandersetzungen zwischen Türken und Kurden auf den Straßen statt. Bei diesen ganzen Ausschreitungen wurden Hunderte von Menschen verletzt, darunter viele Polizisten. Symbolisch für die viel zu lasche Strafzumessung in solchen Fällen zeigt sich, dass nur zwei von vielen militanten Gipfelgegnern im September 2024 vom Landgericht Hamburg wegen Landfriedensbruch, Beihilfe zu versuchter gefährlicher Körperverletzung und Beihilfe zum tätlichen Angriff auf Polizeibeamte zu 90 Tagessätzen à 15 Euro verurteilt worden sind.

  Immer wieder werden Polizisten – auch von nicht gewalttätigen Demonstranten – als »Bullenschweine« und noch schlimmer beschimpft. Sie werden beleidigt, bespuckt, angegriffen und verletzt. Polizisten, die Vertreter des Staates, werden schlichtweg als »der Feind« wahrgenommen. Bestimmte linke Gruppierungen verachten den Staat, sie hassen die Polizei und fordern wie schon gesagt sogar deren Entwaffnung, ja gar ihre komplette Abschaffung. Aber warum ist für diese Menschen der Staat denn der Feind? Kann es wahr sein, dass diese Menschen wirklich das Chaos wünschen? Ist ihnen nicht bewusst, was es bedeuten würde, wenn wir keine bewaffnete Polizei hätten? Kein Mensch mit einem gesunden Menschenverstand kann so etwas wollen oder fordern.

  Man stelle es sich einmal vor: Eine Gesellschaft ohne eine Polizei, die über eine entsprechende Ausstattung (Waffen, Uniform, Dienstfahrzeuge et cetera) und eine zielführende gesetzliche Befugnis verfügt. Was bitte wäre dann in Deutschland los? Mit Zehntausenden solcher Menschen wie oben beschrieben und mit unzähligen potenziellen Kriminellen würde unser Land innerhalb kürzester Zeit im Chaos versinken. Nein, das wäre dafür nur ein Euphemismus. Es würde Anarchie herrschen und würde mit Sicherheit das Ende der Demokratie bedeuten. Mit der Abschaffung des Rechtsstaates wäre unser Alltag noch viel mehr, als es schon der Fall ist, von Mord, Totschlag, Raub, Diebstahl, von Sachbeschädigung und von Vergewaltigungen geprägt. Und all diese Delikte blieben folgenlos. Keiner würde sich darum kümmern. Sicher könnte man sich nirgends mehr fühlen. Es würde allein das Recht des Stärkeren gelten. Ohne die Polizei wäre Deutschland schlichtweg nicht mehr bewohnbar.

  Denken diese Randalierer und linken Chaoten eigentlich einmal ihre dumpfen und dummen Forderungen nach einem schwachen Staat wirklich konsequent durch? Offensichtlich nicht. Denn wenn sie es täten, würden sie zu dem Schluss kommen, dass sie selbst die Leidtragenden wären und auch im totalen Chaos leben müssten. Dann wäre die fahnenschwingende Randale mit Event-Charakter (»Mal so richtig die Sau rauslassen!«) der schwarz Vermummten nicht nach zwei, drei Tagen vorbei. Man könnte sich nach dem »Bullen-Kloppen« nicht einfach wieder daheim gemütlich auf das Sofa vor den Fernseher setzen und ein Bier nach dem anderen trinken. Brennende Autos, entglaste Gebäude und Gewalt wären der Alltag – wie in einem dystopischen Film. Kinder könnten nicht friedlich zur Schule gehen, Frauen könnten sich nicht abends allein draußen bewegen, und stets prall gefüllte Supermarkt-Regale wären nicht selbstverständlich. Öffentliche Verkehrsmittel? Fehlanzeige! Diese ach so politisch Engagierten würden schnell merken, dass sie selbst darunter leiden, wenn staatliche Strukturen aufgeweicht oder gar abgeschafft wären. Ganz abgesehen von der fehlenden Sicherheit: Wer würde dann für den Lebensunterhalt der Millionen von Sozialhilfeempfängern aufkommen? Wer würde die medizinische Versorgung gewährleisten? Wer für befahrbare Straßen sorgen? Wer würde die Schulen sichern? Wer würde für die Renten und die Pflege im Alter aufkommen? Die Polizei verhindert durch ihre Arbeit auf der Grundlage unserer Verfassung, dass es zum Chaos kommt. Für jeden vernünftig denkenden Menschen ist das alles ganz selbstverständlich, sollte man meinen.

  Aber es gibt nicht nur die gefährlichen Chaoten auf den Straßen. Noch bedenklicher ist, dass es im offiziellen politischen Spektrum Menschen gibt, die sich ganz unverhohlen mit einer eindeutigen Absichtserklärung gegen eine starke Polizei engagieren und somit auch den Staat entkräften wollen. Sie spielen den linksextremen Kräften damit in die Hände und gewinnen umgekehrt wieder deren Wählerstimmen. So ist es längst kein Geheimnis mehr, dass die Polizei bei der Partei Die Linke und bei Teilen der Grünen Jugend, gelinde gesagt, sehr wenig Zustimmung erfährt. Immer wieder steht sie bei Politikern dieser Parteien im Schussfeuer der Beschuldigungen und Anfeindungen, aber auch der Verleumdungen und Diskreditierungen.

  Bei aller linksradikal-anarchischer und linkspolitischer Agitation darf man nicht vergessen, dass ebenso rechtsextreme Kräfte den Staat und die Rechtsstaatlichkeit herausfordern und auf ihre Weise bedrohen. Vor allem die Reichsbürgerbewegung, die in den 1980er-Jahren entstand, ist in den vergangenen Jahren immer mehr in den Fokus der Öffentlichkeit und auch des Verfassungsschutzes geraten. Der Verfassungsschutz geht von einer Mitgliederzahl von etwa 20.000 Personen aus, davon gelten nach dessen Einschätzung circa 1000 Personen als rechtsextrem. Die Bewegung besteht aus losen Gruppen und Einzelpersonen, die die Existenz der Bundesrepublik Deutschland als souveränen Staat ablehnen oder gar abstreiten. Genauso lehnen die Reichsbürger folglich die Repräsentanten unseres Staates sowie unsere Rechtsordnung ab. Mit ihrer rechtsextremen Ideologie lehnen sie die Demokratie als Rechtsform grundsätzlich ab. Sie sind zudem gegen eine offene und pluralistische Gesellschaft. Auf der Basis ihres angewandten Geschichtsrevisionismus wird eine Wiedereinsetzung der Monarchie herbeigesehnt. Doch beim Sehnen bleibt es nicht. Ihrer Auffassung nach besteht das Deutsche Reich beziehungsweise das Deutsche Kaiserreich weiterhin fort und wird durch eine »kommissarische Reichsregierung« vertreten, die von verschiedenen konkurrierenden Gruppen beansprucht wird. Weil sie sich nicht mehr als Teil unseres Rechtsstaates sehen, weigern sich diese Rechtsextremen, Steuern und Bußgelder zu zahlen. Auch Gerichtsbeschlüsse und Verwaltungsentscheidungen betrachten sie für sie als nichtig und leisten ihnen daher nicht Folge. Der Szene ordnen sich sogenannte Selbstverwalter zu, die meinen, durch öffentliche Erklärungen aus der Bundesrepublik und ihrer Gesetzgebung austreten zu können.

  Aber dem nicht genug: Manche Splittergruppen haben sich offenbar bis zu den Zähnen bewaffnet und Umstürze geplant. So wurde 2022 die Reichsbürgergruppe um den Anführer Heinrich XIII. Prinz Reuß festgenommen, weil sie ein beachtliches Waffenarsenal angelegt hatte. Der Bundesgerichtshof ging davon aus, dass die Gruppe damit geplant hatte, unser Regime zu stürzen und eine neue Regierung einzusetzen. Bundesweit fand eine umfassende Razzia statt, an der 3000 Polizisten beteiligt waren und bei der 150 Objekte durchsucht wurden. So durchkämmte die Antiterroreinheit der Bundespolizei GSG 9 unter anderem das Jagdschloss Waidmannsheil bei Bad Lobenstein in Thüringen.

  Im März 2025 endete ein weiterer spektakulärer Prozess rund um die Reichsbürger-Szene, der zwei Jahre lang gedauert hatte. Vier Männern und einer Frau wurde vorgeworfen, die Terrororganisation »Vereinte Patrioten« gegründet zu haben. Auch sie hatten Umsturzpläne ausgeheckt. Sie wollten Deutschland zuerst ins Chaos stürzen, indem sie mit Sprengstoffanschlägen die Stromversorgung flächendeckend zum Erliegen bringen wollten. Zur selben Zeit sollte der Gesundheitsminister Karl Lauterbach aus einer Talkshow entführt und seine Personenschützer »ausgeschaltet« werden. Nach Absetzung der Regierung sollte die Verfassung des Kaiserreiches von 1871 wieder eingeführt und neue Führungspersonen ernannt werden. Ein Schauspieler sollte im Fernsehen den Bundespräsidenten oder den Bundeskanzler mimen und die erfolgreiche Absetzung der Bundesregierung bekanntgeben. Was spontan lächerlich klingen mag, durfte zu Recht nicht unterschätzt werden, zumal auch hier Waffenkäufe im Spiel waren. Eine Gruppe, deren Ziel es ist, die freiheitlich-demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen, also Hochverrat zu begehen, muss natürlich zur Rechenschaft gezogen werden.

  Die Richter urteilten nicht milde: Die Angeklagten wurden zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt. Ein weiterer Mann aus deren Umfeld wurde Ende 2024 zu einer zweieinhalbjährigen Haftstrafe vom Oberlandesgericht Frankfurt verurteilt. Zwei weitere mutmaßliche Unterstützer der Gruppe müssen sich gerade vor dem Oberlandesgericht Koblenz wegen der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung und wegen der Beteiligung an der Vorbereitung von Hochverrat verantworten.

  Anarchie ist sicher keine Alternative. Auch eine Monarchie oder eine Diktatur sind es nicht, Unsere demokratische Grundordnung ist das Beste, was wir haben können. Machen wir uns immer wieder sehr bewusst, welche Rolle die Polizei in diesem besten aller Systeme spielt: nämliche eine der wichtigsten! Führen wir uns ganz deutlich vor Augen, wie sehr sich jede einzelne Polizistin, jeder einzelne Polizist jeden einzelnen Tag für die Menschen in Deutschland stark macht! In Deutschland verpflichtet sich jede Polizeibeamtin und jeder Polizeibeamte zu dem Versprechen, Kriminalität zu verhindern oder aufzuklären. Die logische Konsequenz daraus ist, dass wir in unserem Dienst dem Rechtsstaat Ausdruck und damit Kraft verleihen. Diese Konsequenz ist von entscheidender Bedeutung, wenn es darum geht, den Feinden unserer Verfassung – egal ob von links, von rechts oder von wo her – den Kampf anzusagen. Jedwede Radikalität war noch nie eine gute Grundlage oder Voraussetzung für eine Staatsform. Eine Anarchie oder eine Diktatur würde einen Unrechtsstaat begünstigen, in dem keine Gesetze gelten, die unsere Freiheit und Sicherheit, Gerechtigkeit und unseren Frieden garantieren.

  Sich bewusst vor Augen zu führen, welche Gefahr von den Extremisten in Deutschland für uns ausgeht, wie nah uns solche Menschen an den anarchischen oder zumindest nicht-demokratischen Abgrund rücken wollen, sollte uns als Gesellschaft erschrecken. Es sollte uns wachrütteln. Und bei all dem sollte uns klar sein, dass diese Gefahr vor allem mit Hilfe der Polizei gebannt wird. Denn sie setzt sich jeden Tag für unsere Demokratie ein.


  
  3
TOD EINES POLIZISTEN

  Ich wünschte, es wäre tatsächlich kein einziger Polizist in den letzten Jahren bei einem Einsatz gestorben. Leider war unser geschätzter und äußerst engagierter junger Kollege Rouven Laur nicht der einzige Polizist, der in den letzten Jahren im Dienst getötet wurde. Aber der 29-jährige Polizeihauptkommissar, der sich wie kaum ein anderer für seinen Beruf einsetzte, der es als seine Lebensaufgabe ansah, anderen Menschen zu helfen und sie zu schützen, wurde selbst zum Opfer. Außerdem wurde er zum Symbolbild für die zunehmende Welle an Messerangriffen in Deutschland und für die tödliche, religiös motivierte Gewalt, die nun auch vor Polizistinnen und Polizisten keinen Halt mehr macht.

  Am 31. Mai 2024 hatte die »Bürgerbewegung Pax Europa« auf dem Mannheimer Markplatz einen Informationsstand zum Thema »Aufklärung über den politischen Islam« organisiert, an dem auch der Hauptorganisator Michael Stürzenberger anwesend war. Plötzlich stürmte ein Mann auf ihn und einen anderen Mit-Organisator los. Zwei Männer, die den beiden zur Hilfe geeilt waren, hielt er mit einem Messer in Schach. Doch dann stürzte er sich erneut auf Stürzenberger und stach mit großer Vehemenz mehrfach mit dem Messer auf ihn ein. Sozialcouragierte Passanten eilten herbei und schafften es, den Angreifer auf dem Boden zu fixieren, sodass sich das Opfer in Sicherheit bringen konnte. Aber leider konnte sich der Angreifer aus der Fixierung lösen, als ein dritter Passant sich einmischte und die anderen unterstützen wollte. Als Laur hinzueilte und den dritten Helfer aus dem Gemenge zog, wandte er dem mutmaßlichen Attentäter kurz den Rücken zu. Dieser stach ihm mit großer Vehemenz zwei Mal von hinten in den Kopfbereich. Laurs Kollegen konnten den Angreifer daraufhin mit einem Schuss unschädlich machen. Laur musste aufgrund seiner starken Verletzungen in ein künstliches Koma versetzt werden und starb nur drei Tage später. Seine Organe hatte er zur Spende freigegeben. Bei dem Tatverdächtigen – so muss ich das formulieren, weil er noch nicht rechtskräftig verurteilt ist – handelt es sich um einen zu dem Zeitpunkt 25-jährigen afghanischen Sympathisanten der Terrororganisation »Islamischer Staat«. Er war als unbegleiteter minderjähriger Flüchtling nach Deutschland gekommen. Nun muss er sich seit Februar 2025 wegen Mordes und fünffach versuchten Mordes vor dem Oberlandesgericht Stuttgart verantworten.

  Für einen kurzen Moment ließ dieser schreckliche Mord an einem so engagierten Polizisten, der sogar Arabisch lernte, um besser mit Migranten kommunizieren zu können, Deutschland erstarren. Die Bilder dieser Tat führten den Menschen die Brutalität und deren Folgen vor Augen, der Polizeibeamte täglich ausgesetzt sind. Es zeigte, wie nahe Hilfsbereitschaft und die Gefahr, verletzt oder gar getötet zu werden, beieinander liegen. Es zeigt aber auch, dass der Tod eines Polizisten im politischen Betrieb keine Rolle zu spielen scheint, oder zumindest nur eine sehr kleine. Schon kurze Zeit nach dieser Ermordung ging man im wahrsten Sinne des Wortes zur Tagesordnung über. Heute spricht kaum noch einer davon, auf jeden Fall kein Politiker. Ab und zu sieht man ein Foto Laurs auf Instagram oder auf X. Aber erst das Urteil über den mutmaßlichen Attentäter wird wohl wieder kurzfristig etwas Staub aufwirbeln. Wir dürfen über das Thema aber nicht schweigen oder es als gegeben hinnehmen. Wir müssen dringend davon und darüber reden! Nicht nur Rouven Laur, auch viele andere Polizisten könnten heute noch am Leben sein, wenn … ja, wenn …

  Nicht nur links- und rechtsextremistische Radikale sind eine Bedrohung für unser Land. Seit einigen Jahren gehören auch religiös, genauer gesagt islamistisch motivierte Straftaten und Anschläge mehr oder weniger zu unserem Alltag. Und sie werden immer häufiger verübt. Man hat den Eindruck, als passierten so viele schlimme Dinge in rascher Folge hintereinander, dass man gar nicht mehr nachkommt, sie zu verarbeiten. Das geht einem nicht nur als Privatperson und Bürger so, auch die Politik hechelt scheinbar hinterher, zerrissen zwischen oder blockiert von antagonistischen Standpunkten. Doch die Statistik spricht hier ebenfalls eine eindeutige Sprache. Man kann sagen, dass der islamistische Terrorismus Deutschland zunehmend im Griff hat. Zumindest hat er die Menschen durch deren Verunsicherung und ihre Angst vor neuen Anschlägen im Griff. Immer mehr traditionelle Volksfeste werden von einer potenziellen Terrorgefahr überschattet. Gerade Weihnachtsmärkte gehören bald zu abgeschotteten Hochsicherheitsbereichen – wenn sie überhaupt noch stattfinden. Karnevalsumzüge, die seit Jahrhunderten ein fester Bestandteil des kulturellen Lebens in manchen Regionen sind, wurden sogar neuerdings schon abgesagt. Die Einschnitte in das öffentliche Leben, wie wir es bisher kannten, werden tiefer. Mir sitzt der Schock nach der bestialischen Tat an meinem Kollegen Rouven Laur noch immer in den Knochen. Ich war danach traurig und verzweifelt. Noch Wochen nach der Tat fiel es mir schwer, über diesen Tag zu reden. Auch die Teilnahme in der Bevölkerung an dem Mord an diesem ausgesprochenen Vorzeige-Polizisten hat mich unglaublich bewegt. Ich wusste, wir Polizisten trauern nicht allein um ihn. Aber irgendwann kam bei mir die Wut hoch. Warum musste es überhaupt so weit kommen? Warum musste ein Polizist sterben? Ich habe es schon kurz nach der Tat immer wieder öffentlich betont: Es ist schon lange an der Zeit, dass die islamistische Gefahr ganz bewusst und mit aller Dringlichkeit in den politischen Fokus gerückt wird. Viel zu lange hat die Regierung dieses Problem ignoriert, kleingeredet, ausgeklammert oder gar in ihrer brutalen und explosiven Dimension verschwiegen. Aber ich äußerte auch meine Zweifel, dass sich auf die Schnelle etwas ändern würde.

  Und, was ist geschehen? Was hat sich seither verändert? Leider sollte ich mit meiner Vermutung Recht behalten. Anstatt die unkontrollierte Migration unverzüglich zu unterbinden, werden sogar Aberhunderte von Afghanen auf legalem Weg und natürlich auf Kosten der Steuerzahler nach Deutschland eingeflogen. Bei vielen von ihnen ist sogar die Identität unklar beziehungsweise ihre Rolle, die sie in Afghanistan gespielt haben. Wer kann garantieren, dass nicht noch mehr potenzielle Islamisten ins Land gebracht werden? Einzig die Diskussionen gehen weiter. Das Ausmaß des Problems wird von nicht wenigen Politikern weiter bestritten. Schlimmer noch: Die spontanen, offensichtlich nur rhetorischen Absichtserklärungen wurden schlussendlich nicht umgesetzt. Immer dieselbe unerträgliche politische Leier!

  An dieser Stelle könnte ein Zitat von Franz Josef Strauß nicht passender sein:

  »Es geschieht ein schreckliches Verbrechen – 1. Akt.
2. Akt: Bestürzung, Empörung.
3. Akt: Ruf nach harten Maßnahmen.
4. Akt: Warnung vor Überreaktion.
5. Akt: Gar nichts.
6. Akt: Übergang zur Tagesordnung.«

  Ein Polizeibeamter musste im Dienst sein Leben lassen, weil er in einer lebensbedrohenden Einsatzlage andere Menschen schützen wollte, und die Politik ist binnen kürzester Zeit zum 6. Akt übergegangen. Es ist eine Schande, auch wenn es absehbar war. Allein das ist schon ein einziges Trauerspiel.

  Mir scheint, dass die deutsche Regierung Weltmeister darin ist, viel zu reden, aber nicht zu handeln.

  So viele Menschen haben wegen des islamistischen Terrors schon ihr Leben verloren, so viele Menschen wurden mitten aus ihrem Leben gerissen, so viele Kinder durften ihr Leben gar nicht erst leben, so viele Existenzen wurden nachhaltig zerstört, denn auch für die Angehörigen dieser Opfer wird das Leben nie wieder so sein, wie es einmal war. Die vom islamistischen Terror ausgehende Bedrohungslage ist in Deutschland akut, konkret und real, nicht nur für die Zivilbevölkerung. Auch Polizistinnen und Polizisten, immer an vorderster Front, sind zunehmend gefährdet. Jeden einzelnen Tag versuchen sie, Menschenleben vor terroristischen Anschlägen zu schützen und setzen dabei ihr eigenes Leben aufs Spiel. Der eigentliche Punkt ist aber: Gerade, weil die Gefahr so groß ist und Polizeibeamte mittlerweile häufig verletzt werden oder sterben, ist die politische Untätigkeit so pietät- und verantwortungslos. Es macht mich fassungslos. Angesichts dieser hohlen Phrasen, auf die keine Taten folgen, ist die Politikerverdrossenheit der Bürger in unserem Land nicht verwunderlich. Man hat permanent das Gefühl, dass sich ja sowieso nichts zum Besseren wendet, dass die Politiker zu wenig bewirken. Dabei müssten doch alle klardenkenden Menschen einer Meinung sein: Islamisten haben in Deutschland nichts verloren. Allerdings scheint das insbesondere bei Politikern in höheren Ämtern nicht selbstverständlich der Fall zu sein. Dabei müssen sie genau hier ansetzen, um ihr Commitment zu einer zielführenden Sicherheitspolitik zu erfüllen. So sollte es auf jeden Fall jede und jeder tun, der es gut mit Deutschland und den hier lebenden Menschen meint. Ein »Weiter so!« darf es auf keinen Fall mehr geben.

  Mir scheint aber, dass gar nichts passiert, vielleicht in der Hoffnung, die Bürger – und Wähler – würden das Problem, den letzten Anschlag, das letzte Mordopfer, die letzte Gefahr, schnell vergessen. Also geht es wieder darum, zu ignorieren, zu tabuisieren, zu bagatellisieren und zu leugnen. Wir kennen bereits die Strategien, auf die Politiker in solchen Fällen gern zurückgreifen. Ich kann es einfach nicht nachvollziehen, wie es einige Politikerinnen und Politiker mit sich vereinbaren können, diese Entwicklungen in unserem Land zumindest indirekt zu begünstigen – und dabei auch uns Polizeibeamte beinahe der Lächerlichkeit preiszugeben. Denn die Polizisten stehen doch für Recht und Ordnung und sollten die Lage immer im Griff haben. Doch was, wenn das nicht möglich ist, weil die Politik nicht das ihre tut, um dies zu ermöglichen? Wenn sie die Polizei nicht mit der nötigen Ausrüstung, dem nötigen moralischen Rückenwind und vor allem den nötigen Gesetzen unterstützt? Denn das eine bedingt das andere. Ein starker Rechtsstaat, der respektiert werden soll, braucht auch eine starke Polizei, die diesen Respekt notfalls einfordern kann.

  Wenn die entsprechenden Verantwortungsträger, die nicht selten entscheidende Ämter innehaben, doch nur realistisch und ehrlich auf die innenpolitische Lage in Deutschland blicken würden, dann könnten sie nicht anders, als auf ihr Gewissen zu hören, das ihnen spätestens dann signalisieren würde: So geht es nicht weiter! Aber die Realität blendet man ja in diesen Kreisen auch deshalb – oder gerade deshalb – gerne aus, um den eigenen Posten zu sichern, andere nicht gegen sich aufzubringen, keine unliebsamen Wogen aufzupeitschen. Lieber mit dem Strom schwimmen. Lieber die Klappe halten. Ob das das Leben von Bürgerinnen und Bürgern und auch von Polizeikräften in Gefahr bringt, scheint zweitrangig zu sein. Anders kann ich mir die vorherrschende Ignoranz in Regierungskreisen wahrlich nicht mehr erklären.

  Aber was meine ich konkret mit der Realität, mit der wir in Deutschland zurechtkommen müssen? Führen wir uns einmal ein paar Zahlen vor Augen: 2016 erreichte die Zahl der Asylanträge ihren bisherigen Höchststand. In diesem Jahr zählte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 745.545 Erst- und Folgeanträge auf Asyl. Im Jahr zuvor, also 2015, waren es 476.640 Menschen, die in Deutschland Asyl beantragt haben.

  2017 nahm das Bundesamt insgesamt 222.683 Erst- und Folgeanträge auf Asyl entgegen, ein Jahr später waren es 185.853 Anträge, 2019 dann 165.938 Anträge und 2020 insgesamt 122.170.

  In den letzten Jahren steigen die Zahlen wieder rasant:

  2021 wurden 190.816 Asylanträge in Deutschland gestellt, im Jahr 2022 waren es insgesamt 244.132. 2024 stieg die Zahl auf 250.945. Allein zwischen 2021 bis Januar 2025 stellte die Bundespolizei 365.891 Menschen fest, die unerlaubt über die Grenze gekommen sind. Um eine Größeneinordnung zu bekommen: Das sind mehr Menschen, als in der Stadt Münster leben. Man muss allerdings betonen, dass eigentlich jeder Migrant, der an einer deutschen Binnengrenze einen Asylantrag stellt, kein Recht auf ein Verfahren in Deutschland hat, da dieser Antrag offenkundig unzulässig ist. Unzulässig schon deshalb, weil der Migrant aus einem unserer Anrainerstaaten kommt und wir somit nicht zuständig sind. Der Schutzgrund ist ohnehin an dieser Stelle in jedem Fall verwirkt.

  Noch immer kommen Tausende Migranten jeden Monat zu uns nach Deutschland. Im Januar 2025 hat das BAMF 14.920 Asylerstanträge entgegengenommen. Die Migration ist noch immer unkontrolliert, auch wenn es Grenzkontrollen gibt. Der Migrationsdruck nach Deutschland nimmt dank der Grenzkontrollen allerdings etwas ab.

  Zu unserer neuen Realität gehört auch, dass die Gewalttaten an Bahnhöfen in den letzten Jahren explodiert sind. Allein in den ersten zehn Monaten von 2024 wurden mehr Körperverletzungen registriert als im gesamten Vorjahr. Die Zahl solcher Delikte ist laut Bundespolizeipräsidium in Potsdam von Januar bis Ende Oktober auf rund 10.600 gestiegen. Im Gesamtjahr 2023 wurden der Bundespolizei 10.115 Fälle bekannt. Im selben Jahr wurden 639 Delikte mit Messern gezählt. Im ersten Halbjahr 2024 gab es bereits 373 davon. Zur Verdeutlichung: Nur durch die Bundespolizei. Danach wurden laut der Polizeilichen Eingangsstatistik der Bundespolizei 2024 in Bezug auf Bahnhöfe und Züge27.160 Gewaltdelikte, 2.262 Sexualdelikte, 1.238 Waffendelikte, 58.532 Eigentumsdelikte und 10.174 Betäubungsmitteldelikte registriert. Und das nur in Bahnhöfen und Zügen!

  In Bezug auf die Gewaltdelikte hatten 10.476 Tatverdächtige die deutsche Staatsangehörigkeit und 9.222 eine nicht-deutsche, während sie bei 191 ungeklärt und bei 6.722 unbekannt war, wie aus der Antwort weiter hervorgeht. Bei den Sexualdelikten belief sich die Zahl der erfassten deutschen Tatverdächtigen danach auf 539 und die der nicht-deutschen Tatverdächtigten auf 768; bei 21 Tatverdächtigten war die Staatsangehörigkeit ungeklärt und bei 866 unbekannt. Bei den Waffendelikten wurden 726 deutsche und 450 nichtdeutsche Tatverdächtige registriert; in sechs Fällen war die Staatsangehörigkeit ungeklärt und in 50 Fällen unbekannt.

  Die Zahl der deutschen Tatverdächtigen bei den Eigentumsdelikten lag laut Bundesregierung bei 10.646 und die der nichtdeutschen Tatverdächtigen bei 15.865; hier war bei 235 Tatverdächtigen die Staatsangehörigkeit ungeklärt und bei 34.701 unbekannt. Bei den Betäubungsmitteldelikten weist die Vorlage 5.748 deutsche und 3.710 nicht-deutsche Tatverdächtige aus sowie 80 Tatverdächtige mit ungeklärter und 459 mit unbekannter Staatsangehörigkeit.

  Seit Anfang 2020 werden aufgrund ihrer Häufung und exorbitanten Zunahme von der Polizei in ihrer Kriminalstatistik separat Straftaten unter Verwendung des Tatmittels Messer erfasst. 2023 gab es insgesamt 8.951 gemeldete Messerangriffe im Zusammenhang mit gefährlicher und schwerer Körperverletzung. Bei Raubdelikten hat die Polizei 4.893 Messerdelikte erfasst. Das waren in Deutschland 13.844 Messerdelikte und damit fast 38 Delikte pro Tag!

  2024 hat das Jahr 2023 nochmal auf traurige Art um Welten geschlagen. Insgesamt mussten wir 29.014 Messerdelikte registrieren. Unglaubliche 79 Delikte pro Tag!

  Diese Zahlen sind eine Schande für Deutschland.

  Ich möchte hier noch weitere Zahlen aus dem Jahr 2023 nennen, die den Kontext von Zuwanderung 2023 mit Fokus auf Fluchtmigration und Kriminalität herstellen: Es gab 8.800 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung durch Zuwanderer (nicht EU) in 365 Tagen. Das sind 24 Sexualdelikte pro Tag. Es gab 761 angezeigte Gruppenvergewaltigungen – zwei pro Tag –, 48 Prozent der Tatverdächtigen waren Ausländer. Migranten verübten 55.996 Körperverletzungsdelikte, davon 18.106 schwere oder gefährliche. Migranten verübten 348 Straftaten gegen das Leben. Ganz zu schweigen von der organisierten Kriminalität, von terroristischen Taten und anderen Delikten sowie der Jugendkriminalität – sie sind alle hier nicht mit aufgeführt.

  Immer wieder erfährt die Öffentlichkeit auch von Übergriffen auf das ärztliche und pflegerische Personal in Krankenhäusern, wenn arabische oder osteuropäische Clanmitglieder und deren Angehörige nicht nach deren Vorstellungen behandelt werden.

  Seit dem Jahr 2011 wurden mehr als 1.150 Personen bekannt, die aus islamistischer Motivation heraus aus Deutschland in Richtung Syrien und Irak gereist sind. Knapp die Hälfte dieser Personen befindet sich wieder in Deutschland. Zwischen 2016 und 2024 gab es in Deutschland zwölf islamistische Terroranschläge mit 20 Todesopfern und 118 Verletzten.

  Zur Realität gehört auch, wie stark der Haushalt der Bundesländer von den Leistungen für Asylbewerber belastet wird: 2023 haben die Länder 6,3 Milliarden Euro dafür ausgeben müssen. Die Kreise und Kommunen ächzen unter der Last, finanziell wie auch in anderen Bereichen. So fehlen überall Wohnungen für Asylbewerber.

  Trotz all dieser unfassbar hohen Zahlen scheint man die Situation einigermaßen unter Kontrolle zu haben. Mehr schlecht als recht allerdings. Beobachtet man die Zustände in anderen Ländern unserer Welt, weiß man, wohin das auch bei uns bald führen wird. Schon bei unserem direkten Nachbarn Frankreich sieht es nicht mehr so rosig aus. Die unkontrollierte Migration, die hier seit Jahrzehnten geduldet wurde, hat ihre eigenen Strukturen gebildet. Hier gibt es ganze Gebiete, vor allem in den Vorstädten, den Banlieues, der großen Metropolen Paris und Marseille, wo der Rechtsstaat längst nichts mehr zu sagen hat. Dort gilt schon lange das Recht des Stärkeren, und Clans beherrschen das Zusammenleben. Die französische Regierung hat es jahrzehntelang versäumt, den Sicherheitsbehörden den Rücken zu stärken. Der Rechtsstaat hat nicht die angebrachte Stärke gezeigt. Dadurch wurden diese Verhältnisse gefördert. Immer und immer wieder ein Auge zuzudrücken, Parallelgesellschaften zu dulden und die Migration nicht zu kontrollieren, hat zu dieser Entwicklung geführt.

  Aber man darf auch nicht die Augen davor verschließen, dass es in Deutschland schon Gegenden gibt, wo sich bereits ähnliche quasi anarchische Zustände anbahnen. Ich denke hier zum Beispiel an das Kottbusser Tor und den Görlitzer Park in Berlin. Nogo-Areas für die Bevölkerung. Das schöne neu-englische Wort bezeichnet die Vorhöllen unserer Gesellschaft. Man stelle sich das vor: ganze Gegenden, die nicht mehr zu kontrollieren sind. Man liest immer wieder lapidar, dass die Polizei diese Hotspots aufgegeben habe. Das ist falsch! Die Polizei tut nur das, was die Politik ihr zu tun vorgibt. Wenn die Politik sagt: »Wir können und wollen hier nichts ändern«, dann sind der Polizei die Hände gebunden. Natürlich könnte man diese Drogen-Umschlagsplätze, diese Orte der Gewalt räumen und wieder sicher machen. Aber das bedarf einer klaren politischen Absicht. Es braucht für diese Gegenden Signale der Abschreckung, eine nicht zu lasche Bestrafung der Delikte und vor allem Prävention. Es braucht eine Politik, die der Polizei überhaupt erst das Standing gibt, das sie vor allem an solchen Orten benötigt. das betrifft die Autorität sowie die nötige Zahl an Einsatzkräften, die dafür abgestellt werden.

  Das Gleiche gilt für Gegenden im Ruhrgebiet und andere Orte Deutschlands, wo arabische Großfamilien und syrische Clans die Führung und die Macht übernommen haben, wo mittlerweile immer mehr Menschen auf offener Straße in Selbstjustiz zur Strecke gebracht werden, wo Waffen-, Drogen- und Menschenhandel zur Tagesordnung gehören, wo Sozialhilfe und Kindergeld hundert-, tausendfach erschlichen wird und wohin sich eben kein Deutscher mehr traut. Auch hier muss die Politik den Startschuss für eine nachhaltige Sicherheitsstrategie geben, die den Polizisten erlaubt, so durchzugreifen, dass der Staat wieder die Oberhand bekommt. Es reicht nicht, kurz hochzuschauen wie eine Herde Kühe, wenn es blitzt, und dann gemütlich weiterzugrasen.

  Stattdessen versinkt Deutschland immer mehr in der Unkontrollierbarkeit und wird damit von Tag zu Tag unsicherer. Die Landesregierungen, aber auch die Bundesregierung, fahren hier vielerorts einen Kuschelkurs, für den die Polizisten letztendlich ihren Kopf hinhalten müssen. Den Bürgern wird von den Politikern ein Grad an Sicherheit vorgegaukelt, den es faktisch nicht mehr gibt. Wenn ich sage, Deutschland ist nicht mehr sicher, heißt das nicht, dass die Polizei es nicht sicher genug macht, dass sie schuld daran ist, dass nicht mehr genug Sicherheit herrscht. Wenn ich sage, Deutschland ist nicht mehr sicher, dann meine ich damit, dass die Politik es versäumt, der Polizei so den Rücken zu stärken, dass sie die Möglichkeit hat, mehr Sicherheit zu schaffen. Wenn ich sage, Deutschland ist nicht mehr sicher, dann sage ich zu den Politikern: »Was schiefläuft, ist eure Schuld. Und ihr müsst es wieder richten.« Wenn ich sage, Deutschland ist nicht mehr sicher, meine ich damit, dass die Regierung es zulässt, unser Land von Millionen von Migranten beinahe fluten zu lassen, die aus ihren jeweiligen Herkunftsländern Überzeugungen mitbringen, die mit unseren deutschen beziehungsweise westlichen Werten nicht übereinstimmen. Diese Menschen, die ja zum Großteil junge Männer sind, bringen Auffassungen über Frauen mit, die nicht mit unserem Verständnis von Gleichberechtigung und Selbstbestimmung zusammenpassen. Diese Menschen sind so geprägt worden, dass Homosexualität für sie verabscheuungswürdig ist und sogar mit dem Tod bestraft werden sollte. Sie importieren einen Antisemitismus, der auf deutschem Boden – und nirgends sonst – mehr ausgesprochen oder in irgendeiner Weise ausgedrückt werden darf. Sie bringen die Gewalt und die Traumata mit, die sie in ihren Heimatländern durch Krieg, Not und Zerrüttung erlebt haben. Sie bringen die politischen Kämpfe aus ihrer Heimat mit auf unsere Straßen. Am grundlegendsten und am allerschlimmsten ist allerdings: Unzählige von ihnen bringen in ihren Köpfen den von klein auf indoktrinierten Islamismus mit. Das ist nicht nur die größte Gefahr für uns. Es ist auch der Grund für die Entwicklung aller anderen extremistischen Formen, die sich bei uns seit einigen Jahren zeigen, weil sie Reaktionen darauf sind. Die Überfremdung unseres Landes und die damit einhergehende, importierte Kriminalität gehört zu den destabilisierendsten und spaltendsten Faktoren unserer Gesellschaft.

  Während der »Kampf gegen Rechts« boomt und mit teils brutalen Kraftausdrücken und Gewaltaufrufen gegen den »Anti-Faschismus« angebrüllt und anmarschiert wird, während sogenannte Gutmenschen und die »Omas gegen Rechts« auf den Marktplätzen wohlsituierter Städte ihre Lieder trällern und alle zusammen »Weiter so!« propagieren, eskalieren anderenorts fast jede Woche zahlreiche Demonstrationen mit teilweise gewaltbereiten Teilnehmern, nicht selten gleichzeitig in mehreren Städten, allen voran natürlich Berlin. Hier werden keine Lieder gesungen, hier wird hart skandiert, vor allem auf Arabisch. Und hier verschwimmen nicht selten die Motivationen: innerdeutsche politische Unmutsbekundungen und gleichzeitig häufig von Sympathisanten von Palästinensern – und sogar von der Terrororganisation Hamas – organisierte Aufmärsche. Die Polizei ist wieder mittendrin. Die Polizisten müssen die Demonstranten oft zurückdrängen, sie in Schranken weisen oder festnehmen. Verbotene islamistische und antisemitische Slogans sind noch das Geringste, mit dem sie konfrontiert sind. Hier wird per Megafon mal eben das Kalifat ausgerufen, dort ein Palästinenser-Staat mit dem in Deutschland verbotenen »From the river to the sea« gefordert. Wenn Frauen mitdemonstrieren, müssen sie verschleiert im Abstand hinter den Männern laufen. Aber auch deutsche Sympathisantinnen und Sympathisanten gehen mit, schreien mit, fordern mit. Die Polizistinnen und Polizisten werden dabei häufig verbal attackiert, müssen wütende, drohende Demonstranten davon abhalten, gewalttätig zu werden. Das alles findet auf deutschen Straßen statt. Und das alles, als hätte die Polizei nichts anderes zu tun.

  Die Migrationswelle, unkontrolliert wie sie immer noch ist, wird von Islamisten aus der ganzen Welt genutzt, um sich hier in Deutschland Macht und Einfluss zu verschaffen – und die Möglichkeit für terroristische Anschläge auszuloten. Die Migrationskrise bedingt die Radikalisierung unserer Gesellschaft, sowohl von links als auch von rechts – und vor allem religiös motiviert. Deshalb ist die Politik letztendlich für die Radikalisierung ein Stück mit verantwortlich, weil sie dem keinen Riegel vorschiebt und scheinbar immer noch kein richtiges Konzept hat, wie man damit umgehen soll. Wann immer ich ein Interview gebe oder bei Veranstaltungen spreche, thematisiere ich genau das wie in einer Dauerschleife, denn es ist meine tiefste Überzeugung, dass die Islamisten das größte Übel unserer Zeit sind. Erst wenn der Staat die Migration wieder im Griff hat, gibt es Hoffnung auf eine Beruhigung im Land – an allen Fronten, auf allen Seiten.

  Man hat es an Dänemark gesehen, wo noch in den 1980er-Jahren die liberalste Einwanderungspolitik Europas herrschte. Doch die Dänen haben seither die nicht-westliche Migration Schritt für Schritt eingeschränkt, weil sie begriffen haben, dass es schadet, wenn überproportional viele Migranten ins Land kommen. Westliche Werte, Terrorismusgefahr, Kriminalitätsrate, Sicherung des Wohlfahrtsstaates, ökonomische Kosten-Nutzen-Abwägung, Integrationszwang, nationale Identität – all das sind in Dänemark in diesem Zusammenhang keine verpönten Themen, die man gleich mit »rechts« betitelt, wenn man sie erwähnt, so wie es in Deutschland oft geschieht. Nein, es sind als äußerst vernünftig erachtete, ernst zu nehmende Diskussionspunkte. In Dänemark schaut man eben nicht weg, sondern hin. Dänemark fährt zum Schutz des eigenen Landes und seiner Bevölkerung jetzt einen harten Kurs: Das Land ist 2017 aus dem UN-Quotensystem für die Aufnahme von Flüchtlingen wegen Überlastung ausgetreten. Familienzusammenführungen von Migranten können frühstens nach drei Jahren Aufenthalts in Dänemark stattfinden. Die Regierung geht sogar so weit, dass sie plant, bei Straftaten, die in Wohngegenden mit besonders hohem Migrationsanteil, sogenannten Ghettos, verübt werden, die Gerichte anzuweisen, die Strafen doppelt so hoch zu verhängen wie üblich. Integration wird vor allem als Bringschuld der Migranten gesehen. Wer sich nicht möglichst schnell in den Arbeitsmarkt eingegliedert, muss mit Kürzungen der Sozialhilfe rechnen, so auch, wenn Sprachkurse nicht regelmäßig und erfolgreich absolviert werden. Es wird von Migranten erwartet, dass sie sich aktiv in die dänische Gesellschaft integrieren. In Dänemark bekommt man die Staatsbürgerschaft auch nicht quasi hinterhergeworfen wie bei uns. Es gelten hohe Anforderungen – einschließlich des im Westen üblichen Handschlags bei der Einbürgerung. Und neben Polizisten kontrolliert auch das Militär permanent die Grenze zu Deutschland. Hier kommt niemand einfach so rein.

  Die dänischen Maßnahmen könnten ein praktikables Beispiel, gar ein Vorbild, für unsere Migrationspolitik sein. Wenn die deutsche Regierung nur wollte. Fast mit einem Schlag wäre nicht nur die Gesellschaft etwas entlastet, sondern auch die Polizei. Ich bin felsenfest davon überzeugt, dass jetzt die Notwendigkeit und auch die Chance gleichzeitig besteht, eine drastische innenpolitische Kehrtwende zu vollziehen. Ansonsten bleiben wir in einem nicht mehr zu behebenden Problem stecken: Wir werden in Deutschland noch weniger sicher sein, es fallen noch mehr Menschen den Islamisten zum Opfer, man eröffnet ihnen weitere Möglichkeiten, ihren Nährboden zu beackern, auf dem sich noch mehr Menschen radikalisieren. Deutschland, wie wir es kannten und heute noch kennen, wäre damit verloren. Wir befinden uns in einer mehr als ernsten Lage. Es bleibt uns nicht mehr viel Zeit, umzukehren. Es ist gewissermaßen die letzte Chance, die letzte Ausfahrt vor dem innenpolitischen Kollaps.

  Zu lange wurde gewartet. Dabei war es doch schon 2015 absehbar, welche Dimensionen die Migrationswelle haben würde und welche Konsequenzen daraus entstehen würden. Jeder, der sich nicht dauerhaft von den Fernsehbildern der Kuschelbären verschenkenden und herzlich lächelnden Willkommens-Komitees an deutschen Bahnhöfen hat einlullen lassen, konnte es doch ahnen!

  Mir auf jeden Fall wurde ziemlich schnell bewusst, was auf uns zukommt. Ich habe es ja auch am eigenen Leib erlebt. Im September 2015 erhielt ich als Jungspund während meines Dienstes in Goch gemeinsam mit Kollegen den Einsatzbefehl, unverzüglich nach Bayern an die deutsch-österreichische Grenze zu fahren. Alles, was bei der Bundespolizei laufen konnte, wurde in den Tagen aus allen Bundesländern dorthin verlegt. Wir wussten gar nicht wirklich, was uns genau erwarten würde. Auch wir kannten nur die Bilder aus den Medien: leidende, von ihren Kriegserfahrungen traumatisierte Syrer, die Zuflucht suchten.

  Simbach am Inn – erster Hotspot der Migrationskrise. Ich gehörte zu den ersten Bundespolizisten, die Hunderte von Menschen von der Grenze zu improvisierten Notaufnahmeeinrichtungen führten. Zuerst handelte es sich vor allem um junge Frauen und Kinder, die wir antrafen und weiterbrachten. Man sah ihnen an, wie verzweifelt und entkräftet sie waren. Manche weinten, und anfangs waren alle unendlich dankbar für unsere Hilfe. Wieder einmal sah ich mich in meinem Beruf als Polizist bestätigt: Wir konnten Menschen in Not helfen. Es ergab Sinn.

  Als die Notunterkünfte vor Ort überfüllt waren, brachten wir die nachströmenden Flüchtlinge an die nächstgelegenen Bahnhöfe, von wo aus sie entweder mit dem Bus nach Passau fuhren und dort weiter an andere Orte verteilt wurden oder direkt mit dem Zug Richtung Dortmund weiterfuhren. Das ging so in Schichten von neun Tagen vor Ort, elf Tage zu Hause, neun Tage vor Ort, elf Tage zu Hause und so weiter. Wir Polizisten waren von den nicht abbrechenden Strömen von Menschenmassen, die auf uns zu drängten, teilweise derart überwältigt, dass einige meiner Kollegen irgendwann gar nicht mehr alle Flüchtlinge per »Tinten-Fingerabdruck« registrieren konnten. Es war einfach nicht mehr machbar. Die Flüchtlinge strömten einfach weiter ins Land, quasi an uns vorbei. Was als sinnvoller Hilfsakt begann, wandelte sich innerhalb weniger Wochen in eine Überforderung der Organisation und der Infrastruktur. Wie nicht anders zu erwarten war, wenn man aus dem Stand solche Menschenlawinen abfertigen soll, entstand Chaos. Die Bundespolizei schaffte es noch am besten, sich damit zu arrangieren und passende Abläufe zu schaffen. Aber die Politik ist aus dieser Phase des Chaos nie herausgekommen. Angela Merkel, ihre Unterstützer und Nachfolger haben es bis heute nicht geschafft.

  Schon nach wenigen Wochen setzten sich die Flüchtlingsgruppen, die wir weiterleiten sollten, nicht mehr hauptsächlich aus dankbaren Frauen zusammen. Nun folgten uns vor allem gut gelaunte, viele von ihnen über das ganze Gesicht grinsende, junge Männer, Hunderte, Tausende, Hunderttausend. Jetzt hörten wir kein aufrichtiges »Thank you« mehr zur Begrüßung. Stattdessen: »Wo gibt es WLAN?«, »Wo kann ich mein Handy aufladen?«, »Gibt es denn hier kein Wasser ohne Sprudel?«. War es anfangs leicht gewesen, die Frauen geschlossen an die Unterkünfte zu bringen, hielten sich diese »Flüchtlinge« nicht mehr so ohne Weiteres an unsere Anweisungen. Sie stellten vor allem Forderungen. Uns schien es auch so, als ob diese Männer nicht von einer langen Flucht geprägt waren, nicht vor einem Krieg flohen, sondern ohne Not ihr Glück in Deutschland machen wollten. Die meisten von ihnen waren auch scheinbar gar keine Syrer, sondern Afghanen oder andere Staatsangehörige aus dem arabischen Raum, die sich als Syrer ausgaben. Man spürte, dass nun andere Menschen ins Land strömten, Männer, die nicht sonderlich hilfsbedürftig erschienen und die aus ihrer Missoder gar Verachtung gegenüber unseren deutschen Werten und Gepflogenheiten keinen Hehl machten. Oder sie schienen ihnen einfach egal zu sein. Es handelte sich dabei um keinen komplexen Verhaltenskodex, sondern um ganz einfache Dinge. So mussten wir zum Beispiel sogar eine Bedienungsanleitung an die aufgestellten Dixi-Klos heften, wie man diese ordnungsgemäß benutzt. Für uns ist das wohl selbsterklärend. Nicht alle benutzten überhaupt die für sie extra aufgestellten Toiletten. Sie verrichteten ihre Notdurft, wo auch immer ihnen danach war.

  Wie weit die Einreisenden von unseren westlichen Werten entfernt waren, zeigte sich besonders deutlich bei der Essensausgabe. Die Bundeswehr unterstützte hier tatkräftig. Die Aufgabe der Bundespolizei war es – man kann es kaum glauben –, dafür zu sorgen, dass Frauen und Mädchen überhaupt etwas zu essen bekamen. Denn die jungen Männer, viele von ihnen offensichtlich minderjährig, nahmen es sich wie selbstverständlich heraus, zu bestimmen, ob und wann die weiblichen Flüchtlinge essen durften. Die Männer und Jungs hatten den Vorrang und aßen als Erste, vor den Augen der hungrigen Mädchen. Wie konnte man nur den Frauen und Kindern das Essen vor der Nase wegessen? Wie wenig zivilisiert und unsozial kann man sein? Uns wurde vorgeführt, was diese Männer von Frauen hielten. Nämlich nichts. Sie waren einfach nichts wert. Ich konnte es nicht fassen, dass ich auf deutschem Boden dabei eingreifen musste, dass Frauen und Mädchen gleichbehandelt werden. Dass sie nicht länger bestimmen durften, wer zuerst isst, wer überhaupt isst, machte die Männer teilweise wütend und aggressiv. Ihr Mindset war noch verhaftet in ihrem muslimisch geprägten Heimatland. Ich fragte mich, ob sie jemals wirklich hier ankommen würden. Denn kaum drehten wir ihnen den Rücken zu, taten sie wieder, was sie für richtig hielten.

  Meinen Kollegen und mir, die wir diese Flüchtlingswelle täglich miterlebten, war klar: »Uns fliegt das alles bald um die Ohren!« Meine innere Einstellung änderte sich schnell und drastisch: Das kann einfach nicht gut werden. Ich verzweifelte regelrecht angesichts der aussichtslosen Situation, obwohl ich sonst ein ausgesprochener Optimist bin. Es hat mich richtig fertig gemacht. Gleichzeitig spürte ich einen inneren Protest aufkeimen, eine Wut schäumen. Hier passiert etwas ganz Beschissenes. Und ich muss ohnmächtig dabei zusehen. Ich kann einfach nichts dagegen tun.

  Eine ähnliche Entwicklung konnte man an der Zivilbevölkerung in Simbach beobachten. Anfangs hatten die Einwohner sich ganz rührend um die Flüchtenden gekümmert, hatten Kleider und Essen gespendet. Auch gegenüber uns Polizisten verhielten sie sich mehr als zugewandt. Liebevoll versorgten sie auch uns mit Snacks und Getränken. Sie unterstützten uns, wo sie nur konnten. Das habe ich nie wieder seither so erlebt. Ich war sehr beeindruckt. Aber auch die Hilfsbereitschaft der Simbacher hatte ihre Grenzen. Zeitgleich mit unserem zunehmenden Unmut, platzte ihnen der Kragen. Als sie sahen, dass der Flüchtlingsstrom kein Ende nahm, packte auch sie die Wut. Auch sie fühlten sich von der Politik im Stich gelassen, als ihr Dorf zum Korridor für Abertausende von fremden Menschen wurde. Ich konnte sie nur zu gut verstehen. Denn wer wird schon gern überrannt und möchte für seine Hilfsbereitschaft Undankbarkeit und Respektlosigkeit ernten? Die Flüchtlinge und Migranten verübten auch immer mehr Straftaten. Das ließen die Simbacher nicht lange mit sich machen und gingen gegen diese Verhältnisse auf die Straße. Uns allen war klar: Das ist nur der Anfang. Wir sitzen auf einem Pulverfass. Wir, die wir an vorderster Front sahen, welche Ausmaße die Krise hatte, fragten uns auch nicht, ob dieses Pulverfass irgendwann hochgehen würde, sondern wir waren uns nur nicht sicher, wann das passieren würde. Angela Merkels Phrase »Wir schaffen das« empfanden wir schon damals als Hohn. Natürlich schaffen wir das nicht.

  Als ich auf Urlaub zu Hause war und in meiner Stammkneipe von meinen Erfahrungen im Grenzgebiet berichtete – ganz ohne Wertung, einfach nur von den Tatsachen erzählte, wie sich die Flüchtlinge und Migranten dort verhielten und wie viele es tatsächlich sind –, erntete ich zuerst Kritik von meinen Kumpels. Einige waren der Meinung, ich würde übertreiben und Unmut verbreiten. Ich hätte kein Mitgefühl. Wie kannst du so was sagen? Das sind doch arme Menschen! Wir müssen denen doch helfen, wenn die vor dem Krieg flüchten. Ich wurde von ihnen an den Pranger gestellt, weil ich die Realität ungeschminkt wiedergab und sie das nicht wahrhaben wollten. Das machte etwas mit mir. Ich stand plötzlich auf der anderen Seite. Es war klar: Ein »falsches« Wort und ich wurde von ihnen quasi als rassistisch eingestuft. Nur wenige konnten mich mit meinen Bedenken verstehen.

  Nach ein paar Monaten kippte allerdings auch bei den meisten Bekannten in meinem Umfeld die Stimmung. Als sie langsam merkten, dass der Flüchtlingsstrom einfach nicht abreißen wollte, und man immer mehr Dinge mitbekam, die die Flüchtlinge nicht nur als bemitleidenswerte Kriegsopfer erscheinen ließ. Dass sich unter die Syrer unzählige andere Menschen mischten, die sich offensichtlich hier einen Vorteil erhofften – und ihn auch zu Unrecht erhielten, wurden die Meinungen deutlich kritischer. Spätestens nach Silvester 2015, als in Köln und an anderen Orten in Deutschland Hunderte Frauen Opfer von sexuellen Übergriffen und Diebstählen durch Flüchtlinge und Migranten wurden, konnte man die Augen vor den Konsequenzen der unkontrollierten Einwanderung in unser Land nicht mehr verschließen. Es gab über 1200 Strafanzeigen nach dieser Nacht. Die Dunkelziffer liegt mit Sicherheit um ein Vielfaches höher. Nur 290 Tatverdächtige konnten ermittelt werden. Und nur 37 von ihnen wurden verurteilt. Die »Kölner Silvesternacht« ist jetzt ein stehender Begriff – so einschneidend war diese Nacht für unsere Gesellschaft. So etwas hatte es noch nie in Deutschland gegeben. Danach pflichtete man mir plötzlich überall bei. Ja, so konnte das doch nicht weitergehen. All diese radikalen arabischen jungen Männer …

  Aber wo blieben die politischen Konsequenzen? (Außer des Ratschlags der Oberbürgermeisterin Henriette Reker an junge Frauen, angesichts von Ausländern eine Armeslänge Abstand zu halten?) Warum blieben harte Strafen für diese Vergehen aus? Warum kümmerte es niemanden, dass es ein enormer und grundsätzlicher Freiheits- und Sicherheitsverlust für die Frauen und Mädchen in Deutschland bedeutete, wenn Millionen von muslimischen jungen Männern schlagartig ins Land strömten? Wo war die politische Direktive? Warum wurden die Grenzen nicht geschlossen? Warum wurden fremde Männer, die die Landesgrenze nach Deutschland überquerten, obwohl sie bereits an anderen Orten innerhalb der EU hätten registriert werden müssen, nicht zurückgewiesen? Warum durften sie hier ein Schutzersuchen stellen? Warum durften Migranten einreisen, obwohl es offensichtlich eine dreiste Lüge war, dass sie ihre Pässe verloren hatten? (Jeder wusste, dass sie sie mit Absicht weggeworfen oder zerrissen hatten.) Wer berechnete vorausschauend, welche Kosten auf unseren Sozialetat zukommen würden? Wo war unser Rechtsstaat geblieben? Wie konnte es sein, dass unsere Gesellschaft gespalten wurde, weil Menschen vernünftig waren und die Zustände kritisierten? Warum wurden »Nazi« und »Rassist« plötzlich zu pauschalen Schimpfwörtern für vernünftig denkende und vorausschauende Menschen? Warum übernahm die Regierung nicht die Verantwortung? Warum folgten die Politiker wie eine Schafherde einer Kanzlerin, die nichts Besseres zu tun hatte, als sich mit Flüchtlingen fotografieren zu lassen und damit eine Einladung an die ganze Welt zu schicken. Hier in Deutschland werdet ihr alle mit offenen Armen und viel Geld empfangen!

  Diese Fragen machten mich kirre. Die Antworten lagen auf der Hand. Aber wie Wahnsinnige unter sich wurde einfach weiter applaudiert und weitergemacht. So als sähe man den Wald vor lauter Bäumen nicht. Ich hielt es nicht mehr aus, in meinem Kopf pochte der Gedanke: Es reicht mir! Das war der Moment, an dem ich mich dazu entschied, mich auch politisch mehr zu engagieren. Ich übernahm in meiner Deutschen Polizeigewerkschaft Verantwortung. Außerdem trat ich sowohl in die CDU als auch in die Junge Union ein. Ich gab mir selbst das klare Versprechen, immer ehrlich und mit klarer Sprache das auszusprechen, was andere sich scheinbar nicht trauten. Nämlich, dass wir innenpolitisch so nicht weitermachen können und dürfen, wenn wir unser Land nicht frontal an die Wand fahren wollen. Wir haben ein Problem, und das müssen wir lösen!

  Denn ich liebe mein Land. Ich habe es immer zu schätzen gewusst, hier aufzuwachsen, wo Frieden und Freiheit herrschen, wo Meinungsfreiheit im Grundgesetz verankert ist, wo alle Menschen, egal welcher sexuellen Orientierung, Religion oder Hautfarbe so leben können, wie sie wollen, wo man alle Möglichkeiten der Entwicklung hat, wenn man sich nur an die Regeln hält, wo jeder, der sich anstrengt, eine Perspektive hat, wo man sich an eine gewisse Struktur halten kann, wo Recht Recht ist und Unrecht Unrecht. Ich wollte nie woanders leben. Und nun wollte ich nicht länger dabei zusehen, wie dieses wunderbare Land vor unser aller Augen den Bach runtergeht und wie aus einem sicheren freiheitlichen Land ein Land wird, in dem Terroristen, Extremisten oder radikale Ideologen das Ruder an sich reißen, wo die Gewalt auf den öffentlichen Plätzen eskaliert, wo Messerdelikte, Vergewaltigungen und Morde auf offener Straße zur Tagesordnung gehören, wo man sich einfach nicht mehr sicher fühlen kann. Was die Migrationskrise für die Polizei und ihre Kapazitäten bedeutete, steht noch auf einem anderen Blatt. Sie forderte unsere Kräfte bis an den Anschlag – auch heute noch.


  
  4
»SCHEISS BULLE!«

  Die Mucke auf Anschlag. Meine Kumpels und ich, kickend auf unserem Schulhof in Rheine. Juliwärme. Unsere Mopeds einfach kreuz und quer abgestellt. Keine Zeit verlieren. Los geht’s! Neun Uhr abends, wohlgemerkt. Mensch, mach mal! Nach rechts! Nein, jetzt links! Pass! Tor! Die Hälfte von uns wie aus einer Kehle: Ja!!, die Arme stolz in Siegespose in die Höhe streckend und die großen Fußball-Stars imitierend über den Platz rennend. Der Rest enttäuscht buhend. Und weiter. Party. Ein heimliches Bier aus dem Rucksack gezückt und mit dem Feuerzeug geköpft. Das Leben hätte nicht schöner sein können. Doch schon nach etwa einer halben Stunde erschien die Silhouette eines kräftigen großen Mannes im Gegenlicht der untergehenden Sonne. Psst! Der Dorfsheriff! Mist! Mit einem Mal Totenstille. Alle blieben wie angewurzelt stehen. Der Ball rollte ins Aus. Die Bierflasche wanderte ruckzuck hinter den Rücken. »Passt mal auf, Freunde: Ihr wisst genau, dass ihr abends hier nicht so rumzukrakeelen habt. Reißt euch mal ein bisschen zusammen! Benehmt euch! Und ich sag’s euch, wenn da nachher, wenn ihr geht, noch ein Krümel oder ein Papierfitzelchen irgendwo rumliegt, kriegt ihr es mit mir zu tun! Dann ist Ende im Gelände. Ich schau mir das an, darauf könnt ihr euch verlassen!«

  »Kein Thema!«, antwortete ich dem Bezirkspolizisten stellvertretend für uns alle wie aus der Pistole geschossen und in der Hoffnung, dass er so schnell wie möglich wieder abziehen möge. Das schien ihm tatsächlich als Versicherung zu genügen. Man hätte meinen können, ein kleines Grinsen über sein Gesicht huschen zu sehen, als er sich daraufhin umdrehte und mit demonstrativ festen Schritten zu seinem Streifenwagen zurückging. Man war sich aber auch nicht ganz sicher. Klar war: Wenn wir hier abziehen, ist der Schulhof blitzeblank. Wir hatten es zwar nicht selten faustdick hinter den Ohren und bauten in diesen Jahren so manchen Mist, aber nie hätten wir es als Jugendliche gewagt, die Anweisungen des Dorfsheriffs zu missachten. Es wäre uns auch nie in den Sinn gekommen, seine Ansagen zu hinterfragen oder ihm gar zu widersprechen. Wir hatten einen Heidenrespekt vor ihm. Was der Sheriff sagte, war Gesetz. Punkt. Aus. Und daran hielt man sich ganz selbstverständlich.

  Es mag sein, dass schon damals der Respekt gegenüber Polizisten in größeren Städten geringer war als im ländlichen Raum. Aber dennoch: Anfang der 2000er-Jahre war die Welt noch einigermaßen in Ordnung.

  Zehn Jahre später. Nachtschicht Gewaltprävention. Kölner Hauptbahnhof. Ab und zu das Quietschen von Zugbremsen in der Ferne. Ansonsten alles relativ ruhig. Nur wenige Menschen und Reisende waren zu dieser Zeit unterwegs. Dann plötzlich meldete sich die Leitstelle über Funk an unserer Schutzweste: »Ein Mann, circa 20 Jahre alt, 170 Zentimeter groß, schwarze Haare, wirft in der Haupthalle mit Gegenständen um sich.« Okay, wir sind gleich da. Kurz nachdem meine zwei Kollegen und ich den Einsatzbefehl erhalten hatten, konnten wir den jungen Mann ausfindig machen. Von Weitem sahen wir bereits, wie er Passanten anpöbelte und sie aggressiv anging. In seiner Nähe waren zwei weitere junge Männer, die zu ihm zu gehören schienen, sich aber verzogen, als sie uns näherkommen sahen. Von dem Mann ging ganz offensichtlich eine Bedrohung für die Öffentlichkeit aus. Unsere Schritte wurden schneller. Er, mit dem Rücken zu uns, nahm uns erst wahr, als wir ihm direkt gegenüberstanden. Da er sich weigerte, unserer Aufforderung nachzukommen, sich auszuweisen, und uns gegenüber handgreiflich wurde, brachten wir ihn mit Zwang zu Boden, sicherten ihn und führten ihn daraufhin in die Dienststelle. Dort wollten wir seine Identität feststellen und den Sachverhalt klären. Gerade als ich ihn sichernd an die Wand drückte und einer meiner Kollegen ihn durchsuchen wollte, zog er tief aus dem Rachen Rotz hoch und spuckt mir damit ins Gesicht. Er traf damit genau in meinen Mund. Ich hatte als junger Polizist noch nicht genug Übung darin, mich bei einer Durchsuchung durch optimale Körperstellung selbst so zu sichern, dass ich dem geringsten Risiko ausgesetzt bin, verletzt oder eben bespuckt zu werden. Natürlich muss man den Kopf, wenn es nur irgendwie geht, immer so weit wie möglich weggedreht lassen. Dummerweise hatte ich allerdings eine Körperhälfte etwas losgelassen, sodass sich der Mann drehen konnte und es zu diesem Vorfall kommen konnte. Als er sah, dass er mich getroffen hatte, lachte er hämisch und triumphierend. Mein anderer Kollege übernahm schnell meine Position, so dass ich mich aus der Situation entfernen konnte. Als ich meine Schutzweste abnahm, musste ich mich schlagartig übergeben. In meinem ganzen Leben hatte ich noch nie einen derartigen Ekel empfunden. Ich röchelte und kotzte mir die Seele aus dem Leib. Als das Würgen nachließ, schickte mich mein anderer Kollege sofort ins Krankenhaus, um mich schnellstens auf verschiedene Krankheiten testen zu lassen. Man konnte ja nicht ausschließen, dass ich mich über den Speichel mit irgendeiner Krankheit angesteckt hatte. Was, wenn dieser Typ Hepatitis hatte oder Herpes oder gar mit HIV infiziert war? Alles war möglich. Ich musste mich bremsen, mir Horrorszenarien auszumalen. Das Warten auf die Ergebnisse schien endlos. Endlich, nach vier Tagen kam die Entwarnung. Mich hatte nichts erwischt. Die Erleichterung war natürlich groß, aber der Schreck saß noch lange Zeit tief. Das war als junger Polizist eine ganz neue Dimension für mich: Wie konnte man als Mensch nur so weit gehen? Heute kann ich über mein damaliges moralisches Erstaunen nur lachen. Angespuckt zu werden, ist für einen Polizisten heutzutage noch gar nichts.

  Einen Quantensprung entfernt von meiner Bestürzung damals in Köln ereigneten sich folgende Szenen bei der Räumung des nordrhein-westfälischen Weilers Lützerath, einem Ortsteil der Stadt Erkelenz. Die Bewohner waren sukzessive seit 2006 umgesiedelt worden, damit der Tagebau Garzweiler II durch den Energieversorgungskonzern RWE erweitert und die darunterliegende Braunkohle gefördert werden konnte. Seit 2020 hatten sich immer wieder Umwelt- und Klimaschutzorganisationen dafür eingesetzt, dass der Ort nicht gänzlich abgerissen und dort auch keine weitere Kohle gefördert wird. Aktivisten besetzten immer wieder die leeren Häuser, versammelten sich zu Mahnwachen oder zu Demonstrationen. Ein Landwirt hatte gegen die Inanspruchnahme seines Eigentums geklagt. Mehrere Gerichte bestätigten aber die Vereinbarkeit der energiepolitischen Entscheidung zugunsten der Braunkohleförderung und -verstromung mit dem verfassungsrechtlichen Klimaschutzgebot. Der Landwirt hatte keine Chance mehr. Das NRW-Landesinnenministerium ordnete die Räumung des Weilers für den Januar 2023 an. Jetzt wurde es brisant. Denn daraufhin kündigten die Klimaaktivisten, die in dem dort von ihnen errichteten Camp lebten, weitere Protestaktionen an, um den Plänen der RWE entgegenzutreten. Mehrere Hundert Protestierende hatten sich am Morgen des 11. Januar 2023 in Lützerath versammelt, als die Polizei die Zugangswege zu dem Weiler weiträumig abzuriegeln begann. Mehrere Hundertschaften hatten den Befehl, ins Innere des Gebietes vorzurücken und es zu räumen. Allerdings hatten einige Aktivisten beschlossen, sich in dem Tunnel unterhalb der Haupt-Zufahrtsstraße festzuketten, was die Räumung verzögerte.

  Drei Tage später kam es zu einer Großdemonstration. Die Veranstalter von »Auf nach Lützerath! Gegen die Räumung – für Kohleausstieg & Klimagerechtigkeit« sprachen von 35.000 bis 50.00 Teilnehmern, die Polizei von höchstens 15.000. Die Lage spitzte sich zu, als am Nachmittag mehrere Demonstranten zur Abbruchkante des Tagebaus vorgedrungen waren, während andere wiederum in Richtung der noch besetzten Häuser in Lützerath zogen. Jetzt setzte die Polizei Schilde und Wasserwerfer ein, um die Demonstrationen zurückzudrängen. Einen weiteren Tag später war die Räumung abgeschlossen und am 16. Januar verließen die letzten beiden Aktivisten das Gelände.

  Ich selbst war zwar nicht vor Ort, kommentierte aber die Räumung live auf Welt TV. Man mag zu der politischen Entscheidung, was die Räumung und den Kohleabbau angeht, sowie zu dem Engagement der Protestierenden stehen, wie man mag. Aber eines ist doch klar: Die Polizisten haben wieder einmal nur ihren Dienst getan. Ich war darüber schockiert, mit welcher Brutalität und Unmenschlichkeit Gegner der Räumung in diesen Tagen mit den Polizisten umgegangen sind. Schon am ersten Tag der Räumungsaktion warfen sie Pflastersteine und Molotowcocktails auf die Polizeibeamten – ein klarer Angriff auf deren Leben. Ein Polizist wurde von einem dieser Pflastersteine am Bauch verletzt. Ein anderer Polizist konnte sich in letzter Sekunde mit einem Sprung zur Seite vor einem Brandsatz retten, den die Aktivisten in seine Richtung geworfen hatten. Auf den Social-Media-Kanälen musste man wenig später mit ansehen, wie ein weiterer Polizist mit den Beinen im Schlamm feststeckte und Linksradikale, die auch bei an Protestaktionen beteiligt waren, ihn mit dem ganzen Körper zu Boden stießen, sodass er sich noch schlechter aus seiner prekären Lage befreien konnte. Sie filmten die Szene und lachten dabei zynisch, als sie den Beamten, der sich offensichtlich am Knie schwer verletzt hatte, auch noch öffentlich verhöhnten. Sie hatten keine Skrupel, sich selbst dabei zu zeigen, wie sie nicht nur die Hilfestellung für einen Verletzten unterließen, sondern ihm noch mehr schadeten. Für sie war der Polizist offenbar nur ein »Scheiß Bulle«, ein Vertreter des von ihnen so verachtenswerten Staates. Ihm gebührte in ihren Augen kein Respekt, sondern ebenfalls Verachtung. Was bitte geht in einem Kopf vor, wenn man sich freut, einem Menschen in Not nicht zu helfen, sondern ihm mit voller Absicht zu schaden? Es gab keine helfende Hand, sondern Hohn und Spott für einen Menschen in Uniform, der offensichtlich nicht als Mensch, sondern als Objekt angesehen wurde.

  Lützerath ist nur ein Beispiel für die bewusste und geplante Gewalt gegen Polizisten. Auch bei den Demonstrationen der Klimaaktivisten im Hambacher Forst gab es unwürdige Szenen, bei denen Polizisten zu Schaden kommen sollten. Das Waldgebiet zwischen Köln und Aachen wird seit 1978 sukzessive für den Tagebau gerodet. Von dem ursprünglich 4.100 Hektar großen Wald sind nur noch etwa 200 Hektar übrig. Als der verbliebene Rest 2018 größtenteils abgeholzt werden sollte, formierte sich erneut heftiger Widerstand. Schon seit 2012 wurde das Gebiet von Aktivisten in einer Kolonie von circa 50 bis 60 Baumhäusern immer wieder besetzt. Vor der Rodung wurden diese abgerissen. Die Landesregierung Nordrhein-Westfalens hatte dies mit der fehlenden Einhaltung brandschutzrechtlicher Maßnahmen begründet. Die Aktivisten aber sahen darin einen Zusammenhang mit der bevorstehenden Rodung.

  Ich kann die Bedenken von Klimaschützern gedanklich und auch emotional nachvollziehen. Aber was ich nicht akzeptieren kann, ist ihr willentlich gewaltvolles Verhalten gegenüber Polizisten, die nur ihren Dienst tun. Das Harmloseste, was die Aktivisten dieses Mal taten, war, dass sie dort Polizeibeamte mit Kot und Urin bewarfen. Schlimmer war, dass sie Mistgabeln mit den Spitzen nach oben zeigend in den Waldboden betonierten. Damit man sie nicht auf den ersten Blick entdecken konnte, bedeckten sie sie mit Laub. Diese Klima-Radikalen taten dies wohl in der Annahme, dass sich die Beamten massiv verletzen würden, sobald sie das Gebiet betraten. Zudem warfen sie Wurfgeschosse aus Baumkronen auf die Einsatzkräfte.

  Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland erwirkte im Oktober 2018 in einem Eilverfahren einen Rodungsstopp. Zwei Jahre später wurde der Erhalt des Waldes vereinbart. Das Verhalten der Menschen gegenüber den polizeilichen Einsatzkräften hat sich mit der Zeit gewandelt. Früher war es wie gesagt normal, dass Jugendliche großen Respekt vor Polizisten hatten. Es war normal, sich auszuweisen und allen weiteren Anweisungen der Beamten Folge zu leisten, wenn man von der Polizei zu einer Identitätsfeststellung angehalten wurde.

  Heute ist es eher der Fall, dass Jugendliche Polizisten unverschämt antworten oder sie belächeln, wenn sie angehalten und befragt werden. Personen, die sich ausweisen sollen, provozieren die Beamten und beleidigen sie. Es ist heute auch üblich, den Vorgang sogar zu filmen – mit dem Ziel, eine Täter-Opfer-Umkehr zu inszenieren. Das ist heute ein beliebtes Mittel, um die Beamten unter Druck zu setzen. Nicht selten werden danach auch Fake News auf den Social-Media-Kanälen verbreitet und dabei einzelne Polizisten diffamiert. Bei nahezu jeder polizeilichen Großlage oder bei Versammlungen erleben wir mittlerweile, dass Teilnehmer bewusst Szenen inszenieren, die Polizisten provozieren sollen, damit diese eingreifen müssen. In Echtzeit werden davon dann kleine Videoschnipsel in den sozialen Medien in Umlauf gebracht. Klares Ziel: Die Einsatzkräfte sollen öffentlich an den Pranger gestellt werden. Das Internet ist voll von solchen verkürzt geschnittenen Videos, die das Geschehen deshalb verfälscht wiedergeben. Dieses Vorgehen haben sich mittlerweile sämtliche Gruppen zu eigen gemacht, von den »Pro Palästina«-Demonstranten über die Klimaschützer, inklusive der sogenannten Klimakleber, bis hin zu den »Corona-Demonstrationen«. Die Polizei soll als Aushängeschild des Staates ein schlechtes Bild abgeben. Und die »Schauspieler« sollen als bemitleidenswertes Opfer in Erscheinung treten. Doch nicht nur auf Demonstrationen, sondern auch im alltäglichen Dienst erleben es Einsatzkräfte nun regelmäßig, dass Betroffene sofort das Handy zücken, wenn es zu einer Personenkontrolle oder einer Festnahme kommt. Dieses Verhalten soll den Polizisten drohen: »Eine falsche Bewegung und du bist dran! Alle werden es sehen.« Auf diese Weise versucht man nicht nur die Autorität der Polizei als Ganzes zu untergraben, sondern auch die Existenz einzelner Polizisten online zu vernichten. Eine toxische Entwicklung, die unsere Polizeibeamten einfach nicht verdient haben. Darüber hinaus sind die öffentlichen Anschuldigungen natürlich in den allermeisten Fällen auch noch in jeglicher Hinsicht unbegründet.

  Der mangelnde Respekt gegenüber Polizeibeamten lässt sich mittlerweile überall beobachten. Aber gerade Polizistinnen haben es heute besonders schwer, wenn sie Männer aus dem arabisch-muslimischen Kulturkreis kontrollieren oder gar festnehmen müssen, die Frauen häufig nicht ernst nehmen. Eine Kollegin erzählte mir von einer exemplarischen Situation, die sie vor Kurzem während ihres Dienstes im Dortmunder Bahnhof erlebt hat: Gemeinsam mit drei männlichen Kollegen hielten sie drei Männer, zwei Afghanen und einen Syrer, im Rahmen einer Kontrolle der Waffenverbotszone an. Als meine Kollegin sie ansprach, ignorierten sie sie einfach. Sie sahen sie nicht einmal an. Für sie war die Polizistin einfach Luft. Daraufhin sprach sie die Männer erneut an: »Sie befinden sich in einer polizeilichen Maßnahme zum Zweck der Identitätsfeststellung. Sollten Sie sich weiter weigern, werden wir mit unmittelbarem Zwang die polizeiliche Maßnahme durchsetzen.« Erst da reagierte einer der Männer. Er wandte sich allerdings demonstrativ einem der männlichen Polizisten zu und tat in gebrochenem Deutsch den Anwesenden seine Verachtung kund: »Sie ist eine Frau. Die hat mir gar nichts zu sagen.« Statt in irgendeiner Weise darauf einzugehen, sicherten ihn zwei der Polizeivollzugsbeamten daraufhin an der Wand und der dritte durchsuchte ihn nach Ausweispapieren. Der Mann hatte sich geweigert, zu kooperieren. Für sie war es selbstverständlich, dass sie nicht an die Stelle ihrer Kollegin treten würden, nur weil sich jemand herausnimmt, deren Autorität anzuzweifeln. Die Kollegin gab unterdessen der Leitstelle die Daten durch und beendete später ordnungsgemäß den Einsatz.

  Für viele junge arabische Migranten sind Frauen Menschen zweiter Klasse, so wie sie es aus ihren Heimatländern kennen, wo sich Frauen hinter schwarzen Schleiern verstecken und dadurch unsichtbar machen müssen. Als Autoritätspersonen im öffentlichen Leben treten sie dort gar nicht auf. Kommen solche Männer dann hier in Deutschland mit weiblichen Polizeibeamten in Kontakt, wehren sie sich erfahrungsgemäß noch heftiger dagegen, kontrolliert zu werden, als sie es schon bei männlichen Kollegen tun würden. Sie empfinden es offensichtlich unter ihrer Würde, dass ihnen eine Frau sagt, wo es langgeht. Für meine Kolleginnen ist es also ein noch größerer Kraftaufwand – sowohl psychisch als auch notfalls körperlich –, sich diesen Männern gegenüber aufzustellen. Und es ist für sie auch riskanter. Ich bewundere die mentale Kraft meiner Kolleginnen und ziehe meinen Hut vor ihnen, denn es wird gerade für sie diesbezüglich im alltäglichen Dienst zunehmend unangenehmer. Aber Fakt ist, meine Kolleginnen meistern nicht nur diese Situationen hochprofessionell. Nein, sie erfüllen auch eine wichtige Aufgabe: Sie zeigen den Macho-Männern nämlich, wer hier im Rechtsstaat Deutschland während einer polizeilichen Maßnahme das Sagen hat, nämlich die Polizeibeamten, männlich oder weiblich. Wer nach Deutschland kommt, muss seine vorsintflutlichen Auffassungen hinter sich lassen. Hier gilt unser Grundgesetz, und demzufolge sind Männer und Frauen gleichberechtigt. Wer das nicht kapiert, gehört nicht hierher.

  Dass die Polizistinnen und Polizisten seit der Radikalisierung bestimmter Gesellschaftsteile – links, rechts, islamistisch – einer viel höheren Belastung, sowohl körperlich als auch psychisch ausgesetzt sind, ist aber nicht alles. Denn sie werden allgemein in der Bevölkerung nicht mehr so respektiert. Auf diesem fehlenden Respekt fußt eine andere gefährliche Entwicklung. Wer einen anderen nicht respektiert, übertritt nicht nur dessen Grenzen leichter, auch die Schwelle zu einer Straftat gegenüber dieser Person ist viel niedriger. Wo der Respekt vor dem Staat nachlässt, nimmt der Grad an Brutalität und Ruchlosigkeit auch gegenüber Polizisten zu oder gerade, weil sie Polizisten sind.

  Ein solcher Fall von Polizistenhass kostete unserem damals 28-jährigen Kollegen Simon Gudorf vom Spezialeinsatzkommando (SEK) Münster 2020 sogar das Leben. Der fast gleichaltrige Drogendealer Thomas K. hatte durch seine Wohnungstür auf ihn geschossen, als das SEK seine Wohnung in Gelsenkirchen stürmen und durchsuchen wollte. Gudorf dachte wohl zuerst, ein Teaser habe ihn getroffen. Doch der Schütze hatte ihm eine Kugel durch die Achselhöhle, vorbei an der schusssicheren Weste ins Herz gejagt. Der Polizist starb kurze Zeit später im Krankenhaus. Der Täter hatte sich zuvor im Internet kundig gemacht, wie man mit einem Vorwand einen Polizisten erschießen könne, ohne dafür verurteilt zu werden. Er gab vor Gericht an, er habe mit einem Angriff von Rockern gerechnet und deshalb quasi aus Notwehr geschossen. Nur eine erfundene Geschichte, wie der Richter feststellte. Laut Staatsanwaltschaft soll er geschossen haben, obwohl ihm klar gewesen sei, dass es sich um Polizisten handelt, er habe nicht auffliegen wollen. Das SEK fand in der Wohnung von Thomas K. Waffen und 1,4 Kilogramm Drogen. Das Schwurgericht kam zu dem Schluss, dass Thomas K. eine rechtsextreme Gesinnung vertritt und den Holocaust leugnet. Das Landgericht Essen hat ihn schließlich zu einer lebenslangen Haft verurteilt. Der Richter betonte die Widerwärtigkeit der Tat bei der Urteilsverkündung auf eindrucksvolle Weise. Simon Gudorf sei nur deshalb Opfer geworden, weil er Polizist sei. Nachdem der Angeklagte gegen das Urteil Revision eingelegt hatte, bestätigte auch der Bundesgerichtshof das Urteil.

  Für Entsetzen sorgte auch im Januar 2025 ein weiteres Beispiel von Gewalt gegen Polizisten. Damals wollte unser 32-jähriger Kollege Maximilian Stoppa im südbrandenburgischen Lauchhammer ein verdächtiges Fahrzeug kontrollieren, als es zu einem schrecklichen Vorfall kam. Stoppa war damals Teil eines Einsatzteams, das für die Maßnahmen zur länderübergreifenden Fahndung von Kfz-Kriminalität zuständig und zu der Zeit einer Autoschieber-Bande auf der Spur war. Gerade als er das verdächtige Auto mit einem sogenannten »stop-stick«, einer Art Nagelsperre, die man vor die Reifen legt, davon abhalten wollte weiterzufahren, wurde er von einem zweiten Begleitfahrzeug des mutmaßlichen Autodiebs, in dem seine drei polnischen Komplizen saßen, erfasst. Stoppa erlag noch vor Ort seinen Verletzungen. Unser überaus geschätzter und engagierter sächsischer Kollege hinterlässt eine Frau und ein Kind. Auch hier versuchten die Tatverdächtigen, ihre Tat mit einem gezielten Angriff auf einen Polizeibeamten zu verdecken. Die Staatsanwaltschaft Cottbus wirft dem Fahrer des Autos Mord vor.

  Gewalt gegen Polizisten wird nicht nur körperlich auf der Straße ausgeübt. Auch verbale Anfeindungen, die auf das Gemüt schlagen sollen, die Angst machen und Verunsicherung schaffen sollen, sind Gewalt. Im Internet kommt es schon seit Jahren zu Straftaten oder wenigstens deren Androhungen gegen uns – entweder gegen die Polizei als solche oder gegen einzelne Beamte. Davon kann auch ich ein Lied singen. Immer wieder versuchen vor allem linke Wortführer, mich mundtot zu machen, mir und meinem Ansehen zu schaden und mich bei meinem Dienstherrn anzuschwärzen. Sie wollen mich in der Öffentlichkeit bloßstellen, letztendlich auch einschüchtern und meinen Einfluss mindern. So reichten im Dezember 2024 Mitglieder der damals sonst sicher in vielerlei Hinsicht ehrenwerten Nichtregierungs-Organisation Amnesty International Deutschland eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen mich beim Präsidenten des Bundespolizeipräsidiums ein. Sie warfen mir vor, ich hätte gegen das Mäßigungs- und Zurückhaltungsgebot, gegen die Neutralitätspflicht und auch gegen die Wohlverhaltenspflicht gemäß des Beamtenrechts verstoßen. Ich hätte mich zudem in meinen privaten Social-Media-Accounts gar menschenverachtend geäußert. Doch keiner der Vorwürfe war haltbar, keine dieser Anschuldigungen traf zu. Offensichtlich waren die NGO-Vertreter nicht in der Lage, einfache Sachverhalte korrekt zu bewerten.

  Bei einer Pro-Palästina-Demonstration hatte die Berliner Bereitschaftspolizei Diensthunde – an der Leine und mit Maulkorb – dazu eingesetzt, gewalttätige Versammlungsteilnehmer abzuschrecken und zurückzudrängen. Es hatte zuvor nämlich Auseinandersetzungen gegeben, bei denen mehrere Polizisten von Demonstranten schwer verletzt worden waren. Ich hatte diese Ereignisse dahingehend kommentiert, dass man Diensthunde durchaus auch bei anderen Versammlungslagen ohne Maulkorb einsetzen dürfe und, wenn nötig, auch solle. Das war kein Skandal, sondern Inhalt eines Gesetzes: Ein Diensthund ist als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt über den »unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes« vorgesehen.

  Die Sprecher von Amnesty International Deutschland drehten mir das Wort aber im Mund herum und ließen verlauten, ich hätte gefordert, dass man ab sofort wahllos Hunde ohne Maulkorb auf friedliche Protestanten loslassen solle. Sie forderten sogar andere dazu auf, mich zu melden und zu denunzieren. Mit einer augenscheinlich böswilligen Absicht verdrehte man also die Tatsachen, mit dem Ziel, an meiner beruflichen Existenz zu sägen. Ich vertrete nicht dieselben Ansichten wie diese Menschen und sollte deshalb als unliebsames Sprachrohr einer anderen Meinung zum Schweigen gebracht und öffentlich diskreditiert werden.

  Dieses Beispiel ist ein weiterer Beweis dafür, wie linke Ideologen mit ihren Widersachern umgehen. Nämlich unbarmherzig und fast schon brutal. Dabei wäre es doch viel angebrachter, inhaltlich zu kontern und in die Diskussion zu gehen. Mir scheint, dass diese Leute einfach keine guten Argumente haben. Ich bin immer offen für eine inhaltliche Auseinandersetzung. Und ich lasse mich mit überzeugenden Argumenten auch eines Besseren belehren. Aber dazu scheint es nicht zu reichen. Wie viele ihrer Gesinnungsgenossen wird lieber draufgeschlagen als friedlich kommuniziert.

  Apropos Kommunikation: Es gehört zu meinem Alltag, dass Linke Kommentare in meinen Social-Media-Kanälen hinterlassen, in denen sie nicht nur ihrem politischen und sozialen Unmut Luft machen. Dass wäre ja vollkommen in Ordnung, schließlich leben wir in einer Demokratie mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung. Aber leider bleibt es selten dabei. Die meisten dieser Kommentare ufern in persönliche Beleidigungen, Beschimpfungen, Diffamierungen, Unterstellungen und sogar in Drohungen bis hin zu Morddrohungen aus.

  Ich habe im Lauf der Zeit immer wieder den Dialog mit einzelnen dieser Leute gesucht. Ohne Erfolg. Diese Menschen wollen nicht diskutieren, sie wollen nur ihrer Aggression freien Lauf lassen. Vielleicht beneiden sie mich auch um meine Gradlinigkeit und Eindeutigkeit. Vielleicht wollen sie die Realität einfach nicht vor Augen geführt bekommen. Vielleicht sind sie aber auch einfach mit sich selbst nicht im Reinen. Mir scheint, als würden mich viele unzufriedene Menschen als Projektionsfläche benutzen. Denn wie kann man mit sich und seinem Leben zufrieden sein, wenn man so viel Hass in sich trägt? Dabei könnten sich solche Menschen ebenso politisch – nicht radikal! – engagieren und so unser Leben in Deutschland konstruktiv mitprägen, anstatt andere anzumaulen und zu versuchen, sie fertigzumachen.

  Ich frage mich immer wieder, woher all diese negative Energie kommt, die solche linken Schreihälse offensichtlich in sich tragen und leider dann auch verströmen. Woher kommt dieser Unwille, andere Meinungen gelten zu lassen, und selbst lauthals permanent von Demokratie und Meinungsfreiheit zu faseln? Was diese Menschen tun, ist ja ganz offensichtlich das ganze Gegenteil: Sie rufen zu einer linken Meinungsdiktatur auf – nur ihre Meinung ist die einzig richtige. Aber sie scheinen es nicht mal zu merken. Selten erreicht mich konstruktive inhaltliche Kritik an dem, was ich schreibe oder sage, obgleich ich diese willkommen heiße. Es gibt keine Legitimation für boshaftes Handeln mit dem Ziel der Vernichtung. Ein Polizeibeamter, der sensible Themen anspricht und eigenen Überzeugungen trotz Gegenwinds treu bleibt, sorgt in einigen radikalen Kreisen offenkundig regelmäßig für eine Art Tobsuchtsanfall. Eine traurige Erkenntnis, vor allem mit Blick auf die selbsternannten »Retter der Demokratie«. Ohne eine starke Resilienz würde man diesen systematischen Zerstörungsangriffen physisch und psychisch vermutlich nicht standhalten können. Aber ich bin es nun schon gewohnt und habe mich bewusst mit meinem Gesicht in den Wind gestellt.

  Hier eine kleine Auswahl der virtuellen »Liebesbriefe«, die mich regelmäßig erreichen. Achtung: »rechts« ist in diesem Licht noch ein Kosewort. Natürlich reißen die guten, anti-faschistischen, friedliebenden Menschen anonym, mutig wie sie sind, die Klappe gern am weitesten auf. So viel zu »Gesicht zeigen«.

  »Du kleiner Nazibengel«

  »Halt deine Fresse Fascho«

  »Er ist ein echter Nazi.«

  »Seht euch diesen Feigling an, diese rechte Socke, diesen Faschisten! Du bist eine Schande für dieses Land! Menschen wie du gehören nicht in die Politik sondern hinter Gittern damit sie nicht mehr so viel Müll in der Öffentlichkeit von sich geben können. Ich bin dafür dich abzuschieben! Am besten nach Gaza! Dort musst du mit deinen kleinen weißen Wurstfingern dann helfen die Häuser wieder mit aufzubauen! Nach 12 Monaten Leid kriegen wir auch Anti-Menschen wie dich ideologisch wieder entsifft zurück nach Deutschland verschifft.«

  »Hab gehört du schlägst kleine Mädchen. Wenn du magst und das ist keine Drohung oder sonstiges…. Sag mir eine Adresse egal wo ich komme dahin und wir kämpfen beide 1gegen1 nur du und ich ok kein anderer. Wenn du ein Mann bist mit Ehre und Würde dann nimmst du das Angebot an.«

  »Du bist einer der größten Hampelmänner die ich gesehen habe Du rassistische Zionisten Marionette hättest du lieber scheisse in deinem Mund gestopft statt geredet wäre es besser gewesen.«

  »Ich schieb deine hässliche Rosette in dein Maul ab. Du Hurensohn.«

  »Du dreckige Nazifresse gehörst Tag und Nacht geschlagen. Du Nazihund.«

  »Schlüpf wieder in dein Schlüpfloch zurück du Osterhase! Der Islam wird Siegen auch wenn euch ungläubige dieses zuwider ist! Schreib dir das hinter deine Ohren du Osterhase.«

  »Du hundesohn wenn ich dich sehe steche ich dir ein Messer in den Hals ich würde dein Blut trinken du Hund.«

  Um diese Fälle von Diffamierung und Beleidigung kümmert sich selbstverständlich mein Anwalt.

  Ich könnte leider ewig so weitermachen, und diese Auswahl ist noch einer der harmloseren Ergüsse, die ich beinahe täglich zu lesen bekomme. Die meisten dieser Kommentare prallen mittlerweile an mir ab. (Glauben Sie mir, das war nicht immer so. Aber irgendwann wird man dagegen quasi immun.) Verstöße gegen mein Persönlichkeitsrecht sowie strafbare Äußerungen lasse ich allerdings selbstverständlich durch unsere Rechtsabteilung ahnden. So auch eines der neuesten Paradebeispiele von Diffamierung. Ab und zu gibt es ja auch Menschen, die sich sogar mit ihrem Klarnamen in den Bereich der Strafbarkeit bringen. Tristan Herold aus Köln, zum Beispiel, Online-Autor für die ZDF-Sendung Magazin Royale von Jan Böhmermann schrieb mir gerade in Kleinschrift: »manuel ostermann hätte vor 90 jahren eine andere uniform getragen«.4 Na, er muss es ja wissen. Welche Rolle er wohl damals gespielt hätte?

  Man kann es diesen Krakeelern aber auch nicht recht machen. Manchen von ihnen bin ich zu »rechts« oder gleich ein »Nazi« – ein Ausdruck, den viele heute wahllos für all jene verwenden, die nicht ihrer Meinung sind. Aber das ist falsch! Ich frage mich immer wieder, ob die, die mich so beschimpfen, überhaupt wissen, wofür der Ausdruck steht. Der Nationalsozialismus – ich muss es hier noch einmal zusammenfassen – war eine rassistische, antisemitische, ultranationalistische, sozialdarwinistische und vor allem eine radikal-antidemokratische Bewegung. Wie kann man mich, wenn man das weiß, so bezeichnen? Einen deutschen Polizeibeamten, einen Polizeigewerkschafter und ein CDU-Mitglied? Das ist nicht nur Geschichtsvergessenheit oder Geschichtsignoranz, das ist nicht nur eine Verharmlosung des Holocaust, nein, es grenzt schon an Dummheit. Und wie so oft bei Beleidigungen sagt es mehr über den aus, der sich beleidigend äußert, als über den, der beleidigt wird.

  Wenn man sich klar für die Durchsetzung von Recht und Gesetz ausspricht, dann gilt man – ehe man es sich versieht – als »rechts«. In der Migrationsdebatte merkt man das am deutlichsten. Allein die Forderung, nationales Recht anzuwenden, genügt schon, um als »rechts« abgestempelt zu werden. Auch darauf hinzuweisen, dass ausländische Intensivstraftäter, Mörder, Sexualstraftäter, Extremisten oder Terroristen nach geltendem Recht abgeschoben werden müssen, reicht völlig aus. Man sollte meinen, dass die Forderung nach der Durchsetzung des Rechtsstaates nicht nur eine Selbstverständlichkeit, sondern auch im Interesse der gesamten Bevölkerung ist.

  Nicht selten »beschimpfen« mich radikale Moslems als Zionisten. Sie vermuten bei mir eine pro-israelische Sympathie, beziehungsweise in ihren Augen eine anti-palästinensische. Das gefällt ihnen dann nicht. Deshalb muss ich fertiggemacht werden. Nur weil ich die Seite der Polizisten einnehme, die lediglich ihren Dienst für den Staat und gemäß Gesetz tun.

  Andere wundern sich, wie ich es nur mit meinen Ansichten vertreten könne, Mitglied der CDU zu sein. Sie fordern mich auf, schnellstmöglich und konsequenterweise die Partei zu wechseln, da ich sonst nicht mehr ernst zu nehmen sei. Was für undurchdachte Vorwürfe! Darf ich denn als Parteimitglied nicht meine eigene Meinung vertreten? Oder anderer Meinung sein als die Parteiführung? Ich bekleide in der CDU kein hohes oder gar einflussreiches Amt und trage damit auch keine Verantwortung dafür, wie die Parteispitze ihre Politik gestaltet. Ich war noch nie CDU-Mitglied wegen irgendwelcher Personen, sondern wegen des ursprünglichen Gedankens der Christdemokratie, zu dem ich gut und gern stehe und dem ich mich verpflichtet fühle.

  Wieder andere beschweren sich, dass ich nicht den Mund halte, schließlich sei ich ja Polizist. Man spricht mir mal ganz nebenbei das Recht auf freie Meinungsäußerung ab. Schlicht, weil ich Beamter bin. Es gibt Menschen, die meinen, mir stünden deshalb meine verfassungsgemäßen Rechte nicht zu. Dabei äußere ich mich sowieso ausschließlich als Gewerkschafter oder als Privatmensch, nicht als Polizist. Das kann man, wenn man genau hinschaut, klar auseinanderhalten. Wenn ich für meine Gewerkschaft spreche oder für diese Termine wahrnehme, spreche ich nicht als Bundespolizist. Den Dienst als Polizeibeamter und meine Tätigkeit als Gewerkschafter trenne ich sehr strikt. Ich habe keinerlei Legitimation, für meine Behörde zu sprechen, und schon allein deshalb würde ich das auch nicht tun. Wenn ich die Uniform anziehe, dann bin ich erkennbar Polizeibeamter, und genau hier bin ich mir nicht nur über meine Rechte, sondern insbesondere auch über meine Pflichten sehr bewusst.

  Besonders gern arbeiten sich auch junge Grüne an mir ab. Sie langweilen mich ständig mit ihren nichtssagenden hohlen Phrasen, drohen mir in regelmäßigen Abständen mit Strafanzeigen oder wahlweise mit Beschwerden. Sie wünschen sich, dass ich mich gänzlich aus den politischen Debatten heraushalte. Sie selbst meinen wohl, dass sie viel besser dafür geeignet seien, ihren Senf dazuzugeben – schließlich sind sie ja alle schon so lebenserfahren, haben eine Ausbildung oder ein Studium absolviert und können zudem auf viel Erfahrung in der Arbeitswelt und in der Politik zurückgreifen. Oder etwa nicht?! Wer könnte da widersprechen? Meinem Verständnis im politischen Ringen um die beste Lösung entspricht dieses Verhalten jedenfalls nicht.

  Nur zu links war ich noch niemandem.

  »Hass und Hetze« ist schon fast ein stehender Begriff von Linken in Bezug auf Menschen, denen sie eine rassistische Gesinnung unterstellen. Übrigens werden die Begriffe »rassistisch« und »faschistisch« beziehungsweise »anti-faschistisch« heutzutage ebenso inflationär und überwiegend falsch verwendet wie das Wort »Nazi«. Rassismus bezeichnet eine Haltung, mit der Menschen vor allem wegen ihrer Hautfarbe (und anderen äußerlichen Attributen) diskriminiert werden, die auf eine bestimmte Abstammung hinweist. Immer häufiger werden jedoch Menschen auch als rassistisch bezeichnet, wenn sie sich kritisch zu radikal-religiösen Menschen äußern oder zum Beispiel wissen wollen, welche Nationalität ein Straftäter hat. Faschisten sind per definitionem Menschen, die die Rechtsform der Demokratie ablehnen und eine totale politische und gesellschaftliche Gleichschaltung anstreben. Viele der heutigen sogenannten Anti-Faschisten sind in meiner Wahrnehmung allerdings dem, was sie anscheinend so rigoros ablehnen und bei anderen kritisieren, auch nicht allzu fern. Sie versuchen nicht selten, mit Gewalt und Unterdrückung eine Pluralität der Meinungen zu unterbinden. Bestens konnte man das beim letzten Bundestagswahlkampf beobachten, als Sympathisanten der »Antifa« die Infostände und Zentralen mehrerer Parteien angriffen und beschädigten.

  Zurück zur Polizei: Hass und Hetze gibt es eben auch gegen deutsche Polizisten. Massenhaft. Aber warum ist das Ansehen der Polizei in der Öffentlichkeit scheinbar in so ein schlechtes Licht geraten? Warum steht sie überhaupt so oft in der Kritik? Sie kommt doch nach wie vor ihrer Aufgabe nach, die Verfassung zu schützen, uns alle zu schützen.

  Die Polizei ist ganz klar zur Projektionsfläche für die Menschen geworden, die mit der aktuellen Politik nicht einverstanden sind. Politische Wortbrüche, Illoyalität, fehlende Stabilität, kollektiver Freiheitsverlust, staatliche Überregulierungen, Handlungsunfähigkeit in fast allen Bereichen. Die Menschen müssen mit ansehen, wie ihre Regierung ständig gegen den Mehrheitswillen in der Bevölkerung entscheidet und handelt, wie ihre Wahlergebnisse nicht das abbilden, was offensichtlich den Wählerwillen widerspiegelt. Die Politiker setzen sich einfach darüber hinweg und machen das Immergleiche. Probleme werden einfach nicht angepackt oder gelöst, sondern verschleppt. Am Ende stehen die Bürgerinnen und Bürger einer weiteren Regierung gegenüber, die weder die Umstände grundlegend ändern will noch ihre Wahlversprechen einhält, und bleiben frustriert und allein mit ihren Sorgen und Existenzängsten zurück.

  Zudem spaltet sich die Gesellschaft immer mehr in Extreme. Die einen suchen Stabilität im konservativen oder im rechten Spektrum, sehen dort die einzige Lösung für die gesellschaftlichen Probleme. Die anderen gehen im linken Lager in ihrer Rolle als Gutmenschen auf und vermischen dort nicht selten innerdeutsche Belange mit denen der Palästinenser oder anderer Gruppierungen.

  Jahrzehntelang wurde uns Deutschen ein Schuldkomplex eingeimpft, weshalb wir möglichst gut und hilfsbereit in der Welt auftreten müssten. Das ist natürlich bis zu einem gewissen Grad richtig. Ja, wir tragen definitiv eine historische Verantwortung, vor allem gegenüber den Juden, aber auch gegenüber anderen Gruppen, etwa den Sinti und Roma sowie den Homosexuellen. Sie wurden von den Nationalsozialisten bekämpft, interniert und umgebracht. Das darf in Deutschland niemals vergessen werden. Aber wir können nicht die ganze Welt retten. Das ist unmöglich. Sonst gehen wir mit unter und können letztendlich gar niemandem mehr helfen. Diese Differenzierung bekommen viele der Gutmenschen aber nicht hin. Sie verharren starr in ihrer Rolle und übersehen dabei, dass sie sich und ihrem Land letztendlich damit schaden. Sie wollen die Realität nicht sehen und verstehen deshalb nicht, dass wir an einem Kipppunkt stehen.

  Es ist bemerkenswert mit anzusehen, dass diese Befürworter der offenen Grenzen und der islamischen Vorherrschaft offenkundig wiederum der staatspolitischen Verantwortung gegenüber den in Deutschland lebenden Juden nicht mehr allzu viel Bedeutung zumessen. Mit Fassungslosigkeit blicke ich auf die stetig zunehmende antisemitische Haltung genau dieser Personen. Nicht weniger erstaunlich ist in dieser Sache der Schulterschluss mit Islamisten, wenn sie mit Palästinensertüchern um die Schultern oder auf dem Kopf Seite an Seite offen den Hass gegen Israel propagieren. Auf deutschen Straßen! Noch bemerkenswerter ist es, wenn es sich bei den Sympathisanten um Frauen handelt. Sie müssten doch wissen, wie die Islamisten Frauen sehen und behandeln. Zur Unterstützung beim Demonstrieren sind sie ihnen sicher gut genug. Aber wollten sich diese Frauen dann tatsächlich auch der traditionell arabischen Weltanschauung unterwerfen, sich verhüllen, aus der Öffentlichkeit verschwinden und sich dem Mann unterordnen, in einem Kalifat leben oder gar der Scharia gehorchen? Was, wenn diese Frauen lesbisch sind? Glauben sie wirklich, dass sie gemeinsam mit diesen Männern, für deren Werte sie eintreten, in Frieden und Freiheit leben könnten? Und haben sie schon einmal an die queeren Menschen in den arabischen Ländern gedacht, wo jegliche Abweichung von der heterosexuellen Norm in letzter Instanz mit dem Tod durch Steinigung bestraft werden kann? Was, wenn diese Frauen einmal genau hinschauen würden, was sie lautstark unterstützen? Was, wenn sie konsequent durchdächten, welche Konsequenzen ihr Handeln hat?

  Es hat sich an den äußeren gesellschaftlichen Umständen in letzter Zeit viel verändert: millionenfache Migration aus arabischen beziehungsweise muslimischen Ländern, Antisemitismus unverhohlen auf den Straßen, terroristische Anschläge, Infragestellung der deutschen Identität, abgesagte Volksfeste und Bräuche, eine kränkelnde Wirtschaft, explodierende Sozialabgaben, ein instabiles Gesundheitswesen, Inflation, Aufrüstung, geschürte Angst vor Krieg, politisierende Kirchen. Woran können sich die Menschen noch halten? Ich glaube, dass die Menschen von der neuen Lebenswelt in Deutschland schlichtweg verunsichert und gleichzeitig überfordert sind. Ihre Sorge und ihre Wut entladen sich am Ende nicht selten auf der Straße und dann direkt an meinen Kolleginnen und Kollegen. Es ist alles sehr komplex geworden, und das Problem hat viele Namen. Eines jedoch bleibt gleich – die Polizei muss immer den Kopf hinhalten. Die Polizisten kriegen das von der Gesellschaft ab, was die Regierung verzapft oder unterlässt. Und dann sind sie wieder mal einfach nur der »Scheiß Bulle!«.


  
  5
EIN POLIZIST IST AUCH NUR EIN MENSCH

  Natürlich werden wir Polizisten auch dazu ausgebildet, uns nicht provozieren zu lassen und in prekären Situationen die Ruhe zu bewahren, besonnen und angemessen zu reagieren. Sehr zart besaitete Menschen sind daher vielleicht auch nicht richtig in unserem Beruf. Man muss schon eine gewisse Toughness – vor allem auch eine innere Stärke – mitbringen und einiges wegstecken können, wenn man Polizist werden will. Aber nichtsdestotrotz sind wir keine gefühlskalten Roboter in Uniform. Mir scheint allerdings, dass Polizistinnen und Polizisten in der Öffentlichkeit immer mehr genau dazu gemacht werden, zu einem Objekt, das man würdelos behandeln, anspucken, mit Steinen, Böllern und Brandsätzen bewerfen und über das man hämisch lachen kann. Als sei der Mensch, der vor einem steht, eben nur ein abstraktes Abbild des Staates, auf den man eigentlich sauer ist, an dem man sich abarbeiten will, der einem nicht passt. Als hätte dieses Wesen, das einfach seinen Dienst tut und seine Befehle befolgt, keine Familie, zu der es am Abend ohne Verletzungen nach Hause kommen möchte, als empfinde es keinen Schmerz, als sei es weniger wert als man selbst.

  Es braucht hier in so einigen Köpfen dringend einen Perspektivwechsel. Versetzen Sie sich einmal kurz in die Rolle einer Polizistin oder eines Polizisten inmitten von Hunderten gewaltbereiten Demonstrierenden auf einer Pro-Palästina-Veranstaltung. Sie begleiten und beschützen den Demonstrationszug durch Berlin und haben den Befehl erhalten, deeskalierend zu handeln, wo auch immer Sie können. Eine Zeitlang scheint alles unter Kontrolle und friedlich zu sein. Doch unversehens trifft ein Stein Ihren Helm. Die Leute fangen an, lautstark zu skandieren, die Stimmung heizt sich auf. Gruppen bilden sich und gehen auf Sie und Ihre Kollegen los, brüllen Ihnen mit wutverzerrten Grimassen »Yalla Intifada«, »Israel bombardieren« und »Scheiß Deutschland« ins Gesicht. Sie kommen Ihnen so nah, dass Sie ihren Atem spüren. Als Sie und Ihre Kollegen immer mehr bedrängt werden, lautet der Befehl: »Zurückdrängen«. Jetzt beginnt eine heiße Phase. Wird es zu einer schweren Auseinandersetzung kommen? Wird es Verletzte geben? Es darf auf keinen Fall weiter eskalieren. Doch schon fliegt der nächste Stein. Vielleicht kommt Ihnen jetzt für einen kurzen Moment der Gedanke an Ihren Sohn oder Ihre Tochter in den Kopf. Heute Abend nach dem Dienst wollten Sie doch noch gemeinsam ein Eis essen gehen. Hoffentlich klappt das. Hoffentlich. Polizisten sind auch nur Menschen.

  Als Polizeigewerkschafter ist es meine Aufgabe, meine Kolleginnen und Kollegen nach außen und vor allem als Lobbyist in der Politik zu vertreten, mich für ihre Bedürfnisse und Rechte einzusetzen. Damit ich verstehe, was in ihnen vorgeht, was sie wirklich brauchen, muss ich ihnen gut zuhören. Ich maße mir nicht an, immer gleichermaßen für alle Polizisten zu sprechen – die DPolG hat immerhin mehr als 100.000 Mitglieder. Ich weiß, dass nicht alle die gleiche Meinung haben. Das ist auch gut so. Aber ich hoffe, möglichst häufig den Grundtenor zu treffen, der in unserem Kreis herrscht und mit dem sich die allermeisten identifizieren können, wenn ich mich öffentlich in meiner Funktion äußere. Es gehört auch zu meiner Aufgabe, meinen Kolleginnen und Kollegen eine Stimme zu geben. Deshalb möchte ich an dieser Stelle einige von ihnen explizit und individuell zu Wort kommen lassen.

  Ich habe sie Folgendes gefragt: Wie reagiert ihr persönlich darauf, dass ihr mehr denn je im Kreuzfeuer steht, dass euer Beruf immer gefährlicher wird, dass ihr nicht wisst, ob ihr am Abend unversehrt nach Hause kommt? Wie geht es euren Partnern, eurer Familie damit? Wie geht es euch dabei, wenn ihr bei einem Einsatz gefilmt werdet und euch danach jederzeit im Internet wiederfinden könntet? Habt ihr das Gefühl, von der Politik gut unterstützt, von den Politikern wertgeschätzt zu werden? Was würdet ihr ihnen gern einmal sagen? Was wünscht ihr euch für die Zukunft bei der Polizei? Was würdet ihr jungen Menschen raten, die sich überlegen, Polizistin oder Polizist zu werden?

  Peter H.

  Auch wenn es ursprünglich gar nicht mein Traumberuf war und ich erst in ihn hineinwachsen musste, so mag ich ihn heute sehr: Er ist vielfältig und abwechslungsreich. Ich bin stolz darauf, Polizist zu sein und geltendes Recht umzusetzen. Ungeachtet statistischer Erhebungen, fühlt es sich subjektiv so an, als ob die Gewaltkriminalität stark ansteigt, insbesondere die Gewalt gegenüber uns Polizeibeamten. Insbesondere die Respektlosigkeit uns gegenüber ist mehr und mehr spürbar. Der mangelnde Rückhalt aus der Politik, unter anderem in Form von Rechtsgrundlagen, verbessert dies nicht. Man bekommt kaum eine Möglichkeit eingeräumt, der Respektlosigkeit entgegenzutreten, ohne sich nicht selbst an den schmalen Rand der Rechtswidrigkeit zu begeben. Zu Beleidigungen mir gegenüber im Dienst baue ich eine Distanz auf und fühle mich an sich dadurch nicht persönlich angegriffen. Was mich aber über den Dienst hinaus privat auch noch beschäftigt, ist die Machtlosigkeit, wenn man öffentlichkeitswirksam als Vertreter des Staates beleidigt wird. Meiner Meinung nach führt eben dies zu einer Teufelsspirale, denn andere bekommen mit, dass die Polizei anscheinend keine Durchsetzungskraft hat, wenn sie beleidigt wird, und das bringt andere wiederum auch auf die Idee, es den Vorgängern gleich zu tun und womöglich noch Schlimmeres zu tun.

  Für mich ist das immer ein schmaler Grat, sich die alltäglichen Gefahren im Polizeivollzugsdienst bewusst zu machen, um die Eigensicherung für sich und seine Kollegen aufrechtzuerhalten, aber sich davon trotzdem nicht einschüchtern zu lassen. Ich versuche, nur so weit über die Gefahr nachzudenken, dass es mich nicht persönlich belastet. Bisher ist das für mich gut möglich, aber wenn ich Kinder hätte, würde ich wahrscheinlich anders darüber denken. In vergangenen Beziehungen war die Gefahr, in die ich mich täglich begebe, immer wieder ein Thema. Ich habe die Gefahrenlage gegenüber meiner Partnerin dann häufig heruntergespielt, damit sie sich keine allzu großen Sorgen macht.

  Ich finde die Videographie von Einsätzen grundsätzlich gut für die Nachbereitung und auch für die Strafverfolgung. Das Problem ist aber, dass ich den Eindruck habe, dieses eigentlich gute Mittel wird gern dazu benutzt, uns zu überwachen. Es bauen sich automatisch Hemmungen in Situationen auf, in denen es angebracht wäre, durchzugreifen. Man könnte ja immer etwas Falsches machen, oder es wird einem falsch ausgelegt. Gefilmte Polizeieinsätze werden im Internet, insbesondere durch politisch links eingestellte Personen, stark diskutiert und immer wieder als »Polizeigewalt« dargestellt, auch wenn die Kollegen komplett rechtmäßig handeln. Auf diesen Zug springen Medien und Politik gerne auf, und schon fühlt man sich wie vor einem Tribunal.

  Ich bin ziemlich enttäuscht von den Politikern. Sie sind viel zu weit von der Basis und auch von der Realität des polizeilichen Alltages entfernt. Aussagen von Politikern wie »Man hätte diesem doch ins Bein schießen können«, wenn es zum Beispiel um einen Amokläufer geht, zeigen nur zu deutlich, dass dieser Mensch, der so etwas verlauten lässt, noch nie eine Waffe in der Hand hatte, geschweige denn damit, unter Ausschüttung von Adrenalin, versucht hat, ein bewegliches Ziel zu treffen. Solche Aussagen führen immer wieder zu Debatten, die man gar nicht führen sollte. Wenn sogar eine Bundesinnenministerin eine Straftat gegen Polizisten, die schwer verletzt wurden, mit »das waren eben linke Chaoten« herunterspielt, zeigt das den mangelnden Respekt gegenüber uns Polizisten. Es spielt keine Rolle, ob ein Straftäter von links oder von rechts kommt. Sie haben gleich behandelt zu werden und die entsprechenden Strafen für ihr Handeln zu erhalten. Greift die Polizei mit voller Härte gegen Straftäter durch, so wird sie meist durch Politiker an den Pranger gestellt. Wenn mich wieder einmal so etwas nervt, überlege ich mir gern, den Beruf zu wechseln und vielleicht Lehrer zu werden. Dort könnte ich ebenfalls einen vernünftigen, gesellschaftlichen Beitrag leisten und müsste mich nicht andauernd medialen Hetzkampagnen ausgesetzt sehen. Aber besonders respektiert werden die auch nicht mehr.

  Luisa M.

  Mit einem Migrationshintergrund, so wie ich ihn habe, dachte ich, wäre es unmöglich, Polizistin zu werden. Das war aber Quatsch. Mit meinem Beruf habe ich nun seltsamerweise auch soziale Vorteile, denn in meiner Erfahrung werden Polizisten immer noch sehr positiv wahrgenommen. Hierdurch war und ist es möglich, den Migrationshintergrund, der für einige Menschen als Manko gesehen wird, auszugleichen. Denn Polizisten stellen eben etwas dar. Traurig, aber wahr.

  Wir erleben eine gesellschaftliche Verrohung. Das bleibt natürlich nicht folgenlos für die Polizei. Die Polizei erlebt gesellschaftliche Entwicklungen unmittelbar und ungefiltert. Ganz ehrlich, irgendwann stumpft man allerdings ab. Weil die Worte, die verletzen sollen, nun so häufig vorkommen, zeigen sie gar keine Wirkung mehr. Ist es nicht traurig, dass es so weit gekommen ist? Mein Freund hingegen macht sich ständig Sorgen um mich, wenn ich wieder einmal zu einem Einsatz muss, der brisant werden könnte. Er hat dann immer Angst um mich.

  Dass jede und jeder uns bei der Arbeit filmen und dann Ausschnitte online stellen darf, finde ich wirklich schlimm. Eine große Gefahr für die Demokratie. Szenen werden nämlich oft verkürzt und dadurch anders dargestellt. Dadurch geht eine Wirkung einher, die völlig falsch ist. Außerdem verunsichert diese Entwicklung viele Polizisten in ihrem dienstlichen Handeln. Daher ist das eine große Gefahr!

  Ich fühle mich von jenen Menschen im Stich gelassen, die nicht nachempfinden können, wie es ist, beleidigt, bespuckt, angegriffen zu werden. Von denjenigen, die ohne Emotionen, ohne Ängste über polizeiliche Einsätze urteilen und im Nachgang alles besser wissen und machen wollen. Ich würde mir mehr Empathie für die Polizei wünschen. Wir erleben tagtäglich Abgründe der Gesellschaft, die vielen Menschen verborgen bleiben. Wir sind tagtäglich bemüht, unsere Gesellschaft zusammenzuhalten. Wir sind tagtäglich an vorderster Front für unsere Mitmenschen. Dann sollte es das Mindeste sein, dass auf uns gehört wird. Übrigens nicht nur, wenn bereits etwas passiert ist.

  Sarah S.

  Mein Job macht mir Spaß, und ich könnte mir niemals vorstellen, einen anderen Beruf auszuüben. Ich arbeite gern im Team, und ich hatte schon immer einen sehr ausgeprägten Gerechtigkeitssinn. Ich würde von mir behaupten, dass ich immer an Konfliktlösungen arbeite. Hinsehen und einschreiten, anstatt wegzuschauen und nicht zu helfen – mein absoluter Traumberuf. In den letzten Jahren erleben wir jedoch einen Wandel in der Gesellschaft. Wir Polizisten werden immer öfter pauschalisiert und als »Fußabtreter« für den Ärger über den Staat benutzt. An der Respektsperson, die der Polizist einst war, testet man nun seine Grenzen aus und an ihr lässt man seinen Frust ab. Man muss aber versuchen, das nicht an sich heranzulassen und nicht mit nach Hause zu nehmen. Ich blicke mit Sorge auf die gesellschaftliche Entwicklung. Wenn ich bei einem 14-Jährigen ein Messer finde, verwundert mich das überhaupt nicht mehr.

  Polizisten kommen immer häufiger in lebensbedrohliche Situationen, in denen sie innerhalb von Sekunden über Leben oder Tod entscheiden müssen. Situationen, die man nur schwer trainieren kann, die aber im Nachgang überall diskutiert und analysiert werden. Eine extreme psychische Belastung für die Polizeibeamten! Was mich auch belastet sind Beleidigungen, die gegen mich als Frau gehen. Die Respektlosigkeit mir gegenüber, die nur auf mein Geschlecht zurückzuführen ist, beschäftigt mich sehr. So was ist für mich mit meiner Vorstellung von unserer Gesellschaft nicht zu vereinbaren.

  Angst, dass ich am Abend nicht wieder heimkommen würde, habe ich nicht. Ich glaube, dass so ein Gefühl einen bei der Arbeit extrem behindern würde. Es gibt allerdings Momente, die einem immer wieder aufzeigen, was das Tragen dieser Uniform für eine Zielscheibe sein kann. Nach dem Tod unseres Kollegen Rouven Laur in Mannheim spürte man bei uns allen eine tiefe Betroffenheit, und einige teilten offen ihre Gedanken darüber, wie schnell es gehen kann.

  Bei Einsätzen gefilmt zu werden, finde ich persönlich sehr unangenehm. Wer lässt sich schon gern bei seiner Arbeit filmen, ohne dass man die Kontrolle hat, wie man gezeigt und möglicherweise im Internet veröffentlicht wird? Die Aufnahmen, die man anschließend im Internet sieht, zeigen meistens nur die Eskalation und selten die Ausgangssituation. Somit kommt es oft zu einem verzerrten Bild, was zur Polarisierung gegen die Polizei beiträgt. Immer wieder tragen auch Nachwuchspolitiker auf dem Rücken der Polizei zu dieser Polarisierung bei. Dabei werden voreilig Vorwürfe in den Raum gestellt, ohne dabei die genauen Hintergründe zu kennen. Oftmals gilt dabei nicht einmal zunächst die Unschuldsvermutung. Gerade die Politiker, die in anderen Bereichen vor Pauschalisierung warnen, haben keine Scheu davor, genau das bei uns Polizisten zu tun. Einen Polizeibeauftragten zu installieren, der an Ermittlungsbehörden vorbei arbeiten darf, verdeutlicht das Misstrauen der Politiker in ihre eigene Polizei und sorgt für Unmut in unseren Reihen.

  Das klingt jetzt alles nicht rosig. Aber dennoch würde ich jungen Leuten raten, sich für den Polizeiberuf zu entscheiden. Unser Land ist auf Menschen angewiesen, die sich für Recht und Gesetz einsetzen. Mehr denn je.

  Hartmut E.

  Das Ansehen der Polizei verschlechterte sich bereits mit der Umsetzung der Corona-Maßnahmen. Viele Bürger konnten sie nicht nachvollziehen. Die Migrationskrise veränderte das polizeiliche Arbeiten zusätzlich nachhaltig. Der Polizist wurde zunehmend zum Feindbild und wird auch so auf der Straße behandelt. Auch habe ich manchmal den Eindruck, dass der Rückhalt des Dienstherrn aus Angst vor dem öffentlichen Druck nicht gegeben ist. Gleichzeitig ist die Einsatzbelastung enorm gestiegen. Viele gute und engagierte Kollegen kündigen. Potenzielle gute Bewerber fangen erst gar nicht an.

  Marcus S.

  Mir geht es als Polizist gut. Ging aber schon besser. Polizist zu sein, ist für mich eine Berufung, kein Job. Es gibt also keine Alternative. Ich finde es bedenklich, dass wir neuerdings überall und zu jeder Zeit bei der Arbeit gefilmt werden können. Ich musste selbst schon erfahren, dass Sequenzen mit mir veröffentlicht wurden, die ein völlig anderes Bild der tatsächlichen Situation widerspiegelten. Das war ein Gefühl von Hilflosigkeit und Wut.

  Von Politikern aus dem konservativen Spektrum fühle ich mich noch gut vertreten und habe auch noch das Gefühl von Rückhalt, gerade hier bei uns in Bayern. Was uns aus Richtung des linken politischen Spektrums ereilt, spottet jeder Beschreibung – ein offen zur Schau getragenes, strukturelles Misstrauen gegenüber der Polizei. Ich würde den Politikerinnen und Politikern gern mal was sagen: »Gebt uns Rückendeckung, denn wir sind die letzte Instanz, die den Kopf hinhält. Schafft Rahmenbedingungen für einen Staat, für den man gern und mit Stolz eintritt!«

  Trotz aller negativen Aspekte ist und bleibt es einer der schönsten Berufe, die ich mir vorstellen kann: der kollegiale Zusammenhalt, die vielen Möglichkeiten, die Sicherheit des Berufsbeamtentums. Ich bin ein optimistischer Mensch und fest davon überzeugt, dass sich der Polizeiberuf mit den Gegebenheiten der Zeit mitentwickelt und immer ein angesehener, zentraler Bestandteil unserer Gesellschaft bleiben wird. Wie soll es auch ohne gehen?

  Jochen K.

  Ich habe den Eindruck, dass es in letzter Zeit im Streifendienst gar nicht riskanter geworden ist. Ich erinnere mich an skrupellose Einsätze schon vor 20 Jahren, in denen Polizisten körperlich massiv angegangen wurden, und ich kenne aktuelle Einsätze, in denen dasselbe Verhaltensmuster erkennbar ist. Allerdings: Das Risiko, mit einem Messer verletzt zu werden, hat definitiv zugenommen. Ich habe drei Kinder und eine Ehefrau. Natürlich will man nach jedem Dienst unbeschadet nach Hause kommen. Ich stelle mir diese Frage schon lange nicht mehr. Meine Frau hat keine Sorge um mich, da wir uns seit 25 Jahren kennen. Sie ist es schon gewohnt. Es gab schon früher gewaltbereite Demonstranten, von denen wir mit Flaschen beworfen wurden. Ich nehme an, das wird sich auch zukünftig nicht ändern.

  Ich habe auch kein Problem damit, als Streifenpolizist gefilmt zu werden – auch schon vor 15 Jahren. Sollten jedoch Beweise einer Straftat gefilmt worden sein, wird das Handy konsequent als Beweismittel sichergestellt.

  Übrigens habe ich auch das Gefühl, bei der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung gut akzeptiert zu werden.

  Kevin L.

  Ganz ehrlich, ich fühle mich oft zerrissen zwischen Stolz auf meinen Dienst und der täglichen Belastung, die dieser Beruf mit sich bringt. Es gibt Momente der Erfüllung, wenn ich das Gefühl habe, wirklich zur Sicherheit der Gemeinschaft beizutragen. Gleichzeitig bilden die ständige Unsicherheit, der zunehmende öffentliche Druck und die gelegentliche Ablehnung eine emotionale Last, die ich jeden Tag mit mir trage. Auch die emotional aufgeladenen Demonstrationen mit teilweise radikalen Teilnehmern sind nicht immer leicht wegzustecken. Aber es ging mir immer darum, Menschen in Not zu helfen und in schwierigen Situationen für Gerechtigkeit zu sorgen – auch wenn der Preis dafür manchmal sehr hoch ist. Deshalb bleibe ich dabei. Vielleicht bin ich nicht cool genug. Aber es trifft mich doch immer wieder mal persönlich, wenn ich beleidigt oder herabgewürdigt werde. Natürlich kontrolliere ich meine Emotionen im Dienst, aber solche Angriffe hinterlassen Spuren. Es fühlt sich an, als würde der Mensch hinter der Uniform entmenschlicht werden – und das ist besonders schmerzhaft, weil ich mit vollem Einsatz für Sicherheit und Ordnung eintrete.

  Es gibt Tage, an denen ich mit einer gewissen Besorgnis in den Tag starte. Auch wenn ich weiß, dass ich gut ausgebildet und vorbereitet bin, bleibt die Unvorhersehbarkeit meines Einsatzes ein ständiger Begleiter. Diese Angst ist nicht lähmend, aber sie erinnert mich jeden Morgen daran, wie wichtig es ist, wachsam und gleichzeitig professionell zu bleiben. Für meine Partnerin ist es nicht leicht, zu wissen, dass ich täglich Risiken ausgesetzt bin. Gleichzeitig unterstützt sie mich, weil sie weiß, dass ich meiner Verantwortung gerecht werden will. Es ist dennoch ein ständiger innerer Konflikt in mir zwischen dem Bedürfnis nach Selbstschutz und der Verpflichtung gegenüber den Menschen, denen ich diene.

  Es gab Einsätze, in denen die Belastung mich sowohl körperlich als auch seelisch an meine Grenzen geführt hat. Besonders in Situationen, in denen ich Zeuge von brachialer Gewalt und Aggression wurde, die direkt gegen uns gerichtet waren, musste ich oft Entscheidungen treffen, die nicht nur professionell, sondern auch moralisch äußerst schwierig waren. Diese Momente fordern einen hohen Tribut und bleiben lange in Erinnerung.

  Dirk R.

  Nach 43 Jahren im Polizeidienst feiere ich nun noch meine 550 Überstunden und meine 70 Tage Urlaub ab, und dann geht es in die wohlverdiente Pension.

  Es hat mich immer wütend gemacht, wenn ich im Dienst beleidigt wurde. Zwar meint das Gegenüber ja immer die Uniform, den Menschen Dirk kennt der Bürger ja nicht. Aber es ist mir immer schwergefallen, das so zu sehen. Ich habe mich meist persönlich angegriffen und beleidigt gefühlt.

  Je mehr Dienstjahre ich auf dem Buckel hatte, umso mehr hoffte ich, dass ich abends gesund wieder nach Hause komme. Meine Frau meinte morgens immer: »Pass auf dich auf, Schatz!« Für sie war es auch nicht immer einfach.

  Diese Filmerei ist total nervig. Oft ist das auch Sensationsgeilheit. Da mischt sich plötzlich ein Bürger in einen Sachverhalt ein, ohne zu wissen, was war und warum und ergreift Partei gegen die Beamten. Oft benötigt es dann zusätzliche Kollegen, um die einschreitenden Beamten vor den Schaulustigen zu schützen. Ich habe das sehr oft erlebt.

  Matthias S.

  Ich fühle mich im Dienst sehr sicher. Ich vertraue auf meine Ausbildung, meine Kollegen und die Schutzmaßnahmen, die wir haben. Was ich aber festgestellt habe: Wenn ich privat mit meiner Familie in der Stadt unterwegs bin, bin ich aufmerksamer. Aufgrund der vergangenen Amokfahrten und anderen unvorhersehbaren Gefahren werfe ich öfter einen Blick um mich herum und achte verstärkt auf meine Umgebung. Im Dienst bin ich darauf vorbereitet, aber im privaten Umfeld ist es eine ganz andere Wahrnehmung.

  Dass Beamte und deren Maßnahmen kritisch beobachtet werden, gehört in einer Demokratie dazu. Also finde ich es auch nicht prinzipiell schlimm, gefilmt zu werden. Vielmehr sehe ich das Problem darin, dass Bilder und Videos öffentlich ins Netz gestellt werden, oft ohne Kontext und mit dem Ziel, Polizisten bloßzustellen. Das kann massive Auswirkungen auf das Privatleben haben – Partner, Kinder und andere Familienangehörige werden dadurch unfreiwillig mit hineingezogen. Die Grenze zwischen Beruf und Privatsphäre verschwimmt immer mehr.

  Ich finde, dass die Kriminalitätsbekämpfung und insbesondere die Arbeit der Kriminalbeamten mehr Wertschätzung erfahren sollte. Der Fokus der Öffentlichkeit liegt oft auf den uniformierten Einsatzkräften, die bei Demonstrationen oder Großeinsätzen sichtbar im Einsatz sind – und das ist natürlich ein wichtiger Bestandteil der Polizeiarbeit. Doch was viele nicht sehen: Ohne die akribische Ermittlungsarbeit im Hintergrund blieben Straftaten häufig unaufgeklärt, und Täter würden ungestraft davonkommen.

  Bernhard H.

  Ich erwarte mehr Rückhalt seitens der Politik und mehr Wertschätzung für die geleistete Arbeit. Und ich spreche hier nicht ausschließlich vom Gehaltszettel. Ich fühle mich von der Migrationspolitik verraten, aber auch dann, wenn jedes auf den ersten Blick unerfreuliche polizeiliche Verhalten direkt zu einem Skandal aufgeblasen wird. Zudem nervt die Zunahme zeitgeistiger Pflichtveranstaltungen, die immer auch unterschwellig problematische Gesinnungen unterstellen. Übersensibilitäten und Sprachpolizei passen nicht zum Polizeiberuf. Das ist für Nicht-Polizisten offenbar nicht leicht zu verstehen.

  Ich habe nie daran gedacht, meinen Beruf aufzugeben. Auch wenn der Zeitgeist nicht der meine ist, werde ich doch umso dringender als internes Korrektiv zu selbigem gebraucht. Ich wäre dankbar, wenn die Polizei wieder erheblich entpolitisiert würde. Das wäre das Wichtigste. Ich wünsche mir gut beratene Sicherheitspolitiker, die auf Praktiker anstatt auf Theoretiker hören. Ich wünsche mir eine zeitgemäße Ausrüstung und politischen sowie gesellschaftlichen Rückhalt. Wir waren mal Freund und Helfer und gleichzeitig harte Hand. Dahin müssen wir wieder zurück.

  Silvio T.

  Ich reagiere auf Beleidigungen und Beschimpfungen großzügig, da mir die freie Meinungsäußerung viel wichtiger ist als eine vermeintliche Ehrverletzung. Die Verfolgung auch kleinster Beleidigungen ist für mich nicht zielführend. Strafrechtlich relevante Äußerungen werden natürlich angezeigt.

  Meine Familie ist oft genervt von meinen unregelmäßigen Dienstzeiten und den in ihrer jetzigen Art seit zehn Jahren durchweg unsinnigen Grenzeinsätzen. Jeder ist bereit, Zeit für einen sinnhaften Polizeieinsatz zu investieren und auf persönliche Belange zu verzichten, aber nicht für diese miese politische Show! Der Befehl, als Grenzpolizist jeden Tag über Jahre, Hunderte, wenn nicht Tausende Menschen unkontrolliert und ohne Konzept lachend in unsere Heimat einzuschleusen, hat mich auch an meine inneren Grenzen gebracht.

  Sandra M.

  Als Polizistin und als Mensch dahinter mache ich mir große Sorgen um die Sicherheitslage in diesem Land. Jeder uniformierte Mensch in diesem Land macht tagtäglich seine Arbeit, und das mit großer Entschlossenheit und Leidenschaft. Dennoch fühlt es sich beinahe in jeder dienstlichen Alltagssituation so an, als würden wir einen immer schwerer werdenden Kampf gegen Windmühlen bestehen müssen, den man so nicht gewinnen kann.

  Heute ist schon ein normales Kontrollgespräch ein Tanz auf Messers Schneide, vor allem für uns Frauen. Apropos Messer, wir haben in Deutschland ein großes, großes Problem, was das Mitführen von Messern angeht. Dies muss von der Politik aufgegriffen und es muss endlich darauf reagiert werden. Messerverbotszonen sind dilettantisch, wenn sie eine Straße weiter nicht mehr gelten. Auch hier würden empfindliche Strafen, welche sofort umgesetzt werden müssten, eine viel größere Wirkung erzielen.

  Die Angst verlässt unterschwellig immer mit mir morgens das Haus. Mein Mann möchte mittlerweile nicht mehr alles wissen, was ich erlebe und wo genau mein nächster Einsatz ist. Aber die Sorge, die er um mich hat, ist nicht weniger geworden.

  Polizistin zu sein, ist sicher kein Zuckerschlecken. Viele junge Anwärter, die ein Praktikum bei uns machen, bekommen dabei große Zweifel, ob dies der richtige Beruf für sie ist. Die meisten haben ganz andere Vorstellungen. Wenn aber jemand zur Polizei kommen möchte, um der netten, alten Dame über die Straße helfen zu können, der wird bitter enttäuscht werden.

  Hört mal zu, ihr Politiker, gebt uns mehr Befugnisse und stärkt eure Polizei. Wir sind eine fundamentale Säule im Sicherheitsgefüge in diesem Land. Wir brauchen eine bessere Ausstattung, die unseren Körper im Alltag schützt.

  Felix A.

  Ich würde mir wünschen, dass die regierenden Politiker mal bei uns hospitieren und in den Dienstschichten ganz normal mit den Kolleginnen und Kollegen auf Streife gehen. Natürlich sollen die Situationen dann nicht gekünstelt dargestellt sein, sondern es geht darum, dass sie bereit wären, sich die Realität in den Einsatzräumen ungeschönt anzuschauen.

  Ich liebe meinen Beruf, und es war immer mein Wunsch, Polizist zu werden und für die Menschen in unserem Land da zu sein. Aber bei der Verrohung der Gesellschaft und der Abneigung und dem Hass, der einem immer wieder entgegenschlägt, da grübelt man schon manches Mal nach und denkt sich: »Wofür mache ich das hier eigentlich noch?« Aber dann trifft man im Einsatzgeschehen ganz unverhofft wieder auf Bürger, die einen ansprechen und einfach nur Danke sagen, dass wir den Dienst leisten, damit Sie sich sicher fühlen können. Das lässt die Zweifel an der Berufswahl wieder in den Hintergrund rücken. Und ich bin ehrlich, gerade diese Gespräche mit den Bürgern und ein ehrlich gemeintes Dankeschön tut mir persönlich sehr gut und erfüllt mein Herz mit Freude und Stolz.
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AUF SPARFLAMME

  Schwarzer Schimmel an den Wänden und an der Decke. Eine Mausefalle unter dem Schreibtisch. Unter der Treppe liegt eine tote Ratte. Ranziger Bodenbelag. Scharfkantige Metallteile ragen vom Heizkörper ab. In der Toilette tropft Wasser aus einem Durchlauferhitzer in einen Plastikeimer.

  Nein, das beschreibt nicht etwa ein heruntergekommenes Bürogebäude irgendwo in Duisburg-Marxloh. Auch der winzige Pausenraum, in dem die einen ihr belegtes Brötchen essen, während sich andere direkt neben ihnen umziehen, befindet sich nicht dort. Die Mäuse laufen ihnen nicht in einem alten Keller über die Füße. Und der vibrierende Luftreiniger steht nicht in einem uralten feuchten Neuköllner Hinterhaus, sondern in der Polizeiwache im nordrhein-westfälischen Hagen. Sie denken jetzt bestimmt, dass das eine Übertreibung sei, und gehen gedanklich Ihren eigenen Arbeitsplatz ab: Mäuse? Ratten? Schimmel? Vielleicht denken Sie jetzt empört: »Das gibt es doch gar nicht! Keinen Fuß würde ich mehr in mein Büro setzen.« Doch genau das gibt es, und zwar nicht nur in der Polizeidienststelle in Hagen. Solche oder ähnliche Zustände findet man in vielen Polizeidienststellen im gesamten Bundesgebiet.

  Um auf diese Missstände hinzuweisen, sie öffentlich zu machen, hat die Bundespolizei-Gewerkschaft 2024 einen Aufruf gestartet: Lasst uns die schäbigste Wache Deutschlands küren! Meine Kolleginnen und Kollegen sollten uns Fotos von ihren Dienststellen einschicken und uns allen damit einen Einblick in ihr Arbeitsumfeld gewähren. Der Gewinner dieses unrühmlichen Preises wurde tatsächlich Hagen. Aber auch sonst taten sich beim Anblick des Beweismaterials Abgründe auf: bauliche Mängel, hygienische Defizite, Platzmangel, Gesundheitsrisiken.

  Übrigens: Die Gewahrsamszelle der Hagener Wache, direkt neben dem Hauptbahnhof, darf seit einiger Zeit gar nicht mehr genutzt werden, weil ihr Zustand den Vorschriften überhaupt nicht mehr entspricht. Würden darin noch Menschen untergebracht werden, wenn auch nur für kurze Zeit, würde sich zu Recht die Menschenrechtskommission melden und das sofort unterbinden. Aber Polizisten in menschenunwürdigen Verhältnissen ihren Dienst tun zu lassen – dagegen ist noch niemand von außen vorgegangen. Das scheint allen egal zu sein. Aber auch das kann und darf nicht sein! Dabei ist es kein Geheimnis, in welch schlechtem Zustand viele unserer Dienststellen sind. Das Problem ist seit Langem bekannt und wird von Jahr zu Jahr offensichtlicher.

  So weit sind wir also schon gekommen: In unserer Dringlichkeit küren wir Negativbeispiele anstatt mit Stolz »Die schönste Wache Deutschlands« vorstellen zu können. Ist das nicht traurig? An diesen Zuständen muss sich endlich etwas ändern! Doch was ist seit unserer Aktion im vergangenen Jahr geschehen? Konnten wir die Politik dazu bringen, die Polizei, diese wichtige Stütze unserer Demokratie und unserer freien Gesellschaft, mehr zu unterstützen?

  Der bundesweite Investitionsstau in Milliardenhöhe in unsere Sicherheitsbehörden hat sich natürlich nicht verringert. Im Gegenteil, die dafür verantwortliche Bundesregierung hat in kürzester Kürze die Bundespolizei nahezu kaputtgespart.

  Im Ausland zeigt sich unsere Politik gern sehr großzügig. Steuergelder in Milliardenhöhe werden in Projekte verpulvert, die uns hier in Deutschland mal so überhaupt nichts bringen. Sie wissen ja, Hunderte Millionen Euro für Fahrradwege und Busse in Peru und Lima … Aber keinen Cent für Hagen? Ich möchte das gern nachvollziehen können. Allerdings fällt es mir schwer. Es ist ein Skandal, dass die Bundespolizei bei den aktuell vom Bundestag beschlossenen Rekordschulden in Billionenhöhe möglicherweise ausgeklammert ist. Die DPolG Bundespolizeigewerkschaft fordert aber eine zusätzliche verbindliche Investitionszusage von mindestens 800 Millionen Euro als Nachtragshaushalt 2024 und zur Haushaltsaufstellung 2025, denn da fehlte dieser Betrag. Auch gerade in Zeiten von steuerlichen Rekordeinnahmen ist die aktuelle finanzielle Situation der Bundespolizei einfach nicht nachvollziehbar und schon gleich gar nicht zu rechtfertigen. Wer bei der Polizei spart, der knausert direkt an der Sicherheit der in Deutschland lebenden Menschen. Das Fundament einer gut aufgestellten Polizei, die für jede Art von Einsatz bereit ist, beginnt aber bei einer soliden Haushaltsaufstellung, die erstklassiges Equipment und eine ausreichende Belegschaft ermöglicht. Wenn nicht genug Geld da ist, geht bei der größten Sicherheitsbehörde Deutschlands nicht nur sinnbildlich irgendwann das Licht aus. Aber die materielle und personelle Beschaffenheit macht hier nicht den einzigen Unterschied. Wenn die Polizistinnen und Polizisten sehen, dass sie der Politik eine hochwertige und kontinuierlich modernisierte Ausstattung wert sind, wenn sie spüren, dass man sie in ihrer Arbeit so gut wie nur möglich unterstützt, gibt ihnen das auch einen nicht zu unterschätzenden Motivationsschub. Denn wir dürfen die ständig steigenden Anforderungen an die Polizisten nicht vergessen, mit denen sie zurechtkommen müssen. Meine Kolleginnen und Kollegen haben diese Investitionen verdient, denn sie sind es, die sich tagtäglich für uns ins Zeug legen.

  Hier geht es übrigens nicht nur um ein Arbeitsumfeld, in dem Polizisten unbesorgt arbeiten können, ohne zu erkranken – beispielsweise, weil sie jahrelang Schimmelsporen einatmen mussten. Es geht auch nicht nur um Toiletten, die man lieber vermeiden möchte, weil sie seit Jahrzehnten nicht saniert wurden und einen anekeln. Denken wir einmal etwas weiter. Folgende Szene: Auf der Startbahn des Frankfurter Flughafens steht eine voll besetzte Passagiermaschine, die kurz vor dem Abflug von islamistischen Terroristen gekapert wurde. Die Bedrohungslage ist akut. Das Flugzeug könnte jeden Moment explodieren oder die Passagiere könnten entführt werden. Die Antiterror-Spezialeinheit der Bundespolizei GSG9 ist alarmiert, denn nur sie ist dafür ausgebildet, eine solche Lage unter Kontrolle zu bringen. Alle sind einsatzbereit. Doch der Hubschrauber, der die Einheit zum Einsatzort bringen soll, funktioniert nicht. Der Pilot kann ihn nicht starten. Die Ersatzteile für den schwächelnden Motor, die die Mechaniker schon vor Monaten angefordert haben, ließen auf sich warten. Es war einfach nicht genug Geld dafür da. Jetzt muss man die über 200 Passagiere in Frankfurt leider erst einmal so lange ihrem Schicksal überlassen, bis die Einheit mit Einsatzfahrzeugen herbeigeeilt ist, was natürlich viel länger dauert und das Risiko erhöht. Wie unschwer zu erkennen ist, überspitze ich die Situation natürlich bewusst. Aber ich will Ihnen für die Brisanz der Lage die Augen öffnen. Auch wenn immer noch alles einigermaßen zu funktionieren scheint, und auch wenn die GSG9 heute selbstverständlich einsatzbereit und -fähig ist, möchte ich die Öffentlichkeit und auch die Politiker für diese Probleme sensibilisieren. Denn letztendlich sind solche erfundenen Szenarien in der Zukunft zumindest nicht ganz ausgeschlossen, wenn es so weitergeht und die Politik die Polizei derart vernachlässigt. Die Sparflamme, auf der wir lauwarm gehalten werden, kann unter Umständen eben fatale Folgen mit sich bringen.

  Die bittere Realität ist doch die: Wo man in Deutschland hinsieht, findet man eine marode Infrastruktur vor, in unserem einst so fortschrittlichen Land, und eben auch bei der Polizei. Denn der permanente Sparkurs der Länder und des Bundes an der völlig falschen Stelle hat massive Auswirkungen auf die Menschen in Uniform. Damit sie ordentlich und effizient arbeiten können, müssen dafür die Voraussetzungen gegeben sein. Da hilft nur eines: regelmäßig in den neuesten Stand investieren!

  Für ein effizientes Arbeiten braucht es die entsprechenden Rahmenbedingungen. Doch wie sieht die Realität bei der Polizei aus? Modernste Technik? Flexible Bürokratie? Beste Ausstattung? Fehlanzeige!

  
    	Überfällig: Die Waffensysteme dürfen keinesfalls veraltet sein. Im Gegenteil, sie müssen technisch eigentlich sogar immer ihrer Zeit ein Stück voraus sein. Wir brauchen dringend neue Mitteldistanzwaffen für die Polizei, denn die jetzigen Modelle sind zum Teil weit über 40 Jahre alt. Zudem braucht sowohl jede Landespolizei als auch die Bundespolizei Distanzelektroimpulsgeräte (bekannt als Teaser). Dieses Einsatzmittel rettet im Zweifel Menschenleben und wirkt deeskalierend. Die Investition in vernünftige Waffensysteme muss schon allein zu Trainingszwecken dringend erfolgen. Den Lauf der Maschinenpistole mit einem Rotstift zu sichern und »Peng, Peng« zu brüllen, muss in jedem Fall der Vergangenheit angehören. Das Training für lebensbedrohende Einsatzlagen muss dringend professionalisiert werden. Die Polizeitrainer müssen endlich auf eine entsprechende Infrastruktur zurückgreifen können.

    	Zudem muss die Digitalfunk-Infrastruktur ausgebaut werden. Der Blickkontakt zwischen Polizisten in einem Einsatz genügt oft nicht. Wenn der Digitalfunk nicht richtig funktioniert, wirkt sich das ähnlich aus wie eine unstete Handyverbindung auf der Autobahn oder im Zug. Jeder kennt es: Die Funklöcher sind schrecklich nervig. Aber bei Einsätzen dürfen keine Kommunikationslöcher entstehen. Es versteht sich von selbst: Die Kommunikation ist für die Beamten von ganz entscheidender Bedeutung. Eine zuverlässige Kommunikationsinfrastruktur kann im Zweifel Leben retten.

    	Abgenutzt: Abgenutzte Hosen, luftundurchlässige Hemden, schlecht geschnittene Uniformen, welche im Einsatz zum Teil sogar hinderlich sind – die Dienstbekleidung darf keine Mängel aufweisen. Lange Beschaffungswege und Änderungen, die der Verwaltung eventuell sinnvoll erscheinen, stellen im Einsatz allzu oft ein Hindernis dar. Ehe etwas neu angeschafft werden kann, müssen viel zu lange und undurchsichtige Verfahren durchlaufen werden. Zudem spielen auch hier die Anschaffungskosten eine größere Rolle als die Funktionalität, die eben nur Einsatzkräfte beurteilen können. Die Erkennbarkeit als Polizeibeamter ist als Zeichen der Autorität nach außen von großer Bedeutung. Deshalb müssen die Uniformen einfach passen. Zwar ist die Polizei in Deutschland nicht grundsätzlich schlecht ausgestattet, aber längst nicht ausreichend. So, wie die Anforderungen an einen Polizeibeamten steigen, so muss das Anforderungsprofil an die Uniform permanent anpasst werden.

    	Nicht ausreichend: Die Führungs- und Einsatzmittel, also Funkgeräte, Bodycams, Reizstoffsprühgeräte, Körperschutzausstattungen, Smartphones, Distanzelektroimpulsgeräte, Erste-Hilfe-Sets, Handschuhe und vieles mehr müssen stets auf dem neuesten Stand sein. Und sie müssen ausreichend vorhanden sein. Können Sie sich vorstellen, dass in manchen Polizeidienststellen sogar Druckerpapier und Stifte fehlen, weil kein Geld dafür da ist? Es muss auch dringend in die Digitalisierung und in andere technische Innovationen investiert werden, damit wir die Entbürokratisierung und Verfahrensoptimierung vorantreiben können. Computer, Drucker, schnelle und unkomplizierte Bearbeitungssysteme – auch hier ist die Liste lang. Aber auch Investitionen in mobile Ver- und Entsorgungsmöglichkeiten müssen wieder absoluter Standard bei der Polizei werden, denn auch die Polizei muss zu jeder Zeit an jedem Ort autark arbeiten können.

    	Mangelhaft: Marode Gebäude müssen schnellstens restauriert und renoviert werden. Wir brauchen Neubauten, Modulbaulösungen, Gebäude mit klimatisch haltbaren Zuständen, Gewahrsamszellen, die auch technisch einwandfrei sind, Trainings- und Fortbildungszentren mit moderner Ausstattung und allen nötigen Ressourcen für zielführende Trainingssimulationen. Nicht zu vergessen die Kameraüberwachung der Dienststellen und der Einsatz von künstlicher Intelligenz zur Sicherung eigener Einrichtungen. Auch hier liegen wir vielerorts weit hinter den heute notwendigen Anforderungen zurück. Die Polizeibeamten improvisieren viel und suchen nach kostengünstigen Lösungen, aber so geht es nicht weiter.

    	Rückständig: Die Dienstfahrzeuge müssen den Anforderungen der Zeit entsprechen. Sie können aber nicht nachbestellt werden, weil die nötigen Gelder fehlen, weil alte Verträge eigentlich überholt sind oder schlicht, weil das Geld im Haushalt viel zu starr veranlagt ist, als dass man flexibel und kurzfristig investieren könnte. Dabei sind die Dienstfahrzeuge von zentraler Bedeutung. Sie müssen hohen Anforderungen entsprechen und einiges aushalten. An Polizeifahrzeuge müssen diese hohen Anforderungen gestellt werden können, denn auch hier geht es letztendlich um die Sicherheit für alle Einsatzkräfte. Was absolut nicht passieren darf und was dennoch immer wieder geschieht, ist, dass bei einem Ausfall von einem Dienstfahrzeug kein Ersatz beschafft werden kann. Warum? Kein Geld. Hier braucht es schnellstmöglich eine Lösung.

    	Vorsintflutlich: Sämtliche Vorgangsbearbeitungen müssen digitalisiert und vereinfacht werden – der Aufwand für die Bürokratie darf nicht überhandnehmen. Wir müssen auch mobil in der Lage sein, polizeiliche Maßnahmen zu dokumentieren und in Vorgängen anzulegen.

    	Schleppend: Ausschreibungen in allen Bereichen, von Führungs- und Einsatzmitteln bis hin zu Renovierungsarbeiten an den Liegenschaften, müssen auch kurzfristig geschaltet werden können. So könnte man an die jeweilige Lage angepasst auf die individuellen Bedürfnisse der Dienststellen eingehen. Durch die Möglichkeit von Schnellverfahren erspart man sich viel Bürokratie und wertvolle Zeit, die oftmals von entscheidender Bedeutung für den Arbeitsalltag der Einsatzkräfte ist.

    	Unflexibel: Neuanschaffungen dürfen nicht durch schwerfällige Verwaltungsprozesse im Haushalt gebremst werden. Ungeachtet der finanziellen Engpässe sind wir auch sonst bürokratische Geisterfahrer. Es ist unglaublich, wie viel Bürokratieaufwand einfachste Beschaffungen auslösen. Unkompliziert, schnell und kostengünstig beschaffen? Nein, nicht in Deutschland. Das fängt bei den starren Verhältnissen im Haushalt an und geht bis zu den notwendigen bundesoder europaweiten Ausschreibungen. Wahrscheinlich wäre jedes private Unternehmen schon längst insolvent, wenn es so arbeiten müsste wie eine Behörde. Es wird dringend Zeit, dass wir die völlig überbordende Bürokratie einschränken.

    	Hinterher: Mobile Arbeitsplätze, die in anderen Bereichen eine Selbstverständlichkeit sind, müssen auch für Polizisten ermöglicht werden. Ich kenne in meinem privaten Umfeld keinen einzigen Menschen mit Bürojob, der nicht die Möglichkeit hat, im Homeoffice zu arbeiten. In der freien Wirtschaft hat man gute Erfahrungen damit gemacht: hohe Arbeitseffizienz, Reduzierung von Büroflächen, mehr Arbeitsbereitschaft durch sozial verträgliche Maßnahmen. Viele Polizisten würden gerade für Verwaltungsaufgaben gern eine ähnliche Möglichkeit haben. Warum sollte man einem Mitarbeiter im Innendienst nicht die Möglichkeit geben, von zu Hause aus seinen Dienst zu verrichten? Aber es fehlt schlicht an der nötigen Ausstattung. Natürlich wären die Investitionen in die Voraussetzungen eines solchen Arbeitens schon wegen der nötigen Sicherheitsvorkehrungen nicht gering, aber dafür könnte man an anderen Stellen wiederum Einsparungen machen, wie zum Beispiel bei der Pacht oder Miete von Gebäuden. Außerdem würde es die Attraktivität der Polizei als Arbeitgeber erhöhen. Es ist einfach nicht mehr zeitgemäß, diese Möglichkeit nicht anzubieten.

    	Auch im Einsatzraum sollten die Polizisten immer auf eine mobile Alternative zur Vorgangsbearbeitung zurückgreifen können. Hier hat sich zwar schon Einiges getan, aber längst nicht genug.

    	Antiquiert: Auch in einen modernen Ausbildungsstandard muss investiert werden. In den Aus- und Fortbildungszentren gibt es nicht einmal überall WLAN, geschweige denn stehen den Auszubildenden und Studierenden ausreichend Computer zur Verfügung. Dabei lassen erst Notebooks und Tablets sowie eine intakte IT-Infrastruktur flexibles Lernen zu. Wir brauchen die Digitalisierung und die Beschaffung elektronischer Geräte auch deshalb, um jedem jungen Menschen bei der Polizei die Möglichkeit für ein Studium zu geben. Und wie sieht es mit der Digitalisierung der Lehrinhalte aus? Sie können es sich denken: düster. Wenn nicht einmal die Unterkünfte für die Auszubildenden auf dem neuesten Stand sind, wie sollen sich die jungen Menschen da wohlfühlen? Gut ausgebaute und moderne Raumschließanlagen, Sportstätten und Lehrgebäude gehören ebenfalls dazu, die Ausbildung für junge Menschen attraktiver zu machen. Es braucht hier Lösungen, und zwar schnell, sonst sind wir nicht mehr zukunftsfähig.

    	Altmodisch: Wir brauchen dringend ein Konzept, nach dem Aufstiegschancen mit der eigenen Familie vereinbar sind. Wer vom mittleren in den gehobenen Polizeivollzugsdienst aufsteigen möchte, sollte dafür nicht mehr quer durch Deutschland reisen müssen. Für eine Mutter oder einen Vater kleiner Kinder ist es oftmals nicht möglich, zwei Jahre lang unter der Woche von zu Hause weg zu sein. Und wer würde das auch wollen? Um also Beruf, Fortbildung und Familienleben vereinbaren zu können, braucht es – auch hier – die nötige mobile und digitale technische Ausrüstung, welche bisher nicht einmal im Ansatz bei der Polizei vorhanden ist.

    	Knausrig: Die Verpflegungsaufwendung für die Einsatzkräfte darf nicht gekürzt werden. Wer tagelang unterwegs ist, um seinen Dienst zu machen, zum Beispiel an der Grenze, bei Versammlungslagen oder im Rahmen anderer Veranstaltungen, der sollte auch adäquat untergebracht sein. Die Zeiten mit Doppelzimmer und Nasszelle auf dem Flur müssen der Vergangenheit angehören. Wer so einen wichtigen und oftmals anstrengenden Dienst leistet, der sollte sich auch dementsprechend erholen und zurückziehen können.

    	Auch die Verpflegung muss stimmen. Zwar sind unsere Einsatzköche und ihre Teams unglaublich gut, aber ohne hochwertige Zutaten können auch sie kein schmackhaftes Essen zaubern.

  

  
    	Verkrustet: Das Thema Tarifbeschäftigte muss endlich in den Fokus gerückt werden. Das Fundament einer funktionierenden Behörde sind nämlich die Tarifbeschäftigten. Wer hält die Hubschrauber instand? Wer kümmert sich um die Dienstfahrzeuge? Wer verwaltet die Liegenschaften und hält sie in Schuss? Wer bewacht unsere Einrichtungen? Wer kümmert sich um unsere IT? Wer garantiert die Luftsicherheit? Wer unterstützt bei der Vorgangsbearbeitung? Wer sorgt für die Einsatzverpflegung bei Großlagen? Wer kümmert sich um Verpflegung und Unterkünfte der Polizeischüler?

  

  
    	All das und noch so viel mehr leisten die Tarifbeschäftigten in den Sicherheitsbehörden. Dabei sind noch immer viel zu viele Arbeitsverträge befristet, Gehalts-Eingruppierungen viel zu niedrig und Aufstiegsmöglichkeiten fast unmöglich. Die Bundespolizei braucht schätzungsweise 3.000 zusätzliche Tarifbeschäftigte, um den Polizeibeamten die sogenannten vollzugsfremden Aufgaben abzunehmen. Wenn die Polizei als Arbeitgeber jedoch so unattraktiv und so wenig wertschätzend ist und zudem so wenig Aufstiegsperspektiven aufzeigt, dann werden wir hier nicht weiterkommen.

  

  All diese Aspekte zusammengefasst bedeuten für die Polizei und ihre Arbeit eine Katastrophe. So vieles liegt im Argen. Was ist, wenn kein Geld mehr für Benzin oder Kerosin da ist? Was ist, wenn wir wieder eine Kilometerbegrenzung auf die Dienstfahrzeuge aufgebrummt bekommen? Was ist, wenn unsere Einsatzmittel nicht mehr zu gebrauchen sind? Was ist, wenn die Unterkünfte für die Einsatzkräfte nicht mehr gezahlt werden können? Was, wenn die Mieten für die Dienststellen nicht mehr entrichtet werden können? Hier spreche ich nicht von überzogenen Beispielen, sondern von einer konkreten Möglichkeit. Der Investitionsstau nimmt kein Ende. In Zeiten, wo terroristische Bedrohungslagen und ausufernde Gewalt zum Alltag gehören, ist es von entscheidender Bedeutung, die Ausstattung sowie die Prozesse der Polizei anzupassen und sie entsprechend auszustatten. Da gibt es keine Kompromisse.
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TATORT: SCHULHOF

  Es gehört mittlerweile zum Alltag, denn wir erleben es jeden einzelnen Tag in Deutschland: Fehlgeleitete und fehlende Integration von Ausländern beziehungsweise Flüchtlingen und Migranten, eine Verrohung in vielen Teilen unserer Gesellschaft, eine – einst so hervorragend funktionierende – soziale Infrastruktur am Limit, vollmundige, aber unzuverlässige Politiker, ausgebrannte Angestellte im öffentlichen Dienst, auch bei der Polizei. All das ist das Ergebnis eines viel zu schwachen Staates. Ja, Deutschland ist ein schwacher Staat. Seine Bürokratie ist zu einem Monster herangewachsen, das bremst, blockiert und alle möglichen Abläufe erschwert. Gleichzeitig fehlt im öffentlichen Dienst ausreichend Personal. Man geht von 500.000 zusätzlich benötigten Beschäftigten aus. Davon besonders betroffen ist der soziale Sektor: Kitas, Schulen, Jugendämter, Sozialarbeit et cetera. Es fehlt an Erzieherinnen, Lehrerinnen, Psychologen und Betreuern. Neue Stellen zu schaffen, bedeutet natürlich eine zusätzliche Belastung der Haushalte der Länder und des Bundes. Diesen enormen Kostenfaktor versuchen die Politiker einfach auszuklammern. Aber solche Defizite führen dazu, dass in unserem Land kaum noch etwas so funktioniert, wie es sollte, und schon gar nicht mehr effizient läuft.

  Das ist eine äußerst problematische Entwicklung mit fatalen Auswirkungen auf uns alle, denn die gesellschaftliche Abwärtsspirale kann bereits im Kindes- und Jugendalter anfangen. Schon da ist es essenziell, dass der Staat auffängt, was die Eltern nicht leisten oder nicht leisten können. Auch die Integration hat in jungen Jahren mehr Chancen zu greifen als später im Leben. Was erleben wir daher? Mit der steigenden Zahl an minderjährigen Migranten explodiert die Jugendkriminalität. Mobbing, Bedrohungen und Messerangriffe sind selbst auf dem Schulhof keine Seltenheit mehr. Schüler gegen Schüler. Schülerinnen gegen einzelne Mädchen. Schülerbanden gegen Schülerbanden. Schüler gegen Lehrer. Nicht-Schüler gegen Schüler. Alle Konstellation treten auf.

  Wenn es um Integration oder eben die fehlende Integration und insbesondere um die steigende Zahl der Jugendkriminalitätsrate geht, blicken viele automatisch auf die Polizei. Sie soll es richten. Die Polizei soll neuerdings sämtliche Freibäder sichern, private und öffentliche Veranstaltungen beschützen und klar, die Polizei soll natürlich auch noch in den Schulen Präsenz zeigen und dort für Recht und Ordnung sorgen. Und das, weshalb? Weil unsere Gesellschaft mit einer Flut von Menschen, vor allem aus jungen Männern oder gar männlichen Jugendlichen, überfordert wird, die mit dem Krieg, mit Aggression und kruden Weltanschauungen in ihren Köpfen nach Deutschland kommen, die nicht die gleichen Werte teilen wie wir, die Frauen nicht als gleichberechtigte Respektspersonen anerkennen, die ihre Religion als die einzig wahre propagieren und daraus sogar eine wünschenswerte Staatsform ableiten – obwohl sie ja aus Ländern kommen, wo genau diese Staatsform auf der Grundlage der Scharia nur zu Unglück, Unterdrückung, Leid, Krieg und Armut geführt hat und sie deshalb von dort weggegangen sind – man fragt sich, warum sie also in einem Land, wo alles gut funktioniert, genau diese verheerende Struktur herbeiwünschen. Das ist ja total absurd. Die Andersgläubige als Infidele, als Ungläubige abstempeln und auf sie verächtlich herabsehen. Ihnen sogar drohen, sie auszurotten und irgendwann zu Sklaven zu machen. Menschen, die den deutschen Staat als schwach empfinden und verhöhnen, weil auf Straftaten eine viel zu lasche Strafzumessung folgt, die es nicht anders kennen, es nicht anders erlebt haben, dass man mit Gewalt und mit Messern oder Macheten den eigenen Willen – das eigene subjektive Recht – durchsetzt und die auch ein anderes, leicht zu verletzendes Ehrgefühl haben als wir. Und letztendlich Menschen, die nicht gefordert sind, selbst für sich zu sorgen, sondern für die der Brunnen des Bürgergeldes, gespeist aus den Steuergeldern der Menschen, die den Staat am Laufen halten, übersprudelt. Doch dieser Staat, der sie alimentiert, mit seinen westlichen, christlich-kulturellen Wurzeln und Gegebenheiten gilt bei vielen dieser Menschen nur sehr wenig. Im Gegenteil: Der gesellschaftliche christlich fundierte Konsens soll durch einen islamischen ausgetauscht werden – und das schon früh. Ein Beispiel aus Neuss: 2024 haben muslimische Oberstufen-Schüler versucht, an ihrer Gesamtschule die Scharia einzuführen. Ihre Mitschülerinnen sollten sich entsprechend kleiden und ihren ganzen Körper verhüllen. Der Unterricht sollte nach Geschlechtern getrennt stattfinden. Neben Messergewalt und Mobbing gehören nun auch schon religiöser Fanatismus und Sexismus bundesweit zum Alltag an unseren Schulen.

  In den Schulen ist die Zahl der Gewalttaten in letzter Zeit massiv gestiegen. Allein im Jahr 2023 zählten die Sicherheitsbehörden bundesweit rund 27.500 Gewaltdelikte an Schulen, darunter Körperverletzungen, Raub und Messerangriffe. Das ist ein Plus von 27 Prozent im Vergleich zu 2022.

  Diese Entwicklung setzt sich leider auch im Jahr 2024 weiter fort. So steigt die Gewalt an deutschen Schulen laut Medienbericht zufolge weiter. 2024 habe es knapp 27.000 Gewaltdelikte gegeben; das seien rund 1.500 mehr als im Jahr zuvor, berichtet die Welt am Sonntag unter Berufung auf eine Auswertung von Daten in 14 Bundesländern. Besonders deutliche Anstiege verzeichneten demnach Bayern (von 2.645 auf 3.002 Fälle), Hessen (von 1.734 auf 2.038) und Brandenburg (von 1.333 auf 1.583). Auch Baden-Württemberg, Niedersachsen, Sachsen und Rheinland-Pfalz meldeten Zuwächse. Für Bremen und Mecklenburg-Vorpommern lagen keine aktuellen Daten vor.5

  In Berlin, zum Beispiel, gibt es an jedem einzelnen Schultag im Durchschnitt fünf Polizeieinsätze. In Berlin haben an vielen Schulen 80 bis 90 Prozent der Schüler einen Migrationshintergrund. Viele stammen aus islamischen oder islamisch geprägten Ländern wie Irak, Syrien, Türkei, Algerien, Bosnien, Tschetschenien, Afghanistan oder Pakistan, aber auch aus Russland, aus der Ukraine und aus Subsahara-Afrika. Tatsache ist: Für die ausufernde Gewalt in vielen Klassenzimmern und auf Pausenhöfen sind hauptsächlich migrantische Schüler verantwortlich.

  Oft mangelt es an Respekt vor Lehrkräften, zumal wenn es sich um Frauen handelt. Sie werden bedroht, und auch Handgreiflichkeiten gegenüber dem Schulpersonal sind keine Seltenheit. Selbst Schulsozialarbeiter kommen an ihre Grenzen. Mit Methoden wie der »gewaltfreien Kommunikation« oder gutem Zureden kommt man hier nicht sehr weit. Wo Schulleiter, Lehrer, Sozialarbeiter und Psychologen am Ende ihrer Möglichkeiten sind, ist jetzt die Polizei gefragt. Hier stimmt doch etwas nicht. Es werden die Symptome behandelt, statt die Ursache zu bekämpfen. Eines ist aber klar: Wenn erst einmal die Polizei auf dem Schulhof anrückt, ist es schon zu spät – dann sind die Kinder und Jugendlichen schon im Abwärtsstrudel gefangen und auch die Integration ist schon misslungen. Dabei hat die Polizei weder einen Erziehungsnoch einen Integrationsauftrag! Der liegt an ganz anderer Stelle, nämlich bei der Politik.

  Vor kurzem erzählte mir eine Gymnasiallehrerin, dass Schüler immer wieder vom Unterricht fernbleiben mit der Begründung, sie müssten ihren muslimischen, religiösen Pflichten nachkommen. Die Lehrerin reagiert mittlerweile mit einem Achselzucken darauf. Sie kann nichts dagegen tun. Weder Gespräche noch Verweise haben bisher etwas ausrichten können. Die Schüler tun und lassen, was sie wollen.

  Zu meiner Schulzeit blieb keiner einfach unentschuldigt dem Unterricht fern und schon gar nicht mit so einer Erklärung. Klar, wir waren damals auch mal aufmüpfig, aber der Gang zum Rektor und zur Strafe die Schulordnung in Gänze abzuschreiben, hat uns schnell wieder diszipliniert. In meiner Schulzeit war die Polizei genau zwei Mal am Schulhof. Nicht weil es Bedrohungen oder gewalttätige Auseinandersetzungen gab, sondern weil ein Mofa und ein Roller kontrolliert wurden. Heute wäre das vielerorts geradezu ein wünschenswerter Grund, die Polizei vor der Schule zu sehen, so harmlos erscheint es im Vergleich zu unserer Realität im Jahr 2025.

  Wir sind mittlerweile häufiger mit ernsten Bedrohungslagen in Schulen und auf Schulhöfen konfrontiert, beispielsweise im April dieses Jahres, als sämtliche Schulen in Duisburg einen ganzen Tag lang geschlossen bleiben mussten, weil Extremisten mit einer flächendeckenden »Säuberung« gedroht hatten – was auch immer darunter zu verstehen war. In jedem Fall war es Grund genug, nicht das Leben von Tausenden von Schülerinnen und Schülern zu riskieren. Es ist doch Wahnsinn, was in Deutschland los ist! Selbstverständlich könnte man jetzt wieder die politisch korrekte Notbremse ziehen und nicht benennen, was die Ursache des Übels ist. Aber bringt uns das irgendeinen Schritt weiter? Nein, im Gegenteil, genau dieses Wegschauen, dieses Herunterspielen der Tatsachen, dieses Verdrehen der Realität, dieses naive Gutmenschen-Gehabe, dieses Ignorieren der Wahrheit hat uns doch erst in genau diese Lage gebracht.

  Es müsste einiges passieren, um diese ganzen Fehler und Unterlassungen auszubessern. Die Begrenzung oder gar die Aussetzung der Migration allein würde nicht ausreichen, denn zu viele Migranten sind schon im Land. Ganz ehrlich: Was wir erleben, ist der eindrucksvolle Beweis, dass der deutsche Staat bei der Integration kläglich gescheitert ist. An dieser Stelle muss man aber ausdrücklich betonen, dass Integration keine Einbahnstraße ist. Diejenigen, die in ein fremdes Land kommen, haben eindeutig eine Bringschuld, und nicht die Menschen, die sie dort großzügigerweise aufnehmen. Die Migranten müssen sich an erster Stelle integrieren wollen und sich alle Mühe dazu geben.

  Da Integration in erster Linie mit der Sprache beginnt, also der Sprache des Landes, in dem man lebt, sind Sprachkurse das A und O. Doch die Abbrecherquote bei den Sprachkursen für Migranten, die Teil der Integrationskurse sind, die der Staat anbietet, ist hoch. Schockierend hoch. Im Jahr 2023 nahmen knapp 275.000 Menschen an einem Sprachkurs teil. Etwa 81.000 von ihnen sind noch im selben Jahr aus den Kursen ausgeschieden beziehungsweise einfach nicht mehr erschienen. Bei den Integrationskursen insgesamt, die auch aus sogenannten Orientierungstool bestehen, sieht es noch schlimmer aus. Laut Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) nahmen im ersten Halbjahr 2023 circa 300.000 Flüchtlinge und Migranten an einem Kurs teil. 176.000 von ihnen haben den Kurs im selben Zeitraum – also innerhalb von sechs Monaten – abgebrochen. Das sind sage und schreibe 50 Prozent! Über 100.000 Kursteilnehmer sind einfach nicht mehr erschienen oder haben das gesetzliche Ziel des Kurses nicht erreicht. Dabei kann man davon ausgehen, dass ein beachtlicher Teil von ihnen gerade das zusätzlich angebotene Alphabetisierungstool des Kurses dringend nötig hat, weil die Quote der Analphabeten aus Ländern wie zum Beispiel Syrien und Afghanistan erschreckend hoch ist. Für Deutschland liegen hier noch keine eindeutigen Zahlen vor. Aber eine Statistik aus Österreich, die die Zustände in Deutschland sicher vergleichbar abbildet, spricht eine deutliche Sprache. Der Österreichische Integrationsfonds (ÖIF) geht davon aus, dass unter den 2022 in Österreich anerkannten Flüchtlingen oder subsidiär Schutzberechtigten 49 Prozent primäre Analphabeten waren, die also auch in ihrer Muttersprache gar nicht oder kaum lesen und schreiben können. 51 Prozent gehörten zu den sogenannten Zweitschriftlernenden, die das lateinische Schriftsystem erst erlernen müssen. Von allen Flüchtlingen mit Alphabetisierungsbedarf waren 84 Prozent männlich (bei den aus Syrien stammenden lag die Zahl sogar bei 86 Prozent). Drei Viertel von ihnen waren unter 35 Jahren.

  Warum also gehen diese Flüchtlinge und Migranten nicht regelmäßig und zuverlässig bis zum Abschluss in die Kurse, die für sie teilweise verpflichtend und essenziell für das Leben in Deutschland sind? Warum ignorieren so viele von ihnen dieses Angebot an sie, damit sie sich danach auch besser in den Arbeitsmarkt integrieren können? Wer kann schon einen guten Job finden, wenn er nicht die Sprache des Landes spricht und keine Ahnung davon hat, welche Gepflogenheiten und Werte dort gelten? Wie wollen sich diese Menschen in unsere Gesellschaft integrieren, wenn sie sich nicht einmal um das Grundlegendste kümmern und mitmachen?

  Die Träger, die Integrationskurse anbieten, haben übrigens bundesweit ihre Kapazitäten ausgebaut. Begannen im ersten Halbjahr 2023 noch 9.833 Kurse, so waren es im ersten Halbjahr 2024 schon 10.393. Daran mangelt es also nicht. Die Länder wollen diese Möglichkeiten sogar noch weiter ausbauen. Hessen zum Beispiel will mit Mitteln des Europäischen Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) die Quantität und Qualität der Kurse ab September 2025 weiter steigern. Sogar eine Kinderbetreuung soll zeitgleich angeboten werden.

  Ich bin davon überzeugt, dass beim Deutschlernen Scheitern und Chance für die Integration nahe beieinander liegen. Wenn ausländische Eltern zu Hause ihre Kinder zweisprachig erziehen können, weil sie selbst Deutsch gelernt haben, bekommen diese eine viel bessere Chance, sich zu integrieren und in Deutschland sozialisiert zu werden, statt sich ausschließlich in einer migrantischen Blase zu bewegen. Diese Eltern könnten dann auch die Hausaufgaben mit betreuen, problemlos an Elternabenden und Elternsprechtagen teilnehmen und so ihre Kinder schulisch begleiten und wenn nötig auffangen. Viele Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund sind aber bei schulischen Belangen vollkommen auf sich allein gestellt, weil ihre Eltern kein Deutsch sprechen. Würden die Kinder bereits zu Hause Deutsch lernen, würden auch die Lehrkräfte entlastet werden, die schon in den Grundschulen mit den massiven Sprachbarrieren ihrer Schülerinnen und Schüler zu kämpfen haben.

  Aber natürlich erleben wir nicht nur in den Schulen eine schleppende oder gar gescheiterte Integration, und Jugendgewalt ist nicht nur auf migrantische Jugendliche beschränkt. Leider gibt es auch sehr viele junge Deutsche, die heutzutage ohne Halt und Ziel durch das Leben driften und dabei auf die schiefe Bahn geraten. Wie konnte es so weit kommen? Diese Frage erfordert sehr komplexe Antworten, an die ich mich hier nur annähern kann. Sicher hängen alle neueren Entwicklungen in der Gesellschaft, in der Politik und sogar in der Welt zusammen. Aber der Ursprung liegt meines Erachtens in der Familie, im Elternhaus. Das Elternhaus prägt einen Menschen ganz fundamental für sein gesamtes Leben. Kinder orientieren sich an den Eltern, beobachten sie genau und eifern ihnen nach. Wenn Kinder nun sehen, dass die Eltern den Staat beziehungsweise seine finanziellen Transferleistungen gern nutzen oder gar ausnutzen, weil sie nicht arbeiten gehen, obwohl sie es könnten, färbt diese Haltung ab. Keine Anstrengung zu unternehmen und vom Geld der Steuerzahler zu leben, gehört dann schnell zum Lebensstil der nächsten und übernächsten Generation.

  Kein Kind wird kriminell geboren und selbstverständlich wird nicht jeder jugendliche Bürgergeld-Empfänger straffällig, aber erstaunlich oft liegt der Schritt vom einen zum anderen nahe. Denn wer keine Ausbildung macht und nur herumhängt, kommt leicht auf blöde Gedanken. Wer seinem Leben keinen Sinn gibt und keine Aufgabe hat, kann leichter von anderen zu etwas verführt werden, was ihm selbst und der Gesellschaft schadet. Hier hakt es an einer anderen Art von Integration. Diese ist unabhängig von einem möglichen Migrationshintergrund. Vielmehr geht es um die Integration in eine Gesellschaft, die nur dann funktioniert, wenn die, die können, mitmachen, arbeiten und Steuern zahlen. Nur dann ist auch genug übrig, um die zu unterstützen, die tatsächlich und zweifellos Hilfe benötigen. Nur so kann ein Sozialstaat funktionieren. Klinken sich zu viele aus, kippt das ganze System. Auch davon ist Deutschland heute nicht mehr weit entfernt.

  Welches Vorbild geben Eltern also ihren Kindern? Und welche Vorgaben macht der Staat? Macht er es den Menschen eventuell zu leicht? Entlässt er sie zu einfach aus der Eigenverantwortung? Wie viele junge Menschen hängen nach dem Schulabschluss noch ein oder zwei Jahre zu Hause herum, ohne durchzustarten und sich ins Zeug zu legen, ihr Leben aufzubauen, und ohne einen produktiven Beitrag für die Gesellschaft zu leisten? Ich kenne aus meinem Jahrgang nicht eine einzige Klassenkameradin, nicht einen einzigen Klassenkameraden, die oder der nach der Schule nicht sofort mit einer Ausbildung, mit einem freiwilligen sozialen Jahr oder mit einem Studium begonnen hätte. Das taten- und ziellose Herumhängen ist meiner Ansicht nach ein Auswuchs der heutigen Zeit.

  Auch der Halt in der Freizeit nimmt für Jugendliche immer mehr ab. Wie sieht es, neben Zocken und Filme schauen mit anderen Interessen und Aktivitäten aus? Nur herumzuhocken und auf sein Handy zu glotzen, hilft nicht wirklich dabei, sich in eine Gesellschaft zu integrieren, ein produktiver Teil von ihr zu sein und auch motivierende Erfolgserlebnisse zu haben.

  Meine Freunde und ich hatten in unserer Jugend früher viele verschiedene soziale und kulturelle Anlaufpunkte: die Messdienerschaft, den Jugendtreff, Zeltlager, Pfadfinder, Fußball, Arbeitsgemeinschaften in der Schule oder auch die öffentliche Musikschule. Wir hatten so viele Möglichkeiten. Das war herrlich. Das war auch für unsere Eltern finanziell überschaubar. Wir wurden in unseren Vereinen und Gemeinschaften, wenn nötig, aufgefangen und auch durch Zeiten begleitet, wenn es uns mal nicht gut ging. Man wusste, wo man hingehört und dass man dazugehört. Die meisten dieser Orte der Integration wurden durch ehrenamtlich engagierte Menschen gepflegt und organisiert – das wahre Fundament einer funktionierenden Gesellschaft. Ich auf jeden Fall bin all meinen Trainern und Gruppenleiterinnen und -leitern unendlich dankbar dafür, was sie für uns damals geleistet haben. Was wären wir ohne sie gewesen?

  Deshalb ist es auch so wahnsinnig wichtig, dass das Ehrenamt gestärkt und attraktiver gemacht wird, dass wir es mit Anerkennung geradezu überschütten. Es sind nämlich vor allem die Ehrenamtlichen, die mit ihrem Engagement alle Jugendlichen – mit und ohne Migrationshintergrund – gleichermaßen abholen und sie zusammenbringen, wenn sie nur wollen, vor allem im Sport. Wo solche Angebote fehlen oder nicht angenommen werden, hapert es auch mit der Integration. Denn die Jugendlichen bleiben in ihrer abgeschotteten Welt, langweilen sich und werden womöglich auch noch kriminell. Und dann? Dann muss sich wieder die Polizei mit den Konsequenzen herumschlagen.

  Die polizeiliche Kriminalstatistik 2024 zeigt auf brutale und sehr traurige Weise, was passiert, wenn das Elternhaus dabei versagt, Halt und Orientierung zu geben, wenn Jugendliche sich keinen Interessen widmen, die ihnen Inspiration und Erfolgserlebnisse bescheren, und wenn ein sozial brüchiger, von Migrationsproblemen komplett überforderter Staat Recht und Ordnung nicht mehr in den Griff bekommt. Wir müssen leider feststellen, dass bei der Gewaltkriminalität die Anzahl der tatverdächtigen Kinder um 11,3 Prozent (2024: 13.755 tatverdächtige Kinder) und die der tatverdächtigen Jugendlichen um 3,8 Prozent (2024: 31.383 tatverdächtige Jugendliche) im Vergleich zum Vorjahr gestiegen ist. Im Langzeitvergleich verzeichnet das Bundeskriminalamt erneut Höchststände bei dem Anteil der Kinder mit 7,0 Prozent und der Jugendlichen mit 15,9 Prozent an allen Tatverdächtigen der Gewaltkriminalität. Diese desaströse Entwicklung darf uns in Deutschland keine Sekunde Ruhe geben.

  Großen Einfluss auf diese alarmierende Entwicklung der Jugendkriminalität und auf Radikalisierungsprozesse haben sicherlich die sozialen Medien. Trends, die Jugendliche dort aufschnappen, bestimmen ihr Handeln und ihre Auffassungen von dem, was normal ist. So können nicht nur Tabuschwellen zu Gewaltexzessen sinken, sondern auch die Nähe zu extremistischen Strömungen entstehen, die über diese Kanäle gezielte Follower anwerben. Auch Fake News, die von den echten Nachrichten häufig nicht zu unterscheiden sind, können eine verheerende Wirkung haben.

  Es gibt viele Beispiele, wie gefährlich die sozialen Medien werden können. Ein besonders schwerer Fall dieser Kategorie ereignete sich 2023 im Schleswig-Holsteinischen Heide. Dort hat eine Gruppe von Mädchen im Alter von 14 bis 17 Jahren eine 13-Jährige am helllichten Tag überfallen und stundenlang gequält und gedemütigt. Sie haben unter anderem die Haare ihres Opfers angesengt, eine Zigarette auf ihrem Gesicht ausgedrückt, Cola über sie geschüttet, sie getreten und geschlagen. Ihre Taten haben die Täterinnen mit ihren Smartphones aufgenommen und die Filme danach im Internet geteilt. Gegen vier der Mädchen hat die Staatsanwaltschaft Itzehoe Anklage wegen Raub und gefährlicher Körperverletzung erhoben. Auch zwei männliche Jugendliche sollen an der Tat beteiligt gewesen sein. Nicht nur die Tat selbst, sondern ihre Veröffentlichung im Internet kann das Leben des Opfers ein Leben lang überschatten.

  Polizeibeamte werden in ihrem täglichen Dienst immer häufiger damit konfrontiert, dass nicht nur Jugendliche, sondern sogar strafunmündige Kinder unter 14 Jahren kriminelle Taten begehen. An dem Beispiel aus Heide hat man gesehen, dass sie dabei immer rücksichtsloser und gewalttätiger vorgehen. Es scheint so, als hätten diese Kinder gar keine Empathie. Die Kriminalstatistik bestätigt diese Beobachtung: Die Rate der Kinderkriminalität ist in den letzten Jahren rasant gestiegen. Neben der Beseitigung der sozialen und gesellschaftlichen Ursachen für die Kinderkriminalität sollte das Strafmündigkeitsalter auf 12 Jahre herabgesetzt werden.

  Eines ist klar: Kein Kind gehört in die Jugendvollzugsanstalt, aber Kinder müssen lernen, dass ihr Handeln Konsequenzen hat. Würde man die Strafmündigkeitsgrenze senken, müsste dennoch individuell die Strafreife geprüft werden. So wird das auch bei14-jährigen Straftätern jeweils im Einzelfall gehandhabt. Demnach sollte auch da nicht der Strafgedanke und die Erzielung einer abschreckenden Wirkung im Vordergrund stehen, sondern der Erziehungscharakter, der im Jugendstrafrecht verankert ist. Es ist pädagogisch sinnvoll, schon einem 12-jährigen Kind klarzumachen, wo die Grenzen seines Handelns liegen. Die erzieherischen Maßnahmen, wie Sanktionen, die Erteilung richterlicher Weisungen, Verwarnungen oder Auflagen, können durchaus schon unter 14 Jahren sinnvoll sein und Wirkung zeigen.

  Die Opfer von Straftaten fragen nicht nach dem Alter der Täter, sondern fordern zum Schutz ihrer individuellen Sicherheit mit Recht das ein, was der Staat seinen Bürgern schuldet, nämlich Schutz vor Verbrechen. Auch dürfen wir hier nicht die Erziehungsberechtigten der straffälligen Kinder und Jugendlichen vergessen. Betroffene Erziehungsberechtigte sollten wegen Verletzung ihrer Fürsorge- und Erziehungspflicht in verstärktem Maße strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden.

  Vor den Beschäftigten im öffentlichen Dienst, die sich um genau diese gefährdeten oder schon kriminellen Jugendlichen kümmern, die versuchen, sie aufzufangen, sie möglichst in ihrer kriminellen Tendenz zu stoppen oder sie wieder auf die gerade Bahn zurückzubringen, kann ich mich nur verbeugen. Ich kenne persönlich so viele von ihnen, die durch ihr Engagement mit Herzblut und Aufopferungswillen die Gesellschaft an dieser Stelle noch so einigermaßen zusammenhalten. Ohne den Einsatz dieser Menschen wäre Deutschland noch viel schlimmer dran. Ja, wo stünden wir denn ohne die Mitarbeiter in den Jugendämtern, den sozialen Einrichtungen, den Kitas, den Schulen, bei den Jugend-Förderprogrammen oder in der Verwaltung? Dabei arbeiten auch sie am Limit. Auch dort fehlt es an allen Ecken und Enden. Kitas und Kindergärten sind zum Teil marode, städtische Betreuungseinrichtungen sind auf Spenden der Eltern angewiesen. Die Spielplätze und Spielmaterialien sind zum Teil mangelhaft. Erzieherinnen und Erzieher sind auch immer schwerer zu finden, von weitergebildeten Fachkräften in spezialisierten Bereichen ganz zu schweigen. In einigen Bundesländern müssen die Eltern zudem noch viel Geld zusätzlich für einen Kita-Platz aufbringen. Die Leidtragenden sind nicht nur die Beschäftigten in den Einrichtungen, sondern – noch schlimmer – die Kinder.

  Ähnlich dramatisch sieht es in den Schulen aus: überlastete Lehrer, die neben dem normalen Schulstoff auch noch zahlreiche Kinder integrieren sollen, die nicht einmal Deutsch können, eine miserable Infrastruktur, häufiges Desinteresse der Eltern in sozialen Brennpunkten und hoffnungslos überfüllte Klassen. Wenn man sich mit Lehrkräften über ihren Arbeitsalltag unterhält, kann einem nur angst und bange werden. Auch Lehrer und Sozialarbeiter leisten viel mehr, als man eigentlich von ihnen erwarten kann.

  Anstatt immer neue fragwürdige Gesetze und Verordnungen für die digitale Welt zu verabschieden, sollte der Staat mehr in die Fortbildung der Menschen in der sozialen Arbeit investieren, um der jugendlichen Onlinriminalität entgegenzuwirken. Denn dort herrscht ein regelrechter Negativ-Boom, auf den man die Mitarbeiter dringend vorbereiten muss.

  So müssen wir feststellen, dass mehr Jugendliche in Deutschland von Cybermobbing betroffen sind – das geht aus einer Studie hervor, die die Barmer Krankenkasse vorgestellt hat. Das Mobbing habe sich verlagert.

  Die Zahl der von Cybermobbing betroffenen Jugendlichen ist 2024 erneut gewachsen. 62 Prozent der Jugendlichen sahen sich selbst oder indirekt mit Mobbing konfrontiert – 1 Prozentpunkt mehr als im Vorjahr und 11 Prozentpunkte mehr als noch 2021.

  Diese Alarmzeichen müssen wir mehr als nur ernst nehmen, was zur Folge hat, dass wir im Bereich »Digitaler Kinder- und Jugendschutz für Eltern und Erziehungsberechtigte« einen deutlichen Schwerpunkt setzen müssen. Mobbing findet nämlich auch vermehrt im Internet statt: Soziale Medien, Messengerdienste und andere Apps erleichtern es Täterinnen und Tätern mitunter sogar, ihre Opfer zu schikanieren. Dabei kann Cybermobbing jeden treffen. Einige Schutzmaßnahmen erschweren Täterinnen und Tätern jedoch das Werk und genau hier müssen wir ansetzen. Was Erziehungsberechtigte tun können, um Kinder und Jugendliche bei der sicheren Nutzung von digitalen Diensten zu unterstützen, welche Einstellungen sie selbst vornehmen können, um Internetplattformen kindersicher einzurichten, und welche Maßnahmen auch auf technischer Ebene möglich sind, um Kinder und Jugendliche vor Cybermobbing zu schützen, sind dabei elementare Fragen. Sie beschäftigen aber nicht nur die Erziehungsberechtigten, sondern eben auch die Mitarbeiter im öffentlichen Dienst mit Blick auf die Arbeit mit Jugendlichen und Kindern. Hier stoßen wir dann wieder auf das Problem finanzieller, materieller und personeller Ressourcen.

  Im Grunde laufen so ziemlich alle Ämter im roten Drehzahlbereich: die Jugendämter, die Ausländerbehörden und andere soziale Einrichtungen. Ein weiteres Beispiel: Insbesondere im Bereich der organisierten und extremistisch geprägten Kriminalität müssen Kinder aber dringend aus der dort herrschenden toxischen Umgebung herausgeholt werden. Doch wenn die entsprechenden Behörden nicht genügend ausgestattet sind und nicht ausreichend fachlich ausgebildete Leute zur Verfügung haben, kann man bei einer angezeigten Kindeswohlgefährdung zum Beispiel nicht angemessen reagieren. Auch das sind Symptome eines schwachen Staates.

  Man muss sich fragen: Hat die Politik wirklich Interesse an der Integration aller, die hier leben? Hätte sie dann nicht schon lange eine Kurskorrektur vorgenommen, wenn dem so wäre? Statt endlich in die Bereiche massiv zu investieren, wo es die Menschen am nötigsten brauchen, dreht sie nur an ein paar Stellschrauben. Aktuell leiden in erster Linie diejenigen, die tagtäglich versuchen, ein ineffizientes Integrationssystem am Laufen zu halten, orientierungslose und kriminelle Jugendliche zu retten und allen einen Platz in unserer Gesellschaft aufzuzeigen. Sie haben meinen vollen Respekt. Ohne diese Beschäftigten im sozialen Sektor wäre hier schon lange Feierabend. Ich bin nicht bereit, dabei zuzuschauen, wie sich diese großherzigen Menschen mit ihrem humanistischen Idealismus physisch und psychisch kaputtmachen, während ihre Arbeitslast durch noch mehr unkontrollierte Migration und politische Verantwortungslosigkeit erschwert wird.

  Es ist unschwer zu erkennen, dass Deutschland gar nicht in der Lage ist, vollumfänglich zu integrieren, und schon gar nicht in dem Maße, wie es vonseiten der Politik angedacht wird. Deutschland droht an dieser Stelle zu zerbrechen. Viele Generationen nach uns werden noch mit den Folgen zu kämpfen haben, die der schwache, links-ideologische Staat uns beschert hat. Wehret den Anfängen!
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IM SCHATTEN DER REGENBOGENFLAGGE

  Ein Flaggenmeer aus Schwarz-Rot-Gold. Ausgelassene Stimmung daheim, bei Freunden und überall, wo man hinkam. Ein einziges riesiges internationales Fest auf den Straßen und auf den öffentlichen Plätzen. Fanmeilen, Public Viewing, Euphorie, die ganze Welt zu Besuch in Deutschland: Wie gern erinnern wir uns an die Fußball-Weltmeisterschaft 2006! Da schien die Welt in Ordnung. Man wollte einfach, dass es nie endet. So hätte es für immer weitergehen können. Was für ein Sommer!

  Ich weiß noch, wie viele meiner Kollegen sich schon auf die Fußball-Europameisterschaft 2024 freuten, auch auf ihren Dienst dabei. Sie hofften auf ein ähnlich unbeschwertes Ereignis wie das damalige »Sommermärchen«. Endlich ist Deutschland wieder Gastgeber eines solchen Großereignisses! Sie rechneten mit positiv gestimmten Fans, die mit ihrer Begeisterung und ihrem bunten Treiben für ein paar Wochen etwas beschwingte Abwechslung in den sonst so ernsten Alltag der Polizisten bringen würden. Und natürlich schwang auch ihr eigenes Fußball-Fieber mit. Doch ziemlich schnell wurde uns allen klar, dass jetzt ein anderer Wind wehte als 2006.

  Schon drei Monate vor Anpfiff kam der erste Dämpfer: Die Regierung wollte keine Deutschlandfarben an den Uniformen sehen, genauso wenig Deutschlandflaggen an oder in den Streifenwagen. So lautete die strikte Anweisung aus dem Bundesinnenministerium. Deutsche Polizisten sollen neutral sein. Bitte was? Ich dachte, ich höre nicht richtig. Warum um Gottes Willen sollten sie das sein? Wem, wenn nicht dem deutschen Staat, dienen sie denn? Die Polizeibeamten sollen sich also öffentlich von den Nationalfarben ihres Landes und damit von ihrer Verfassung distanzieren? Was für eine absurde Idee! Plötzlich war in der Retrospektive zur WM 2006 sogar die Rede davon, dass der damalige harmlos demonstrierte schwarz-rot-goldene Nationalstolz mit zum »Rechtsruck« in Deutschland geführt habe.

  Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Wir reden hier nicht von rundum bis zur Unkenntlichkeit bunt geschmückten Streifenwagen oder von schwarz-rot-gold-geschminkten Polizeibeamten, die den ganzen Tag nichts anderes tun, als riesige Deutschlandfahnen vor sich her zu schwingen. Manche der Polizisten wollten lediglich kleine Patches auf ihren Überzieh-Schutzwesten anbringen, Deutschlandfähnchen im Streifenwagen aufstellen oder die Autospiegel in schwarz-rotgold überziehen. Mehr nicht. Ich erinnere mich an einige Gespräche mit Einsatzkräften, die sich bei diesem Verbot fragten, ob hier wohl einige Parlamentarier – die ja genauso Staatsdiener sind wie sie – Deutschland eigentlich gar nicht dienen wollten, sondern es eher verachten.

  Was in jedem anderen Land dieser Welt völlig normal ist, nämlich Nationalstolz im besten Sinne zu haben, ohne sich damit über andere Länder und ihren Stolz zu stellen, und diesen auch zu zeigen, ist in Deutschland ein No-Go. In anderen Ländern tragen die Polizisten übrigens das Landeswappen als Teil der Uniform immer – nicht etwa nur zu bestimmten Anlässen. Natürlich muss Deutschland in Hinblick auf seine nationalsozialistische Geschichte ganz besonders sensibel in der Hinsicht sein. Wir dürfen nie wieder auch nur in die Nähe einer solchen Ideologie rücken. Aber neutral zu sein bis hin zur Selbstaufgabe und gar bis zum Selbsthass bis in alle Ewigkeit, ist auch nicht der richtige Weg. Und doch scheint dies in manchen Regierungskreisen offenkundig die neue Definition von formvollendeter politischer Korrektheit zu sein. Doch nicht jeder, der gern Deutscher ist, ist auch ein Nazi. Nicht jeder, der sein Land, unser Deutschland, mag, ist ein Rassist. Nicht jeder, der die deutsche Fußball-Nationalmannschaft anfeuert, ist ein Faschist. Braucht es nach der schrecklichen Erfahrung des Dritten Reiches und seines schweren Vermächtnisses nicht gerade das: eine deutliche nationale Identifikation mit Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und mit einem Zusammenhalt in einem demokratischen System? Ist das nicht genau das, was die Deutschlandflagge symbolisiert? Und ist das nicht das, wofür die Polizei jeden Tag mit Herz und Hand einsteht? Warum sollte man die Deutschlandflagge dann also verstecken?

  Doch so ganz neutral muss die Polizei dann wohl doch nicht sein, denn die Regenbogenflagge als Zeichen der Solidarität mit Mitgliedern der LGBTQ-Gemeinschaft ist in der Hand und am Revers von Polizisten vom Innenministerium ausdrücklich erwünscht. Regenbogenflaggen waren quer über die Motorhauben von Streifenwagen zu sehen, vor Dienstgebäuden der Polizei, vor allem vor den Präsidien, und auch auf dem Reichstagsgebäude. Aber Deutschlandfahnen zur EM im eigenen Land – da hat man neutral zu sein.

  Vor allem im Juni jeden Jahres, dem sogenannten Pride Month, in dem Menschen sich mit ihren sexuellen Orientierungen und Veranlagungen in der Öffentlichkeit zeigen und auf diese hinweisen wollen, ist es durchaus gern gesehen, dass Polizisten mit Menschen, die sich der sogenannten LGBTQ*-Gemeinschaft zugehörig fühlen, posieren und damit ihre Sympathien dafür ausdrücken. Natürlich darf auf diesen Darstellungen die Regenbogenfahne nicht fehlen! Für das stärkste Symbol der linken politischen Korrektheit, für ein klares politisches Statement, wird die Polizei also gern vom Innenministerium instrumentalisiert. Da ist plötzlich von Neutralität keine Rede mehr. Die Verantwortlichen sprechen dann gern von einer »klar definierten Ausnahme«.

  Auch hier will ich unmissverständlich klarstellen: Selbstverständlich will ich keinem Mitglied der LGBTQ*-Gemeinschaft das Recht absprechen, seine jeweilige Sexualität auszuleben. Und niemand darf aufgrund seiner sexuellen Orientierung benachteiligt werden. Unser Grundgesetz ist da – Gott sei Dank! – sehr klar. Aber warum sollten Polizistinnen und Polizisten mit den Insignien sämtlicher nicht-heterosexueller Orientierungen herumlaufen und sich kollektiv damit identifizieren, zumal es sich dabei um eine deutliche Minderheit in der Gesellschaft handelt? Ist das nicht noch viel weiter von der Vorstellung von polizeilicher Neutralität entfernt, als eine Deutschlandflagge mit sich zu führen (die wiederum alle Deutschen betrifft)?

  Das gleiche Spiel konnte man bei der Fußball-Weltmeisterschaft in Katar 2022 beobachten. Wieder einmal wurde mit zweierlei Maß gemessen. Die damalige Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) trug beim Vorrundenspiel von Deutschland gegen Japan die damals umstrittene »One Love«-Armbinde mit den Regenbogenfarben. Das deutsche Pseudo-Gutmenschentum präsentierte sich wieder einmal auf dem deutschen Tablett. Der internationale Fußballverband Fifa hatte es den Spielern verboten, diese Binde zu tragen. Es kursierte die Idee, man wolle auf diese Weise auf die Menschenrechtsverletzungen gegen die Queer-Community, Frauen und die Arbeiter in Katar aufmerksam machen und dagegen protestieren. Die Fifa war sich der Doppelmoral offenbar bewusst: Wenn man mit den politischen Verhältnissen in einem Land nicht einverstanden ist und andere Wertevorstellungen hat, sollte man vielleicht an einem dortigen Sportereignis gar nicht teilnehmen. Aber trotzdem hinzugehen, enorm davon zu profitieren und gleichzeitig im Land der Gastgeber seine moralische Überlegenheit demonstrieren zu wollen, ist schon anmaßend! Das wollte die Fifa nicht. Aber an höchster Stelle wollte man schon vor Ort zeigen, wer das moralische Zepter in der Hand hält. Ob Frau Faeser sich in dem Moment wohl daran erinnert hat, wie sie den deutschen Polizisten bei der WM 2024 verboten hat, die Deutschlandflagge zu tragen?

  Die Regenbogenflagge war ursprünglich das Symbol für Lesben und Schwule, dafür, dass auch ihre Verbindungen ganz selbstverständlich zur Lebensnormalität in unserer Gesellschaft gehören. Die Regenbogenfarben stehen allerdings schon längst nicht mehr nur für die Rechte und die Gleichberechtigung gleichgeschlechtlicher Beziehungen. Neben der Regenbogenflagge gibt es mittlerweile noch weitere »Pride«-Flaggen mit unterschiedlichen Bedeutungen und Verweisen auf andere sexuelle Veranlagungen.

  Hier kommt die sogenannte Wokeness ins Spiel. »Woke« bedeutet auf Deutsch »wach« oder »aufgewacht«, aber auch »wachsam«. Der Duden definiert diesen Begriff als »in hohem Maß politisch wach und engagiert gegen (insbesondere rassistische, sexistische, soziale) Diskriminierung«. Ursprünglich stammt er aus dem afroamerikanischen Sprachgebrauch der 1930er-Jahre, als schwarze US-Amerikaner begannen, mehr Bewusstsein für die herrschende soziale Ungerechtigkeit ihnen gegenüber und den Rassismus, den sie erlebten, zu wecken.

  Die linke Szene, die sich für die Rechte aus ihrer Sicht sozial Benachteiligter einsetzt, entdeckte die Regenbogenflagge und die »Wokeness«-Bewegung als zusätzliches Markenzeichen für ihren Kulturkampf gegen die »Rechten«. Seid wachsam gegenüber Rassismus! Seid wachsam gegenüber der Benachteiligung von Menschen nicht-heterosexueller Veranlagung! Seid wachsam gegenüber sexistischem Verhalten! Das ist an sich ein sehr guter Ansatz, denn Sexismus, Rassismus und soziale Benachteiligung dürfen in unserer Gesellschaft keinen Platz haben. Allerdings kippte das Ganze bald in eine Übersensibilisierung, eine Überempfindlichkeit und nicht selten in eine Art Hexenjagd. Jedes Steinchen wird mittlerweile so lange umgedreht, bis man doch noch auch den kleinsten Fauxpas entdeckt und den Übeltäter an den virtuellen Pranger stellen kann. Nichts kann heute vorsichtig genug formuliert werden. Ein falsches Wort und man ist sofort ein Rassist, ein Antifeminist oder ein Sexist – was übrigens gern nicht gegendert wird. Das linke Dogma gilt. Basta. Alles andere gehört auf den Scheiterhaufen.

  Die absolut gerechtfertigte gesellschaftliche Sensibilisierung für Gleichberechtigung und für das Grundgesetz, für die Wokeness im wahren Ursprung ihrer Bedeutung, hat mittlerweile toxische Züge bekommen. Jetzt muss man auch vorsichtig mit Äußerungen sein, die auch nur ansatzweise national sind – auch das gehört zur Wokeness. Man will ja auf keinen Fall irgendjemanden ausgrenzen. Man könnte meinen, selbst das Wort »deutsch« steht auf dem linken Index. Auf jeden Fall scheint mir, als fühlten sich manche Linke davon regelrecht abgestoßen, unsere Nationalflagge zu tragen oder gar zu hissen. In ihrer Abneigung gegen das eigene Land gehen ihnen selbst manche prominente Politikerinnen und Politiker mit »gutem« Beispiel voran: Angela Merkel riss 2013 auf der CDU-Party nach der Bundestagswahl Generalsekretär Hermann Gröhe vehement ein Deutschlandfähnchen aus der Hand, mit dem er winken wollte. Robert Habeck schrieb: »Vaterlandsliebe fand ich stets zum Kotzen. Ich wusste mit Deutschland noch nie etwas anzufangen und weiß es bis heute nicht. »6 Und Gregor Gysi, der 2025 als Alterspräsident das neue Parlament eröffnet hatte, sang nicht einmal die Nationalhymne mit – genauso wenig wie seine gesamte Linke-Fraktion übrigens. Unter der Regenbogenflagge vereint sich bei diversen Demonstrationen ein ganzes Sammelsurium, darunter die »Antifa«-Gruppen, die »Omas gegen Rechts«, feministische Gruppierungen sowie links-ideologische Politiker. Ihr Credo: Hauptsache gegen »Rechts« – was auch immer das für die jeweiligen Gruppen bedeuten mag.

  Diese Wokeness-Bewegung hat auf die Arbeit der Polizei massive Auswirkungen. Im Mai 2024 berichtete die Bild-Zeitung: »Großer Polizeieinsatz am Rande des Christopher Street Days (CSD) in Hannover. Linke Chaoten hatten ein Haus besetzt. Bundespolizisten schützten das Gebäude vor Störern aus der LGBTQ-Gemeinschaft. Ein Beamter wurde verletzt, die Polizei musste Reizgas einsetzen.« Weiter hieß es: »Jetzt wurde bekannt, dass die Bundespolizisten vor dem Einsatz einen Flyer mit Verhaltensregeln gegenüber den Christopher-Street-Teilnehmern bekamen. Darin heißt es: »Benutze die gleiche Sprache. Orientiere dich an den Namen und Pronomen, die die Person für sich selbst benutzt« und: »Frage nie nach dem ›richtigen‹ Namen (Deadname). Der Name, mit dem sich die Person vorstellt, ist ihr richtiger Name« (Anm. der Redaktion: Deadname ist der frühere Name einer Transperson, der möglicherweise noch im Ausweis steht und ihr amtlicher Name ist.) »7 Wo bitte sind wir gelandet, wenn Polizisten die Identität einer Person nicht einmal mehr zweifelsfrei feststellen können und dürfen, nur um einer vollkommen übertriebenen politischen Korrektheit Folge zu leisten?

  Mir ist das Thema in seiner ursprünglichen Definition und Brisanz unglaublich wichtig. Es ist mir sowohl dienstlich als auch privat ein Anliegen, dass niemand benachteiligt oder ungerecht behandelt wird. Auch ich habe natürlich Bekannte und Freunde aus der LGBTQ-Gemeinschaft und kenne deren Anliegen aus erster Hand. Aber dass man verdächtige oder gewalttätige Personen als Polizist nun nur noch mit Samthandschuhen anfassen darf, nur um zu vermeiden, dass sie sich eventuell in ihren Persönlichkeitsrechten als Transperson verletzt fühlen – das geht mir eindeutig zu weit.

  Umgekehrt gibt es auch keinen Umgang mit Samthandschuhen. Die Robin Hoods der Wokeness zeigen Polizeibeamten gegenüber im Namen der »guten Sache« nicht selten die erbarmungslose Breitseite. Sie fühlen sich damit nicht selten im Recht. Wenn es die »bösen Bullen« trifft, ist von Menschenrechten keine Rede mehr. Es macht sich in gewissen Kreisen sogar richtig gut, wenn man inmitten der woken kulturell-politischen Umdeutungskampagne die Polizei, die für unsere Verfassung und damit auch für unsere Nationalfarben steht, öffentlich an den Pranger stellt.

  Unter dem Symbol der Regenbogenflagge ziehen vorneweg auch häufig die »Omas gegen Rechts«, um für ihr Demokratieverständnis einzutreten. Bei aller guter Absicht, die man den älteren Frauen nicht absprechen möchte, gibt der Verein leider ein unschönes Beispiel von Doppelmoral. Als die Frage aufkam, ob die Aktionen des Vereins womöglich staatlich finanziert sein könnten, zeigten sich die »Omas« ziemlich empört. Wir doch nicht! Auf ihrer Website heißt es explizit: »Der Verein Omas gegen Rechts e. V. finanziert sich aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden. Wir sind nicht als gemeinnützig anerkannt. Die Mitglieder engagieren sich ehrenamtlich und auch der Vorstand erhält keine Vergütung für seine Tätigkeit. Wir erhalten keine institutionelle Förderung aus Steuermitteln oder von Stiftungen.« Auch das Nachrichtenmagazin Focus zitierte die »Omas« am 18. Februar 2025 entsprechend: »Mit ›Fassungslosigkeit‹ habe man die Anfrage (der) Unions-Fraktion zur Finanzierung von NGO’s zur Kenntnis genommen. ›Wir haben keine staatlichen Gelder erhalten‹, schreiben die Omas und weiter: ›Ihre Anfrage basiert auf unhaltbaren Behauptungen. Dass Sie unseren Verein Omas gegen Rechts e. V. in Ihrer Anfrage aufgeführt haben, zeigt deutlich, dass Sie sich nicht die Mühe gemacht haben, Ihre Informationen zu überprüfen.‹« Doch Focus widerlegte diese Behauptung: Der Verein erhielt wohl 5.000 Euro durch die Ampel-Regierung, direkt aus dem Kanzleramt. Weitere Zuwendungen sollen aus Mitteln der Regierungstöpfe zur »Demokratieförderung« an den Verein geflossen sein.8 Kann man also in diesem Zusammenhang noch von einer überparteilichen Bürgerinitiative sprechen? Grundsätzlich sollte man immer hinterfragen, wo bei solchen Förderungen politische Bildung endet und gezielte parteiliche Einflussnahme beginnt. Mit Sicherheit ist das eine Gratwanderung.

  Ein weiteres Beispiel von Widersprüchlichkeit und Doppelmoral geben die feministischen Gruppierungen im Schatten der Regenbogenflagge ab. Auch viele von ihnen spielen sich als die »Guten« auf und merken gar nicht, wie sie sich in Widersprüchen verrennen. Auf der einen Seite propagieren sie den Feminismus – auch gern im Ausland –, verraten aber gleichzeitig die feministischen Werte im eigenen Land. So sieht man zum Beispiel auf den Pro-Palästina-Demonstrationen viele deutsche Feministinnen, wie sie, in Pali-Tücher gehüllt, Seite an Seite mit Islamisten und Hamas-Unterstützern die Slogans vorsintflutlicher Ideologien, also auch frauen(-rechts)-verachtende Ansichten, hinausposaunen. Hier zeigt sich ebenfalls eine Politikerin der Linken beispielhaft solidarisch: Die 2025 neu in den Bundestag gewählte Cansin Köktürk ließ sich bei der konstituierenden Sitzung demonstrativ strahlend mit einem Pali-Tuch um den Hals fotografieren. Stolz stellte sie das antisemitische Symbol in ihren Social-Media-Kanälen online. Ist das jetzt eigentlich woke?

  Im Iran und anderen arabischen Ländern kämpfen Frauen für mehr Gleichberechtigung und für das Recht auf Bildung. Sie wollen endlich die Burka, den Nikab und das Kopftuch ablegen und riskieren dabei ihre Freiheit und sogar ihr Leben. Gleichzeitig wollen radikale Feministinnen anderen Frauen in Deutschland erklären, dass Burka und Nikab doch eigentlich Freiheit für Frauen bedeuten. Ich frage mich, warum sie dann nicht in den Iran oder nach Afghanistan auswandern, um dort ihre Freiheit in dieser Art auszuleben. Es ist eine einzige Absurdität. Die Polizei beobachtet übrigens bei Demonstrationen gerade in den Reihen der radikalen Feministinnen eine hohe Gewaltbereitschaft gegenüber den Einsatzkräften.

  Auch andere Frauen meinen es mit der Polizei nicht gerade gut, zum Beispiel die Sprecherin der Grünen Jungend, Jette Nietzard. Sie meint, dass Feminismus auch als eine Art politisches Recht auf Orgasmen zu verstehen sei.9(Habe ich das richtig verstanden?!) Dabei vergisst sie, dass man politisch zuvor ein paar andere Probleme lösen sollte, wie zum Beispiel die Bekämpfung von Femiziden, die häusliche Gewalt gegen Frauen sowie deren Unterdrückung. Die »feministische Kulturkämpferin« Nietzard zieht in ihren hysterischen Online-Posts auf Instagram über unsere Polizei so abfällig her wie kaum ein anderer. So fragt sie einmal in einem Video ironisch und mit einer offensichtlichen Unterstellung: »Was machen die Bullen eigentlich den ganzen Tag? »10 Tja, was wohl? Sicher nicht irgendwelche überflüssigen, selbstdarstellerischen Videos von sich selbst aufnehmen und sich damit aufspielen. Als Schutz bei Veranstaltungen und auf Demonstrationen wollen Frau Nietzard und ihre Parteifreunde sicher nicht auf die Polizei verzichten.

  Immer wieder verharmlosen und bestreiten linke Frauen unter dem Deckmantel der »Political Correctness« die Gefahr, die von Migranten für sie ausgeht, sexuell belästigt oder vergewaltigt zu werden. Heidi Reichinnek, die Vorsitzende der Fraktion Die Linke im Bundestag – die übrigens bei der Nationalhymne im Bundestag auch nicht mitsingt – ließ kürzlich verlauten: »Das Problem sind Männer. Keine Frau hat nachts Angst auf der Straße, wenn sie migrantischen Frauen begegnet, sondern sie hat Angst, wenn sie Männern begegnet, egal, ob die migrantisch sind oder nicht. »11 Ob man nachts so vielen »migrantischen« Frauen begegnet, bleibt dahingestellt. Auch ob überhaupt noch so viele Frauen nachts herumlaufen. Aber eindeutig widerspreche ich in dem Punkt, dass Migranten keine im Verhältnis größere Gefahr für Frauen darstellen. Die Realität und die entsprechenden Statistiken sehen nämlich anders aus. Es gibt sehr wohl einen Unterschied, denn es sind vor allem junge Männer aus den Asylhauptherkunftsländern, die das Problem sind. Und das nicht nur nachts und nicht nur für Frauen.

  Die allermeisten jungen Migranten, die nach Deutschland kommen, sind von einem frauen- und queerfeindlichen Denken ihrer arabischen Heimat geprägt. Viele von ihnen betrachten Frauen deshalb als minderwertig. Da sie es aus ihrer Heimat gewohnt sind, dass sich Frauen in der Öffentlichkeit nicht zeigen dürfen, geschweige denn in irgendeiner Weise freizügig, müssen ihnen die »ungläubigen«, deutschen Frauen, die sich frei bewegen und sich kleiden, wie sie wollen, noch weniger respektabel erscheinen.

  Die Statistik zu den Sexualdelikten explodieren von Jahr zu Jahr. Die neueste polizeiliche Kriminalstatistik von März 2025 zeigt einen Anstieg um 9,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Allein im Bereich »Vergewaltigung, sexuelle Nötigung und sexueller Übergriff im besonders schweren Fall einschließlich mit Todesfolge« stieg die Zahl auf 13.320 Fälle (2023: 12.186 Fälle). Dabei ist auch hier im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung der Anteil der nicht deutschen Tatverdächtigen (4437) und der Zuwanderer (1316) massiv überrepräsentiert. Im Vergleich zu 2023 ist das in der prozentualen Entwicklung ein Plus von 15,7 Prozent bei nicht deutschen Tatverdächtigen und bei Zuwanderern ein Plus von 10,3 Prozent.

  Wer kann da noch bestreiten, dass das Leben in Deutschland insbesondere für Mädchen und Frauen gefährlicher geworden ist und dass ein Zusammenhang zwischen der Migrationskrise und der massiven Einschränkung der Freiheitt von Frauen und Mädchenbesteht?

  Der Staat hat ein verfassungsrechtliches Schutzversprechen gegenüber seinen Bürgerinnern und Bürgern, das die Polizei durch- und umsetzen muss. Wir müssen auf die Kriminalität hinweisen, müssen Gefahren abwehren, durch Prävention für die körperliche Unversehrtheit aller einstehen. Doch wie können wir die Sicherheit von Frauen und queeren Personen flächendeckend garantieren, wenn so viele Migranten es nicht respektieren wollen, dass Frauen in Deutschland kein Freiwild sind und Homosexuelle bei uns die gleichen Rechte genießen wie Heterosexuelle?

  Es ist offensichtlich, dass die Migrationswelle auch für die Mitglieder der LBGTQ*-Community eine Gefahr darstellt. Als die Online-Dating-Plattform Gayromeo, die hauptsächlich von Schwulen genutzt wird, eine Umfrage startete, wie ihre Mitglieder bei der Bundestagswahl 2025 wählen würden, ging ein Raunen durch die Community. 30 Prozent der Nutzer gaben an, dass sie die AfD wählen würden. Warum das Ergebnis nicht 30 Prozent für Die Linke ergab, erkläre ich mir damit, dass in der schwulen Community die Angst umgeht, sie könnten irgendwann wieder diskriminiert werden, wenn sich unsere Gesellschaft noch mehr islamisiert. Man muss sich nur das Täterprofil bei den meisten Straftaten gegen LSBTIQ anschauen. Immer wieder handelt es sich um Täter, die kulturell homophob sozialisiert sind.

  Aber die »politisch Korrekten« vermeiden es, dieses Muster anzusprechen, weil man dann schnell als fremdenfeindlich und »rassistisch« gilt. Merken die Linken denn wirklich nicht, dass sie mit ihrer uneingeschränkten Unterstützung von offenen Landesgrenzen und einem weiteren Anstieg der Migration großen Teilen ihrer eigenen Community schaden? Und gleichzeitig die Menschen in die Arme rechter Parteien treiben? Die linke Radikalisierung befeuert eine Radikalisierung von rechts. Die Radikalisierung einer Seite bedingt immer eine Gegenreaktion der anderen Seite. Auf das linke Diktaturgehabe reagiert die rechtsextreme Szene ihrerseits mit einer zunehmenden Radikalisierung, was selbstverständlich genauso schlecht ist. Ich will damit nicht sagen, dass Linksradikale daran schuld seien, dass Rechtsextreme sich zunehmend radikalisieren. Aber ich möchte einen inneren Zusammenhang zu bedenken geben. Jedes Extrem kippt irgendwann wieder ins Gegenteil. Das haben wir schon oft in der Geschichte erlebt. So schaukelt sich alles gegenseitig hoch, was letztendlich die Gesellschaft spaltet.

  Diese Beispiele verdeutlichen die in vielen Köpfen herrschende Doppelmoral, was zu der Zerreißprobe führt, der die Polizei ausgesetzt ist: permanent diffamiert von den »Guten« und immer flankiert von der Politik, die selbstverständlich auch Einfluss auf die Polizei nimmt. Man könnte meinen, die Regenbogenfahne steht gar nicht mehr für die ursprünglich gute Idee, sondern eher für den radikalen Kampf gegen unsere demokratische Verfassung – sowohl von links als auch von rechts.

  Lassen Sie uns nun auf die Polizei als Organisation blicken. Wie geht man dort intern mit dem Thema um? Ich war einer der ersten Polizei-Gewerkschafter, der die neu eingeführten LGBTQ-Beauftragten der Bundespolizei zu einem Gespräch über ihre Aufgaben in unserer Behörde eingeladen hat. Ich habe mich aber auch mit Betroffenen unterhalten, also mit Polizistinnen und Polizisten, die sich der LBGTQ-Gemeinschaft angehörig fühlen und sich mir anvertraut haben. Alle bestätigten mir, dass das Thema bei der Polizei ohne politische Agenda angefasst wird und stattdessen so, wie es sein sollte: mit dem einzelnen Menschen und seinem Umfeld im Fokus. Welche besonderen Bedürfnisse hat er oder sie? Wie weit möchte er oder sie sich zum Beispiel als schwul oder bisexuell outen? Was wünscht er oder sie sich von seinem/ihrem direkten Arbeitsumfeld? Würde man da draußen in der Gesellschaft doch nur auch so unaufgeregt und verantwortungsvoll mit diesen Themen umgehen, ohne gleich die große politische Keule zu schwingen! Ich glaube, dann würde die Regenbogenflagge wieder den Stellenwert und die Bedeutung bekommen, die sie im Ursprung mal hatte. Und das Thema wäre mit Sicherheit auch viel positiver besetzt.

  Ich bin stolz auf unsere in dieser Sache so unaufgeregte Polizei. Hier beschäftigen sich die Beauftragten nämlich vorrangig mit der Generationengerechtigkeit. Wie schaffen wir es, die unterschiedlichen Bedürfnisse der Generationen in den Sicherheitsbehörden ernst zu nehmen und anzugehen? Und wie können wir als ganze Organisation daran teilhaben und davon profitieren? Unser Ziel: Wir wollen ein gemeinschaftliches WIR-Gefühl hervorrufen. Wir sind ein Team, egal, welche sexuelle Orientierung jemand hat. Es spielt auch keine Rolle, welches Lebensmodell der Kollege oder die Kollegin gewählt hat. Die LBGTQ-Beauftragten beschäftigen sich aber auch mit allen relevanten Themen, die sich daran anschließen, nicht mit einem moralischen Überbau: Welche physischen und psychischen Auswirkungen hat der sogenannte Minderheitenstress, wenn man also in einem heteronormativen Arbeitsumfeld eben nicht dieser Norm entspricht? Und wie kann bei Zugehörigen der LSBTIQ-Community das Vertrauen in die Polizei gestärkt werden? Was, wenn sie mit Hasskriminalität in Kontakt geraten? Wie geht die Polizei damit am besten um?

  Ein von mir sehr geschätzter Kollege, der sich seit Langem unglaublich stark, seriös und kompetent für diese Sache innerhalb der Polizei einsetzt, wiederholt gern einen Satz, den ich hier zitieren möchte: »Hinter jeder Wolke scheint die Sonne.« Man könnte dies an dieser Stelle wohl auch so umformulieren: »Ohne Regen kein Regenbogen.« Denn, woran er uns damit erinnern will, ist, dass es queere Menschen auch in einer aufgeklärten Gesellschaft in Deutschland im Jahr 2025 nicht immer einfach haben. Er sagt auch, dass er nicht mit allen Ansichten, die Protagonisten aus seiner Community in Dauerschleife kommunizieren, d‘accord geht. Zum Beispiel hält er überhaupt nichts von den neuen Wortschöpfungen der Neopronomen, die von Menschen verwendet werden, die sich keinem Geschlecht zuordnen. Womit er auch nicht einverstanden ist, ist die politische Vereinnahmung der Statistik der politisch motivierten Kriminalität als exklusive Darstellung der Hasskriminalität gegenüber LSBTIQ-Menschen. Er meint, dass eine gehörige Portion mehr Gelassenheit der Sache eher dienlich wäre. Außerdem lebe man ja nicht allein im Land. Es gäbe ja auch noch andere Gruppen mit anderen Anliegen, die ebenfalls ein Recht hätten, gehört zu werden. Er will damit die Probleme seiner Community ganz und gar nicht klein reden oder gar leugnen. Er fürchtet nur, dass die Vehemenz, mit der die Wokeness hier auf das politische Parkett gerückt wurde, womöglich zu einer unerwünschten Gegenreaktion in der breiten Gesellschaft führen könnte.

  Genauso wie mein Kollege bin ich auch der Meinung, dass dieses äußerst wichtige Thema der Gleichberechtigung und des respektvollen Umgangs miteinander in unserer Gesellschaft, nicht ausschließlich politisiert werden sollte. Ich finde es einfach immer wieder beeindruckend und stark, wenn Menschen das Verbindende suchen und nicht das Trennende. Denn am Ende geht es doch nur gemeinsam – auch bei der Polizei. Und es geht darum, andere Menschen in ihren Bedürfnissen zu unterstützen, Kolleginnen und Kollegen in ihrer Individualität zu akzeptieren und zu tolerieren, aber auch, von allen Seiten bereit zu sein, Kompromisse einzugehen, und letztendlich den besten Weg zu finden, den alle mitgehen können. Dafür steht für mich persönlich auch die Regenbogenflagge. In der Polizei wird nämlich genau das getan, was in unserer Gesellschaft zunehmend abhanden kommt: Nicht auszugrenzen, nicht übereinander, sondern offen miteinander zu reden.

  Im Gegensatz dazu ist es geradezu kontraproduktiv kompromisslos, Standpunkte öffentlich aggressiv einzufordern. Es bringt doch mit Sicherheit weniger Akzeptanz für die Belange, Befürchtungen und politischen Forderungen der Community als viel mehr genervtes oder verständnisloses Kopfschütteln im Rest der Gesellschaft. Denn eigentlich ist es den meisten Menschen in Deutschland doch ganz egal, wie andere leben oder wen sie lieben. So weit waren wir doch Gottseidank schon vor vielen Jahren gekommen. Ich nehme unsere Gesellschaft diesbezüglich als äußerst tolerant wahr.

  Was viele Menschen vielmehr nervt und deshalb unsere Gesellschaft polarisiert, ist die Tatsache, dass Minderheiten heute immer wieder versuchen, Mehrheiten zu dominieren, ihnen ihre Sicht der Dinge aufzudrängen, ja per Gesetz aufzuzwingen. Die Leute wollen sich aber einfach keine Ideologie diktieren lassen. Doch viele trauen sich nicht, laut zu widersprechen. Sie ducken sich aus Angst davor, sie wiederum könnten ausgrenzt werden oder Repressalien erfahren, sowohl beruflich als auch privat. Denn das ist Teil des woken Apparates und an sich natürlich paradox, wenn Menschen, die nicht ausgrenzt werden wollen, andere Menschen auszugrenzen drohen.

  Es ist doch so: Die meisten Menschen in Deutschland haben auf gut Deutsch die Schnauze voll. Schluss mit der einseitigen Meinungsdiktatur! Schluss mit der Bevormundung der Bürger, was sie zu denken und zu sagen haben! Schluss mit den Methoden eines Überwachungsstaates, in dem Bürger quasi dazu aufgerufen werden, andere zu verpetzen und anzuschwärzen! Es macht etwas mit den Menschen, wenn sie medial mitbekommen, dass ein Mitbürger, ein Rentner, morgens um sechs von einer Spezialeinheit der Polizei aus dem Bett geholt wird, wenn dann unversehens das Haus durchsucht wird und der Computer und das Handy konfisziert werden. Warum? Weil ein Politiker sich in seiner Ehre oder Würde verletzt gefühlt hat, weil der Verklagte einen satirischen Cartoon online gepostet hat oder einen kritischen Satz. Wie schnell wird auch hier die Polizei wieder in ein schlechtes Licht gerückt. Als hätten sich die Polizisten an dem Morgen dazu spontan entschieden, mal schnell bei einem unbescholtenen Bürger in voller Montur vor der Tür zu stehen. Sie sind nicht der Buhmann. Die Polizisten erfüllen nur pflichtbewusst ihren rechtsstaatlich korrekten Befehl. Der Ursprung liegt da, wo ein Robert Habeck, eine Annalena Baerbock oder eine Marie-Agnes Strack-Zimmermann ihre rote Linie der Beleidigung ziehen wollen, wo sie ihre Rechte so weit wie möglich ausschöpfen wollen. Oder ob sie nicht einfach darüber hinwegsehen wollen oder die kritische Äußerung im besten Fall zum Anlass nehmen, sich selbst und ihre Politik einmal zu hinterfragen. Ist »Schwachkopf« tatsächlich eine Anzeige wegen Beleidigung wert oder ist das freie Meinungsäußerung? Sollten Politiker nicht einiges mehr wegstecken können? Spiegelt das vielleicht die Stimmung in der Gesellschaft wider? Der Grüne Robert Habeck hat im Lauf von nur drei Jahren 805 Strafanzeigen gegen Bürger wegen Beleidigung gestellt. Seine Parteigenossin Annalena Baerbock schaffte es im selben Zeitraum auf 513 Anzeigen. Frau Strack-Zimmermann von der FDP hat innerhalb von etwa eineinhalb Jahren sogar circa 1900 Strafanzeigen wegen Beleidigung gestellt. Damit schüren die Politiker Angst. Man läuft wie auf rohen Eiern.

  Die Menschen wollen aber ihre eigene Meinung haben und sagen dürfen, so wie es sich für eine Demokratie gehört und so, wie sie es gewohnt waren. Und genau das ist nicht mehr der Fall. Laut einer aktuellen Allensbach-Umfrage glauben nur noch 40 Prozent der Befragten, dass sie ihre politische Meinung frei äußern können. Anfang der 1970-er Jahre lag dieser Wert noch bei 83 Prozent und war über lange Zeit stabil. Ein offener Diskurs? Fehlanzeige! Das mittlerweile scheinbar allgemein gültige woke Diktum lautet: Alle müssen alles tolerieren. Und niemand darf auf keinen Fall jemals irgendwo irgendwie irgendwann benachteiligt werden. Eher muss sich die große Mehrheit an eine verschwindend kleine Minderheit anpassen als umgekehrt. Aus diesem Grund muss man die eigene Sprache so anpassen und fast zur Unaussprechlichkeit verschandeln, dass sich ja niemand ausgeschlossen fühlt. Man muss zuschauen und es natürlich okay finden, wie Kinder erwachsene Männer in Latex gekleidet und mit einer Hundemaske auf dem Kopf beim Christopher Street Day in Berlin an der Leine über die Straße führen. Man muss es unterstützen, dass Menschen jährlich ihr »Geschlecht« wechseln können und dass damit biologische Männer in Frauensaunen und Umkleidekabinen von Fitnessstudios auftauchen. Man muss es befürworten, dass christliche Feste umbenannt und umgedeutet werden. Sankt Martinssumzug? Das ist doch das Lichterfest! Man darf auch nicht darauf bestehen, dass die Städte wie von je her weihnachtlich dekoriert werden. Viel wichtiger ist es, für viel Geld eine Ramadan-Beleuchtung zu installieren. Natürlich sind auch frühkindliche Bücher nur dann in Kindergärten akzeptabel, wenn sie auch Frauen in Nikab oder unter der Burka abgebildet zeigen. Über Lautsprecher schallende Gebetsrufe von den Türmen der Moscheen dürfen natürlich niemanden stören. Auch nicht, dass Hunderte von Moslems auf städtischen Plätzen kollektiv ihre Gebetsteppiche ausrollen und damit den öffentlichen Raum belagern. Wehe man hat eine abweichende, eventuell konservative, Sicht! Sofort behaupten die Linken empört mit moralisch erhobenem Zeigefinger, man würde andere Menschen ausgrenzen und diskriminieren. Das Land Nordrhein-Westfalen hat zu solch einem Zweck beispielsweise gerade eine »Meldestelle für antimuslimischen Rassismus« installiert. »Rassismus« mal wieder in der seltsamen Definition. Und was ist dann mit anti-christlichem »Rassismus«? Denn, wenn es um Christen geht, nimmt man das Diktum dann von links doch nicht mehr so ernst. Denn auch hier zeigt die Wokeness ihr doppelmoralisches Gesicht. Ach, und bloß nicht vergessen, alle Kreuze abzuhängen! Ist doch voll okay. Oder?
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HAT DIE POLIZEI EIN RASSISMUS-PROBLEM?

  Einer der lautesten Anklagen der Wokeness-Fraktion lautet in fast allen Fällen, in denen Ausländer bei Polizei-Einsätzen involviert sind oder gar verletzt werden: »Rassismus!« Wie könnte es auch anders sein? Schuld sind in deren Augen doch meist die bösen Staatsvertreter in Uniform. Die Ausländer hingegen werden nicht selten als das Opfer der rassistisch motivierten Polizeigewalt stilisiert, selbst als unschuldig und harmlos dargestellt.

  So auch bei dem tragischen Vorfall in Dortmund im Sommer 2022, als ein Polizist den nach eigenen Angaben 16-jährigen Senegalesen Mouhamed Dramé tödlich verletzte. Der Jugendliche saß damals im Hof der katholischen Jugendeinrichtung, in der er untergebracht war, und hielt sich ein Küchenmesser mit einer 20 Zentimeter langen Klinge vor den Bauch. Wegen seiner Suizidgefährdung ging bei der Polizei ein Notruf ein. Es erschienen zwölf Polizeibeamte, um ihn aus dieser selbstgefährdenden Situation zu befreien. Als die Polizisten Pfefferspray einsetzten, erhob er sich und bewegte sich mit dem Messer auf sie zu. Er wurde zunehmend aufgeregt und aggressiv. Nun richtete sich die Bedrohung gegen die Polizistinnen und Polizisten. Die Kollegen versuchten Dramé mit Teasern aufzuhalten und unschädlich zu machen, vergeblich. Ein weiterer Polizist schoss daraufhin mit einer Maschinenpistole auf Dramé, der davon getroffen zu Boden fiel. Die bereits anwesenden Rettungssanitäter brachten den Verletzten ins Krankenhaus. Im Rettungswagen soll sich Dramé gegen die notwendigen lebensrettenden medizinischen Maßnahmen gewehrt und sie deshalb erschwert haben. Eineinhalb Stunden später starb er. Sein Leichnam wurde auf Kosten der Stadt Dortmund nach Senegal überführt und dort bestattet.

  Ohne Umschweife, noch bevor die Umstände vollständig aufgeklärt waren, warf die Familie Dramés der Polizei vor, sie hätte rassistisch motiviert gehandelt. Linke Aktivisten bekräftigten umgehend diesen Vorwurf und organisierten eifrig eine Unterschriftenaktion, mit der eine lückenlose Aufklärung gefordert wurde – als ob das nicht sowieso geschehen wäre. Sie organisierten auch eine Demonstration gegen Rassismus und die böse Polizeigewalt. Die Demonstranten versammelten sich vor der Dienststelle in Dortmund und beschimpften die Polizisten, die dort Dienst taten. Wieder einmal hatten sie einen Grund gefunden, gegen den Staat und die Polizei zu wettern. Für sie bestand offensichtlich nicht der geringste Zweifel daran, dass es hier nur schwarz und weiß gab. Aber hätte man nicht auch schon damals wenigstens die Möglichkeit einräumen können, dass die Polizisten nicht aus Rassismus so gehandelt haben, wie sie es taten? Hätte man nicht annehmen können, dass die Polizisten vielleicht eine falsche Entscheidung getroffen haben, weil die Einsatzsituation komplex war? Oder: Hätte man den Einsatzkräften nicht einen Fehler zugestehen können, ohne das Verhalten gleich für politische Zwecke zu instrumentalisieren? Wäre die Einsatzlage wirklich anders verlaufen, wenn es sich um einen weißen Deutschen gehandelt hätte?

  Auch wenn den Polizisten neben rassistischen Motiven ein unangemessenes Verhalten vorgeworfen wurde, ist es aber tatsächlich so, dass es sich hier um kein Fehlverhalten handelte. Mein Kollege, der die Schüsse abgefeuert hat, hat absolut richtig gehandelt. Wie Polizisten sich in so einer Situation verhalten sollen, ist eindeutig. Wenn ein Mann mit einem Messer drohend auf Polizisten zugeht, heißt es: »Schusswaffengebrauch zwingend notwendig, mit dem klaren Ziel, das polizeiliche Gegenüber handlungsfähig zu machen. Vor allem aber das eigene Leben zu schützen.«

  Fünf der damals beteiligten Polizisten wurden dennoch angeklagt. Drei von ihnen wurde gefährliche Körperverletzung vorgeworfen, weil sie Pfefferspray und Teaser eingesetzt hatten. Der Einsatzleiter wurde wegen Anstiftung dazu angeklagt. Der als Sicherungsschütze eingeteilte Kollege stand wegen Totschlags vor Gericht. Alle fünf Kollegen wurden freigesprochen. Auch das Gericht sah ihr Verhalten als rechtmäßig an, somit lag keine Straftat vor. Nach der Urteilsverkündung skandierten linke Aktivisten noch im Saal: »Justice for Mouhamed! Das war Mord!«

  Der Fall Dramé ist kein Einzelfall. Selbst wenn noch nicht vollständig geklärt ist, wie eine bestimmte Einsatzlage verlaufen ist, bei dem ein Ausländer beziehungsweise ein Schwarzer involviert war, werden meist und vor allem sehr schnell die Einsatzkräfte eines Fehlverhaltens bezichtigt. Wie ist das nun also? Hat die Polizei wirklich ein Rassismusproblem?

  Woke »Kulturkämpfer« werfen der Polizei häufig vor, dass sie bei ihren Personenkontrollen das sogenannte Racial Profiling anwende. Das Ziel ist auch hierbei, die Einsatzkräfte zu diffamieren und zu schwächen. Diese aufgebaute Verachtung und der daraus entstehende öffentliche Druck soll für eine Handlungsblockade bei der Polizei sorgen. Man meint, in jeder Handlung der Polizei gleich ein »rassistisches« Motiv entdecken zu können. Der Begriff Racial Profiling beschreibt im Kern die diskriminierende Kontrolle von Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe, ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer Religion. Es handelt sich um eine Form von Rassismus, die gegen grund- und menschenrechtliche Diskriminierungsverbote verstößt.

  Dieses Racial Profiling gibt es bei der Polizei so nicht. Hier muss man differenzieren. Wie Polizisten kontrollieren (müssen), hängt von dem individuellen polizeilichen Lagebild ab. Der gesetzliche Auftrag an die Polizei lautet unter anderem, Straftaten zu verhindern oder Straftaten zu verfolgen. Auch die Prävention gehört zu den Aufgaben der Polizei. Natürlich ist jede Polizeikontrolle auch ein Eingriff in die durch unsere Verfassung geschützten Rechte einer Person. Es ist also nichts anderes als ein Grundrechtseingriff. Gerade deshalb müssen die Polizistinnen und Polizisten verantwortungsvoll mit ihren Maßnahmen umgehen. In diesem Bewusstsein und in dieser Realität arbeiten sie. Das gehört quasi zur polizeilichen DNA.

  Außerdem müssen sie immer auf die Verhältnismäßigkeit ihrer Maßnahmen achten. Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit müssen alle staatlichen Maßnahmen zunächst einem legitimen Zweck dienen. Sie müssen zudem geeignet sein, den verfolgten Zweck zu erreichen oder ihn zu fördern (Geeignetheit). Die Maßnahmen müssen zudem erforderlich sein, um den Zweck zu erreichen (Erforderlichkeit) und dürfen nicht unverhältnismäßig hinsichtlich des Ziels und Zwecks sein (Angemessenheit oder Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne). Jede polizeiliche Maßnahme muss schlussendlich und selbstverständlich rechtmäßig sein.

  All das ist absolut gegeben, wenn Bundespolizisten beispielsweise an der Grenze im Rahmen der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung eingesetzt sind, um unter anderem unerlaubte Einreisen oder grenzüberschreitende Kriminalität zu verhindern. Sie kontrollieren natürlich im öffentlichen Verkehr in erster Linie verdächtige Menschen, die dem Erscheinungsbild nach zum Beispiel arabisch oder osteuropäisch aussehen. Das liegt ja auf der Hand, denn die Erfahrung muss immer in die polizeiliche Arbeit einkalkuliert werden. Niemand kann heutzutage bestreiten, dass die Menschen, vor allem Männer, die nach Deutschland illegal einreisen, insbesondere aus den Asylhauptherkunftsländern wie zum Beispiel Afghanistan und Syrien kommen. Und natürlich teilen diese Menschen einen bestimmten Phänotyp. Auch das kann niemand bestreiten. Hier handelt es sich um Tatsachen, nicht um Rassismus. In Hinblick auf die Vorwürfe und unter Berücksichtigung des gesetzlichen Auftrags sowie der verfassungsmäßigen Vorgaben habe ich von Kritikern noch keinen plausiblen Vorschlag gehört, wie denn eine polizeiliche Kontrolle in ihren Augen optimal ablaufen sollte. Im Gegenteil, die offensichtlichen »Nicht-Besserwisser« weichen aus oder echauffieren sich verbal.

  Auch in den Messerverbotszonen in und rund um deutsche Bahnhöfe wird die Polizei wohl eher weniger Messer und Waffen bei älteren deutschen Frauen vermuten und sie deshalb nicht kontrollieren. Das Gleiche gilt für Drogen-Hotspots wie den Görlitzer Park. Selbstverständlich werden Polizisten aufgrund ihrer polizeilichen Erfahrung, die sich in der Kriminalstatistik und in den bisherigen Fahndungserfolgen niederschlägt, eher junge, arabisch aussehende Männer ansprechen, weil die Wahrscheinlichkeit schlichtweg um ein Vielfaches höher ist, dass sie solche Straftaten begehen. Für mich ist es unbegreiflich, dass man solche offensichtlichen Zusammenhänge überhaupt erklären beziehungsweise sich die Polizei für ihre Art zu kontrollieren überhaupt rechtfertigen muss. Es herrscht dabei ja schließlich keine Willkür. Entscheidend ist, ob man will, dass Recht und Ordnung herrschen, oder nicht? Will man sicher leben oder nicht?

  Ein gutes Beispiel für die altbekannte linke Doppelmoral – dieses Mal in Bezug auf das Racial Profiling – ist die ZDF-Sendung Magazin Royale mit »Comedian« Jan Böhmermann. Regelmäßig zieht er in seiner widerwärtigen Arroganz unschuldige Menschen durch den Dreck und macht ihnen das Leben schwer. Lustig ist daran überhaupt nichts. Im März 2025 stellte Böhmermann die Polizei unverschämterweise und vollkommen faktenfrei als das »wahre Sicherheitsrisiko in Deutschland« dar. Dabei erlaubte er sich, mich aufgrund meines Aussehens – wegen meiner Größe, meiner blonden Haare und blauen Augen – als »Michel aus Lönneberga« und als »Herrenmensch« zu bezeichnen. Nun, Ersteres nehme ich als Kompliment. Vielen Dank, lieber Herr Böhmermann! Ich liebe Astrid Lindgrens Geschichten. Aber wegen der Bezeichnung »Herrenmensch« – na, na, na, Herr Böhmermann! – läuft gegen ihn natürlich eine Strafanzeige. Hiermit hat er selbst die Grenzen des grundsätzlich schlechten Geschmacks der äußersten Linken überschritten. Er tut genau das, was er und seine linken Genossen bei anderen, insbesondere bei der Polizei, anprangern. Böhmermann und sein Team kategorisieren, reduzieren und diskreditieren mich nämlich aufgrund meines äußeren Erscheinungsbildes. Und nicht nur das. Sie versuchen, mich herabzuwürdigen, weil ich deutsch aussehe. Blond und blauäugig zu sein, ist ihrer Meinung nach in Deutschland also bereits verdächtig beziehungsweise Beweis genug, jemanden in die rechtsextreme Schublade zu stecken. Ist Böhmermann nicht selbst groß, ehemals blond und blauäugig? Könnte es sein, dass er als Sohn eines Polizisten vielleicht mit der Sendung tiefsitzende psychische Traumata verarbeiten wollte?

  Auch das Schlagwort »Bio-Deutscher« wird ja als abwertend gegenüber Menschen verwendet, die als Deutsche ihre familiären Wurzeln – ach, welch‘ Überraschung – in Deutschland haben. Was genau könnte daran schlecht oder verachtenswert sein? Es wird einfach immer absurder. Und wie kann es sein, dass das öffentlich-rechtliche Fernsehen solche perfiden, menschenverachtenden Shows toleriert? Es zeigt, wie tief sein Niveau gesunken ist und wie treu und prominent man hier den Linken bis Linksradikalen eine Bühne und damit eine Stimme gibt. Fakten und Gegendarstellungen sind dabei offenbar nicht erwünscht.

  Man sieht also, dass die Vertreter der linken Szene, die der Polizei permanent strukturellen Rassismus unterstellen, schlichtweg selbst entsprechend ihrer Definition von Rassismus handeln. Menschen sollen wegen ihrer Hautfarbe, ihrer Haarfarbe oder Herkunft zum Schweigen gebracht werden. Sie werden ausgegrenzt, diffamiert und müssen fürchten, existenziell zerstört zu werden. Schon lange ist es kein Geheimnis mehr, dass es auch Rassismus gegen Weiße gibt. Und das nicht selten.

  Übrigens framen mich auch linke Frauen gern als rechts beziehungsweise sogar als rechtsextrem. Wie gesagt, sie interpretieren Rassismus ja auch als Anti-Feminismus. Sie hassen es, wenn ich mich zu Themen äußere, die sie als ihre Deutungshoheit empfinden. Männer dürfen sich ihrer Meinung nach einfach nicht zu Frauenthemen äußern. Was bilden die sich eigentlich ein?! Müssen männliche Gynäkologen also ab sofort auch ihre Approbation zurückgeben?! Als Mann, wahrscheinlich vor allem als weißer Mann, darf ich nach deren Meinung nicht betonen, dass Frauen sich in Deutschland nicht mehr sicher fühlen und dass die bereits oben zitierte Aussage von Linken-Chefin Heidi Reichinnek, dass für Frauen Männer nachts das Problem darstellten und nicht Migranten, totaler Quatsch ist: Ich habe ihr auf X folgendermaßen widersprochen: »Die Realität in Deutschland sieht anders aus. Es gibt sehr wohl einen Unterschied. Es sind vor allem junge Männer und oft aus den Asylhauptherkunftsländern, die das Problem sind. Der Opa von nebenan weniger. Auch unbequeme Realitäten müssen angesprochen werden.« Das reizte die »linken Frauen gegen rechts« auf X bis aufs Blut. »A.« reagierte daraufhin mit: »Endlich ein Mann, der den Frauen mal erklärt, wovor sie Angst zu haben haben. Wie gut, dass du als rechtsextremer Polizist ganz genau weißt, was sie nachts auf der Straße fühlen und erleben.« Die »W.«, die sich in ihrem X-Profil folgendermaßen beschreibt: »Ich habe Kanten und Ecken – für die einen mache ich sie weich und rund, die anderen holen sich blaue Flecken«, droht in guter alter linker Manier: »Wagen Sie es nicht, in meinem Namen zu sprechen – Sie haben nicht die geringste Ahnung, was Frauen empfinden. Wenn ich wissen will, was Frauen fühlen, frage ich Frauen. Wenn ich wissen will, wie Rechtsextreme sich fühlen, frage ich Sie. »12 Ein weiterer Kommentar pflichtet den beiden bei: »Immer gut wenn irgendein Mann um die Ecke kommt und Frauen erklärt wovor sie Angst haben müssen.« Ich würde mal sagen: Besser, als wenn ein Mann um die Ecke kommt, vor dem Frauen Angst haben müssen.

  Kommen wir zurück zum Vorwurf des Rassismus in den Reihen der Polizei. Leider gibt es auch bei der Polizei vereinzelt Menschen mit einer rassistischen Einstellung. Es ist auch nicht auszuschließen, dass solche schwarzen Schafe in ihrem Dienst rassistisch motiviert handeln. Das kann und darf man nicht leugnen. Aber es gibt keinen strukturellen Rassismus, der sich pauschal durch die gesamte Behörde zieht. Die größte Mehrheit der Kolleginnen und Kollegen fühlt sich einzig dem Grundgesetz verpflichtet und sonst gar nichts. Um abweichendes Verhalten zu vermeiden, werden die angehenden Polizisten schon in ihrer Bewerbungsphase auf Herz und Nieren geprüft und in der Ausbildung für das Thema Rassismus sensibilisiert.

  Zudem gibt es interne und externe Meldestellen, falls ein mutmaßlich rassistisches, also ein dienstoder strafrechtliches, Vorkommnis aufgefallen sein sollte, das man zur Aufklärung und zu einer möglichen Sanktion bringen möchte. Unsere Behörde ist beim geringsten Verdacht eines Dienstvergehens in der Pflicht, diesem nachzugehen. Bei einer eventuellen strafrechtlichen Relevanz wird sofort die Staatsanwaltschaft hinzugezogen.

  Allerdings kommt es vor, dass bei diesen Meldestellen vermeintlich rassistische Vorfälle gemeldet werden, die bei genauerem Hinsehen gar keine sind. Es kann also durchaus sein, dass ein Beamter zu Unrecht angeschwärzt wird. Wie geht es einem solchen Kollegen, der in der Untersuchungsphase um seinen Ruf und um seinen Beamtenstatus bangen muss? Auch darüber sollte man sich einmal Gedanken machen. Unsere Behörde muss sich in einem nicht bewiesenen Fall aus Fürsorgepflicht vor seine Beamten stellen, denn für Polizeibeamte gilt zuerst einmal die Unschuldsvermutung. Auch die Politiker sollten sich dieser Unschuldsvermutung anschließen und die Kollegen in Schutz nehmen.

  Aber von der Politik erwarte ich in dieser Hinsicht mittlerweile gar nichts mehr. Viel zu häufig wurde ich bereits enttäuscht. Aus Einzelfällen stricken sich die Linken ein strukturelles Problem zusammen, das sie gar nicht belegen können. Auch wenn ihre pauschalisierenden, haltlosen Beschuldigungen in der Öffentlichkeit ein anderes Bild von der Polizei zeichnen sollen, ist vollkommen klar: Die Polizei duldet keine Verfassungsfeinde – weder Rassisten noch religiöse Extremisten oder Homophobe. Solche Menschen haben in einer Polizeiuniform nichts zu suchen. Sie haben nirgendwo etwas zu suchen.

  Übrigens hat auch jeder Zivilist die Möglichkeit, polizeiliches Handeln rechtsstaatlich prüfen zu lassen. Obwohl die Polizei hier komplett transparent ist, werden immer wieder Rufe nach »unabhängigen« Prüfinstanzen laut. Den Staatsanwaltschaften und der Polizei trauen manche Menschen also weniger als Personen, die womöglich wegen ihrer Parteizugehörigkeit nicht ganz so neutral sind, wie sie scheinen. Derartige Gremien oder Beauftragte brauchen wir aber nicht. Sie sind eine Verschwendung von Steuergeldern.

  Hinzu kommt, dass Kriminologen, Polizeiwissenschaftler oder Politiker diese dreisten Unterstellungen mit fragwürdigen Studien untermauern wollen. Wie oft sitzt irgendein Professor der Kriminologie in einem Fernsehstudio und spricht hochtrabend von »armen Migranten« und »rassistischen Polizisten«? Er lebt aber fern ab der Realität auf der Straße in einer Potsdamer Luxuswohnung. Hat er wirklich eine Ahnung davon, mit welch komplexen Situationen die Polizisten heute konfrontiert sind? Weiß er, wie es ist, auf einer Versammlung, deren ungestörten Ablauf man garantieren soll und selbstverständlich für die Sicherheit aller Beteiligten sorgen muss, »Polizisten schützen die Faschisten« ins Ohr gebrüllt zu bekommen? Wie würde es ihm gehen, tagtäglich hautnah mitzuerleben, wie das großherzige Deutschland mit Füßen getreten wird, wie Menschen, die hier anscheinend Schutz suchen, einen treten und anspucken? Vom universitären Schreibtisch aus finden sich leicht Theorien und Zahlen, die zur linken Ideologie passen.

  Es ist sinnvoll, hier viel mehr mit den Polizisten zu sprechen, statt über sie, um herauszufinden, wie belastet ihr Alltag ist und warum sie wie denken. Oft fußen bestimmte Meinungen nicht auf einer fremdenfeindlichen Einstellung, sondern auf der Erfahrung mit einer bestimmten Klientel. Die Polizistinnen und Polizisten sind einer solch rapiden Zunahme an Kriminalität und Angriffen gegen sie selbst ausgesetzt, dass viele sich mittlerweile davon überfordert fühlen. Allein 2024 wurden 117.548 Rettungs- und Einsatzkräfte zu Opfern verschiedener Delikte. Das reicht von Widerstand und tätlichen Angriffen bis hin zu Mord und Totschlag. In 109.545 Fällen traf es Polizeibeamte. Jeden Tag werden in Deutschland mehr als 300 Polizisten zu Opfern von Straftaten. Umgerechnet: alle 5 Minuten!

  Es ist durchaus nachvollziehbar, dass nicht alle damit zurechtkommen und manche Kollegen diesem grausamen Alltag nicht mehr standhalten. Dann ist das Problem aber nicht »rassistisches Gedankengut«, sondern die Folge einer psychischen und physischen Überforderung während des Dienstes.

  Zwar werden scheinbar unabhängige Umfragen von Zeit zu Zeit herangezogen, um ein braunes Bild von der Polizei zu zeichnen. Aber die Repräsentativität solcher Befragungen muss man grundsätzlich hinterfragen. Denn wer hat sie in Auftrag gegeben und durchgeführt? Natürlich meist die Regierung. Außerdem sind dafür absolute und nicht differenzierte Antworten möglich.

  Und wie sieht es eigentlich innerhalb der Polizei aus? Es wird ja oft behauptet, dass es in den eigenen Reihen Rassismus gebe. Fakt ist: Immer mehr Polizistinnen und Polizisten haben einen Migrationshintergrund. Ein Beispiel: Der prozentuale Anteil an jungen Polizeikommissar-Anwärterinnen und -anwärtern mit Migrationshintergrund lag bereits 2021 in Hessen bei über 24 Prozent. Zehn Jahre zuvor lag er noch bei 11,8 Prozent. Diese Entwicklung sieht man nicht nur dort. Sowohl bei den anderen Landespolizeien als auch bei der Bundespolizei zeigt sich diese steigende Tendenz. Auch diese Beamten werden übrigens im Dienst immer wieder pauschal als Rassisten bezeichnet. Für die radikalen Kräfte in diesem Land spielt es offensichtlich keine Rolle, welcher Mensch in Uniform vor ihnen steht. Es wird nicht differenziert. Letztlich geht es nur um die Diffamierung. Die eigene Weltanschauung muss schließlich bestätigt werden.

  Unter den Kollegen, so mein Eindruck, interessiert niemanden die Religion, das Aussehen oder die Herkunft der anderen. Die Solidarität zeigt sich vor allem an religiösen Feiertagen. Zu Heiligabend melden sich unsere muslimischen Kolleginnen und Kollegen freiwillig für den Dienst, während manch einer, der sonst Dienst hätte, zu Hause unter dem Tannenbaum sitzen kann. Umgekehrt versuchen christliche Kolleginnen und Kollegen den muslimischen Polizisten die Zeit am muslimischen Zuckerfest freizuhalten. Man wünscht sich untereinander »Frohe Weihnachten« und »Eid Mubarak«. Ausgrenzung oder Benachteiligung aufgrund der Religionszugehörigkeit? Weit gefehlt.

  Vor Kurzem habe ich mit einem Kollegen, einer Führungskraft bei der Bundespolizei, ein langes Gespräch geführt, das mich bis heute nicht loslässt. Er erzählte mir, dass er in Deutschland geboren sei, aber seine Eltern aus der Türkei kämen. Zum wiederholten Male hatte ihm das Probleme bereitet. »Wir mussten in einem sozialen Brennpunkt einen Mann festnehmen, einen Türken. Als die Leute dort meinen Namen hörten und merkten, dass auch ich türkische Wurzeln habe, fingen sie an, mich als Verräter zu beschimpfen. Ich würde mein eigenes Volk verraten und so weiter. Obwohl ich natürlich weiß, dass das Quatsch ist, setzte es mir doch zu. Immer bin ich der Buhmann. Für die Linken bin ich ein Rassist, wenn ich Migranten kontrolliere oder festnehme. Und für Rechtsextreme bin ich aufgrund meines Aussehens gleich der islamistische Terrorist, vor dem man sich fürchten muss.« Einzig für seine Kollegen und seine Familie sei er das, was er wirklich ist: ein junger Mann, der sein Heimatland Deutschland liebt, die Türkei aber gleichzeitig im Herzen trägt, seinen Beruf als Berufung begreift und einfach ein friedvolles Leben ohne Vorurteile führen möchte. An seinem Beispiel zeigt sich abermals die allgegenwärtige Doppelmoral in Teilen unserer Gesellschaft. Aber es zeigt auch, welchen Stellenwert jeder einzelne Mensch in Uniform bei der Polizei hat – nämlich den allerhöchsten. Denn wir begegnen uns auf Augenhöhe und schon deshalb rede ich von der »Polizeifamilie«.

  Mir ist bewusst, dass in der öffentlichen Wahrnehmung der entschiedene Kampf gegen einen vermeintlichen strukturellen Rassismus gut ankommt. Obwohl er meist unbegründet ist, sorgt er dennoch für Schlagzeilen. Anständig ist etwas anderes. Für manche Politiker sind solche Nachrichten und medialen Kampagnen sogar ein gutes Aushängeschild. Aber mir ist wichtiger, was es mit meinen Kolleginnen und Kollegen macht, so in Verruf zu geraten. So falsch das rassistische Bild ist, so bedrückend wirkt es auf sie. Wer setzt sich schon gern mit Leib und Leben für eine Gesellschaft und für die Demokratie ein, wenn er gleichzeitig als rassistisch beschimpft wird?!

  Mir ist schon klar, dass ich die eingefleischten Ideologen nicht überzeugen kann. Sie sind meist starr mit ihren falschen Überzeugungen, mit ihrer Weltsicht, in der sie die Guten und die anderen die Bösen sind, verwachsen. Aber dennoch, wann immer und wo immer ich kann, werde ich mich auch in Zukunft dieser strukturellen Diffamierungskampagne in den Weg stellen.

  Meine Kolleginnen und Kollegen haben es schlicht und einfach nicht verdient, so behandelt zu werden.

  Ich bleibe dabei: Bei der Polizei gibt es keinen strukturellen Rassismus.

  Was es aber sehr wohl gibt sind strukturelle Diffamierungskampagnen gegen Polizeibeamte.
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PLÄDOYER FÜR EINE INNENPOLITISCHE KEHRTWENDE

  Man stelle sich Deutschland im Jahr 2050 vor. Arabische Clans beherrschen die Großstädte. Banden bekriegen sich beim Kampf um die Hoheit in der organisierten Kriminalität. Auf offener Straße werden Menschen ermordet, die nicht zur »richtigen Seite« gehören. Selbst die Polizei traut sich kaum mehr in bestimmte Gegenden, die als No-go-Areas bekannt sind. Die Zahl der Drogentoten erreicht ein Allzeithoch. In einigen Stadtbezirken wird einzig die Scharia als gültiges Recht anerkannt. Frauen dürfen dort nur voll verschleiert und in Begleitung eines männlichen Verwandten auf die Straße gehen. Das Straßenbild in diesen Städten ist durch arabische Geschäfte und Händler bestimmt. Man hört nur Arabisch. Deutsche sind in andere Stadtteile weggezogen und trauen sich nicht mehr zurück. In den Schulen kann der Unterricht nur noch zweisprachig stattfinden. Auf dem Pausenhof herrscht das Recht des Stärkeren. Mädchen und Frauen trauen sich nur noch mit Pfefferspray in der Tasche unter Menschen. Gruppenvergewaltiger und sogenannte Grooming Gangs treiben unbestraft ihr Unwesen. Muslimische Mädchen, noch vorpubertär, werden gern mit älteren Männern verheiratet. Die Genitalverstümmelung wird in bestimmten Kreisen ganz selbstverständlich praktiziert. Deutsche Volksfeste finden nur noch vereinzelt statt. Viele Städte haben nun islamistische Bürgermeister. Im Bundestag ist eine islamisch-rechtsradikale Partei stärkste Kraft. Über die Grenzen kommen immer noch täglich Hunderte männliche Migranten. Die Weihnachtsbeleuchtung ist abgeschafft. Islamische Feste wie das Zuckerfest sind zum staatlichen Feiertag ernannt worden. Kreuze sind ausnahmslos aus dem öffentlichen Leben verschwunden. Die meisten Kirchen sind geschlossen. Die Imame hört man mehrfach täglich zum Gebet rufen. Das Sozialsystem ist nahezu kollabiert. Die Renten können nicht mehr ausgezahlt werden.

  Ich höre Sie erneut rufen: Jetzt übertreibt er schon wieder! So ein dystopischer Quatsch! Und wieder würde ich Ihnen antworten: Nein, ich übertreibe ganz und gar nicht. Werfen Sie nur einen Blick nach Großbritannien. Dort ist man schon einige Schritte weiter und näher dran an der obigen Beschreibung. Warum sollte es hier in Deutschland anders kommen? Nicht nur wird sich unsere Gesellschaft noch weiter islamisieren – und dies in einem rasanten Tempo –, sie wird sich auch ohne Zweifel in jeder Hinsicht radikalisieren. Gewalttaten werden weiter zunehmen. Wenn … ja, wenn wir nicht sofort eine innenpolitische 180-Grad-Wende hinbekommen. Wir haben keine zweite Chance, sondern nur noch diese eine Möglichkeit, die vorgezeichnete Entwicklung zu stoppen. Nicht morgen. Nicht irgendwann. Jetzt.

  Deutschland ist nicht mehr sicher.

  Das ist kein mutwilliges Unken. Das ist kein »populistischer« Schlachtruf. Das ist keine Schwarzmalerei.

  Das ist die Realität.

  Erinnern Sie sich noch an Philippos Tsanis? Den jungen Mann, der im Juni 2024 im Kurpark von Bad Oeynhausen von einem damals 18-jährigen Syrer totgeschlagen wurde? Philippos war gerade mit einem Freund auf dem Heimweg vom Abiball seiner Schwester, als eine Gruppe von Männern die beiden spontan angriff. Der Syrer trat und schlug mehrfach brutal gegen den Kopf von Philippos, als dieser schon zusammengeschlagen auf dem Boden lag. Er verletzte ihn damit lebensgefährlich, sodass er kurze Zeit darauf im Krankenhaus verstarb. Seine Hirnfunktionen waren unumkehrbar ausgefallen. Auch sein Begleiter erlitt bei dem Überfall Verletzungen. Philippos war Christ und trug an dem Abend ein für alle sichtbares Kreuz an einer Kette um den Hals.

  Die damalige Innenministerin Nancy Faeser (SPD) schockierte die Öffentlichkeit mit ihrer Aussage, die Gesellschaft trage eine Mitschuld am Tod von Philippos, weil ihrer Meinung nach die Integration nicht funktioniert habe. Wie bitte?! Wenn ein Migrant einen Menschen brutal zusammenschlägt, sodass er stirbt, dann sind sicherlich nicht die Deutschen daran schuld. Der syrische Täter hatte sich schon viel zu Schulden kommen lassen, war aber nie für seine kriminellen Taten verurteilt worden: schwere Körperverletzung, Diebstahl, räuberischer Diebstahl, Hausfriedensbruch, Drogendelikte und versuchte Vergewaltigung. Die Integration ist hier klar gescheitert – und es ist eindeutig, von welcher Seite. Der Bundesvorsitzende der DPolG, Heiko Teggatz, fasste in Worte, was wir alle damals dachten: »Das ist einfach nur unfassbar! Ich bin sprachlos. Das ist an Pietätlosigkeit nicht mehr zu überbieten. »13 Abgesehen davon, dass Frau Faeser sich zuvor tagelang in Schweigen gehüllt hatte, hat ihr Kommentar zu dieser bestialischen Tat wohl nicht nur uns fassungslos zurückgelassen. Hier haben wir sie wieder mal, die politische Korrektheit in ihrer abscheulichsten Form.

  Ich kann gar nicht sagen, wie sehr mich Frau Faesers Kommentar zu dieser schrecklichen Tat verärgert hat. Aber ich hatte zu der Zeit von der Bundesinnenministerin auch nichts anderes erwartet. Zu oft hatte sie schon in anderen Fällen die Faktenlage ignoriert, weil sie nicht zu ihrer politischen Ideologie passte. Der »Kampf gegen Rechts« war das einzige Thema, dem sie sich mit voller Inbrunst widmete. Darüber wurde aus ihrem Ministerium auch vollumfänglich berichtet und entsprechende Konsequenzen eingeleitet. Linksextremismus war quasi überhaupt kein Thema für sie und Islamismus nur dann, wenn man ihn gar nicht mehr ignorieren konnte. Auch schaute sie gern weg, wenn es um die offensichtlichste und dringlichste Faktenlage ging, dass bei den Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung oder gegen Leib und Leben Migranten weit überrepräsentiert sind. Es konnte offenbar nicht sein, was Frau Ministerin nicht wahrhaben wollte. Dabei ist es genau diese Politik, die eine solche Entwicklung zulässt und sogar noch in einer unglaublichen Geschwindigkeit vervielfacht.

  Deutschland ist nicht mehr sicher.

  Nicht nur das subjektive Sicherheitsempfinden vieler Menschen in Deutschland ist nachhaltig beeinträchtigt. Die Angst vor Übergriffen, vor Terroranschlägen und vor einer zunehmenden Einfluss- und Machtstruktur von Islamisten sowie der kollektive Freiheitsverlust sind begründet. Kriminalitätsstatistiken und konkrete Veränderungen belegen die drastische Entwicklung im öffentlichen Raum. Und sie wird täglich dramatischer. Manche Politiker versuchen den Bürgerinnen und Bürgern weiszumachen, dass das gar nicht stimme und die Kriminalität sogar rückläufig sei. Dabei ist das eine einzige Augenwischerei. Um die Lage schönzureden, nehmen sie nämlich Statistiken zur Hand, die nur Bagatelldelikte abbilden, nicht die wirklich relevanten Straftaten, bei denen es um Leib und Leben geht und gegen die Freiheit oder gegen die sexuelle Selbstbestimmung.

  Wenn traditionelle christliche Feste und andere Veranstaltungen aus Angst vor terroristischen Anschlägen abgesagt werden, dann weiß man genau, woran man ist. Landauf, landab werden Karnevalsumzüge, seit jeher stattfindende Volksfeste, Sportveranstaltungen, Weihnachtsmärkte und andere deutsche Brauchtumsfeiern abgesagt. Unsere Kultur stirbt unter der Bedrohung des Islamismus. Man muss es aktiv ausdrücken: Der Islamismus legt unsere Kultur lahm und erstickt sie. Denn es ist ein von Islamisten und scheinbar auch von den radikalen Linken gewollter Prozess, nicht etwas, was nebenbei geschieht.

  Unsere Politiker haben uns und die innere Sicherheit offenkundig abgeschrieben. Wenn die Menschen in Deutschland – fast einem russischen Roulette gleich – damit rechnen müssen, jederzeit und überall Opfer einer Messerattacke zu werden, wenn sie ihr Haus verlassen, wenn Frauen fürchten müssen, vergewaltigt oder sexuell belästigt zu werden, wenn sie abends ausgehen, tagsüber in einem Park oder einem Wald joggen oder wenn sie an der Universität auf die Toilette müssen, wenn man nicht ausschließen kann, von einem Besuch mit seinen Kindern auf einem Weihnachtsmarkt nicht wieder heil zurückzukomment, wenn man dort Horden von Islamisten antichristliche, israelfeindliche und hamasfreundliche Parolen skandieren hören muss, wenn man nachdenken muss, bevor man ein Ticket für ein Konzert oder ein Fußballspiel bucht, weil einen ein ungutes Gefühl beschleicht, an einer Massenveranstaltung teilzunehmen, dann ist jede rhetorische Phrase aus dem Mund einer Politikerin oder eines Politikers, wir lebten im besten und sichersten Deutschland aller Zeiten eine Farce. Eine zynische Verdrehung der Tatsachen zum Zwecke der politischen Manipulation.

  Deutschland ist nicht mehr sicher.

  Die Menschen haben es satt, mit ihren Sorgen von der Politik nicht wahr- und ernst genommen zu werden und ständig dieselben nichtssagenden Sätze eingebläut zu bekommen, dass das schon alles so richtig und gut ist. Die Leute fühlen sich ignoriert, für dumm verkauft und schlichtweg verarscht. Wann endlich tun die Politiker etwas dafür, dass das aufhört? Wann stoppen sie endlich diesen Migrations-Wahnsinn? Wann kümmern sie sich endlich wieder um uns und nicht vor allem um das Wohl von Ausländern, die eigentlich gar nicht hierhergehören, unser Sozialsystem ausnutzen und uns das Leben schwermachen? Wann stoppen sie endlich diesen Irrsinn?

  Die Menschen sind nicht fremdenfeindlich oder rassistisch. Sie sind nur überfordert, fühlen sich überrannt und aus ihrem eigenen Land mit ihrer Kultur verdrängt. Ich bin sicher, dass sie gern die wirklichen Kriegsflüchtlinge unterstützen, ihnen Asyl gewähren, wie es unser Gesetz vorschreibt. Aber sie wollen keine Betrüger, die vor ihrem Grenzübertritt ihre Pässe wegwerfen – allein 2024 kamen mehr als die Hälfte der Migranten ohne Ausweispapiere über unsere Grenzen –, um ihre wahre Identität nicht preisgeben zu müssen und womöglich in ihre Heimat zurückgeschickt zu werden. Sie wollen keine Menschen, die ohne Berechtigung – also illegal – unsere Grenzen übertreten und sie damit verletzen. Sie wollen keine Wirtschaftsschmarotzer, die nur hierherkommen, um unser Sozialsystem auszunutzen, sich auf Kosten der Steuerzahler ein schönes Leben zu machen und dann auch noch unser Geld zu ihren Familien zu schicken. Sie wollen vielmehr rechtmäßig davon profitieren, was sie selbst erarbeitet haben und erarbeiten. Sie wollen ein funktionierendes Gesundheitssystem, das nicht durch Millionen fremder Menschen, die nie einen Cent dafür eingezahlt haben und es höchstwahrscheinlich nie tun werden, verknappt und verteuert wird. Sie wollen nicht, dass Hundertausende Ausländer Bürgergeld beziehen, obwohl sie arbeiten gehen könnten. Die Deutschen wollen nicht ausgenutzt werden. Sie wollen nur endlich wieder in Frieden leben und sich auf öffentlichen Plätzen unbehelligt aufhalten können. Die allermeisten wollen auch kein islamistisch geprägtes Deutschland und kein Straßenbild mit vollverschleierten Frauen in Burkas. Sie wollen, dass christlich geprägte Werte Bestand haben, dass die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau nicht infrage gestellt wird. Sie wollen, dass homosexuelle Menschen ihre Lebensweise und ihre Partnerschaften offen leben können. Sie wollen, dass Juden in Deutschland frei und ohne Angst, angegriffen zu werden, leben können. Sie wollen ihren Wohlstand bewahren, den sie und ihre Eltern über Jahrzehnte mit harter Arbeit aufgebaut haben. Sie sehnen sich nach ihrer alten Heimat, nach den Zeiten, als sie sorglos – oder zumindest sicher – ihrer Wege gehen konnten, nach dem unbeschwerten Feiern auf den Straßen. Sie wollen keine Scharen von jungen arabischen Männern, die gefangen in ihrer radikal-religiösen Welt und mit ihrem Macho-Gehabe den öffentlichen Raum demonstrativ einnehmen.

  Aber aus dem Bundestag hallt es trotzdem wider: »Wir haben kein nennenswertes sicherheitsspezifisches Problem.« So weit ist es schon gekommen: Einige Politiker sprechen den Menschen sogar ihre Ängste und ihre realen Erfahrungen ab. Es ist wie beim sogenannten Gaslighting. Bei dieser Art von psychischer Gewalt wird dem Gegenüber eingeredet, er sei verrückt und sehe Gespenster, wo keine sind, bei der dessen klarer Verstand in Zweifel gezogen wird, um ihn zu verunsichern, zu manipulieren und um ihn selbst an sich und seiner Wahrnehmung zweifeln zu lassen.

  Also, wehe, man behauptet etwas anderes! Wehe man verweist auf die Wahrheit. Dann braucht man ein schnelles Pferd, denn dann wird man sofort als rechts oder gar rechtsextrem abgestempelt. Und dann beginnt die Hexenjagd. Kritik an einzelnen Politikern ist nämlich »Majestätsbeleidigung« und nicht tolerierbar. Die Strafanzeige folgt umgehend.

  Das führt letztendlich dazu, dass die Bürgerinnen und Bürger mit ihren Ängsten ins Abseits gestellt werden und die Maschinerie der politischen Korrektheit weiter auf Hochtouren läuft. Nächster Halt linkes Utopia und anschließend mit Volldampf ins noch größere Chaos. Die Sorgen und Ängste der Menschen sind egal, denn was zählt, ist der eigene Posten, das gut dotierte Amt und der eigene Machterhalt.

  Blicken wir in Zeiten akuter terroristischer Bedrohungslagen einmal beispielhaft auf das Bundesaufnahmeprogramm der Bundesregierung. Was sich die Außenministerin a. D. Annalena Baerbock hier erlaubt hat, ist an Unfassbarkeit nicht zu übertreffen. Ich möchte dazu eine Pressemitteilung zu einem Brief der Deutschen Polizeigewerkschaft an den damaligen Bundeskanzler Olaf Scholz teilen.

  Deutsche Polizeigewerkschaft fordert sofortigen Stopp des Bundesaufnahmeprogramms der Bundesregierung. Berlin, 4. März 2025 – Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) hat heute einen dringenden Brandbrief an Bundeskanzler Olaf Scholz gesendet. In dem Schreiben fordert der Bundesvorsitzende der DPolG Bundespolizeigewerkschaft Heiko Teggatz die sofortige Aussetzung des Bundesaufnahmeprogramms.

  Hintergrund dieser Forderung ist ein für den 5. März 2025 geplanter Charterflug von Islamabad nach Berlin, auf dem sich laut Medienberichten lediglich drei ehemalige Ortskräfte aus Afghanistan befinden sollen. Teggatz weist darauf hin, dass es seit Beginn des Programms mehrfach zu Unstimmigkeiten bei der Identitätsprüfung der Passagiere gekommen sei. Besonders besorgniserregend sei die Tatsache, dass afghanische Staatsangehörige häufig gefälschte oder verfälschte Dokumente vorlegen, um die notwendigen Reisedokumente zu erhalten. »Die derzeitige Verfahrensweise, bei der trotz nicht zweifelsfrei festgestellter Identität Reiseausweise für Ausländer ausgestellt werden, ist hochriskant und unverantwortlich«, so Teggatz. »Vor dem Hintergrund der derzeit höchst angespannten Sicherheitslage in Bezug auf den islamistischen Terrorismus halte ich eine solche Verfahrensweise für nicht tragbar.« Die Auswahl der Personen, die in das Bundesaufnahmeprogramm aufgenommen werden, erfolgt durch nichtstaatliche Organisationen (NGOs) in Afghanistan und Pakistan. Dies hat laut Teggatz zu mehrfachen Unstimmigkeiten bei der Klärung der Identitäten der Passagiere geführt. Es sei bekannt, dass afghanische Staatsangehörige gefälschte oder verfälschte Dokumente, wie Geburtsoder Heiratsurkunden, bei der Deutschen Botschaft in Islamabad vorlegen, um die notwendigen Reisedokumente zu erhalten. Auch sogenannte Proxy-Pässe, die von den Taliban ausgestellt werden und international keine Anerkennung finden, würden als Reisedokumente benutzt. »Zwar ziehen die Mitarbeiter der Botschaft gefälschte Dokumente ein. Personen, die gefälschte oder verfälschte Dokumente vorlegen, werden jedoch nicht zwingend vom Flug ausgeschlossen. Im Gegenteil: Trotz nicht zweifelsfrei festgestellter Identität stellen die Behörden auf Grundlage einer ›alternativen Glaubhaftmachung‹ Reiseausweise für Ausländer (RAfA) aus und versehen diese mit dem erforderlichen Visum«, erklärt Teggatz weiter. Angesichts dieser Umstände fordert die DPolG den Bundeskanzler auf, von seiner Richtlinienkompetenz Gebrauch zu machen und die Umsetzung des Bundesaufnahmeprogramms bis auf Weiteres auszusetzen.14

  Einem solchen handfesten Skandal müsste eigentlich ein Untersuchungsausschuss folgen. Doch stattdessen ignorieren Frau Baerbock und die anderen beteiligten Politiker einfach ihre Kritiker und kehren alles unter den Teppich. Nein, noch schlimmer: Es scheint so gewollt zu sein. Wie kann man der terroristischen Bedrohungslage nur so viel Schub geben und dem Schutzversprechen gegenüber der eigenen Bevölkerung so deutlich zuwiderhandeln? Aber wir sind dieses politisch verantwortungslose Handeln ja gewöhnt. Im Westen nichts Neues.

  Ich habe es aufgezeigt und wir wissen es: Die Sicherheitslage in Deutschland ist verheerend. Wir machen uns ganz zu Recht Sorgen. Es überrascht mich nicht, dass die Kriminalitätsstatistik 2024 noch einmal eine Steigerung zum Vorjahr darstellt. Die Zahl der nichtdeutschen Tatverdächtigen bei allen Straftaten ist um 0,3 Prozent auf 696.873 angestiegen. Die Gewaltkriminalität stieg 2024 um 1,5 Prozent auf 217.277 Fälle an. Darin enthalten sind 15.741 Messerangriffe. Das entspricht 7,2 Prozent an allen Fällen der Gewaltkriminalität.

  Das bedeutet: In Deutschland verzeichnen wir jeden Tag 600 Gewaltdelikte, davon 43 Messerangriffe!

  Besonders besorgniserregend ist auch die Zahl der Vergewaltigungen, sexuellen Nötigungen und der sexuellen Übergriffe, unter anderem mit Todesfolge, von 2024. Die Polizei verzeichnete 13.320 Fälle.

  Der Anstieg bei tatverdächtigen Kindern und Jugendlichen mit Blick auf die Gewaltkriminalität ist ebenfalls schockierend. Hier ist sowohl bei den Kindern (+11,3 Prozent) als auch bei den Jugendlichen (+3,8 Prozent) ein weiterer Anstieg der Zahlen zu verzeichnen.

  Für die Migrationskrise, die eben eine echte Kriminalitätskrise begründet und selbstverständlich eine Überforderung der sozialen Sicherungssysteme zur Folge hat, liegt die Lösung auf der Hand. Ich kann es nicht häufig und deutlich genug sagen: Es braucht eine innenpolitische Kehrtwende im Sprint und im Marathon zugleich. Und wir müssen jetzt damit anfangen. Die Politikerinnen und Politiker müssen sich ehrlich machen, die Sorgen der Menschen ernst nehmen und endlich verantwortungsvoll handeln.

  Doch wie bekommen wir eine solche Kehrtwende hin? Wie kann sie gelingen?

  Deutschland hat gleich mehrere sicherheitsspezifische Probleme. Bei der Debatte darüber, wie man sie anpacken und lösen sollte, nimmt das Thema Datenschutz eine zentrale Rolle ein. Er müsste dringend gelockert werden. Deutschland legt sich in diesem Bereich nicht nur selbst die Handfesseln an. Schlimmer noch, man stellt hier den Datenschutz sogar aktiv über den Opferschutz. Würde sich das ändern, könnten nicht nur viele Straftäter schneller gefasst werden, sondern man könnte viele Straftaten sogar unterbinden. Dazu müsste es der Polizei grundsätzlich erlaubt sein, mit künstlicher Intelligenz, also einer anonymisierten Verhaltenserkennungssoftware, und einer teilautomatisierten Videoanalyse zu arbeiten. Die Sicherheitsbehörden hätten damit nämlich die Möglichkeit, Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung vorausschauend zu erkennen.

  Die Bundespolizei hat den Einsatz von KI bereits erfolgreich und eindrucksvoll getestet, allerdings wird sie gerade lediglich in Mannheim im Rahmen eines Pilotprojektes eingesetzt. Die Technik erkennt unter anderem Bewegungsabnormalitäten und unterrichtet die Sicherheitsbehörden umgehend davon. So können zum Beispiel nicht nur kollabierte Menschen gerettet, sondern auch Straftatverdächtige kontrolliert und notfalls umgehend festgenommen werden, bevor es zu Schlimmerem kommt. Auch bei der Strafverfolgung könnten wir unsere Erfolgsquote steigern. Dabei obliegt die Erfassung der Daten sowie der Zugriff darauf ausschließlich den Sicherheitsbehörden. Der Datenschutz ist also sowieso garantiert. Da jeder Bürger das Recht auf ein rechtsstaatliches Verfahren hat, muss die Polizei natürlich auch ihrer Auskunftspflicht nachkommen, wenn nötig. Also rechtlich wäre eigentlich alles hieb- und stichfest.

  Das klingt spannend und zielführend. Doch diese wirklich effiziente technische Innovation, die unsere Sicherheitsbehörden so dringend benötigen, wird in Deutschland selbstverständlich nicht eingeführt. Denn wie gesagt: Datenschutz vor Opferschutz! Für jede Lösung gibt es ein Problem – so scheint auch hier die politische Maßgabe zu sein.

  Das mit Abstand größte Sicherheitsproblem ist in Deutschland die seit 2015 andauernde Migrationswelle. Aber was muss endlich geschehen, um die illegale Migration nicht nur zu bremsen, sondern zu stoppen und das Land sicherer zu machen?

  Als Allererstes müsste das individuelle Recht auf Asyl abgeschafft werden. Es braucht eine echte Asylreform. Die Verfahren müssen in den sicheren Drittstaaten erfolgen. Die jetzige Praxis ist überholt und hält dem Migrationsdruck, der kaum enden wird, in keiner Weise Stand.

  Die Migrationskrise stellt nach wie vor und zunehmend eine extreme Belastung für Bund, Länder und Kommunen dar. Diese Belastung betrifft das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), die Bundespolizei, die Erstaufnahmeeinrichtungen und die Verwaltungsgerichte in den Ländern sowie die Kommunen im Zusammenhang mit der Unterbringung der Menschen und der Bearbeitung der Asylverfahren bei den Ausländerbehörden. Durch die Einführung der Grenzkontrollen an allen Landgrenzen hat man es geschafft, unerlaubte Einreisen zu reduzieren. Infolgedessen gibt es auch weniger Asyl-Erstanträge als zuvor. Nichtsdestotrotz befinden sich die Zahlen weiterhin auf einem hohen Niveau. Wir müssen mindestens auf das Niveau von 2012 zurück, denn bereits ab 2013 nahm die Migration deutlich zu, bis sie sich ab 2015 mit Angela Merkels Grenzöffnung schlagartig zu einer waschechten Krise entwickelte, wie wir sie heute kennen. Um langfristig eine dauerhafte Entlastung zu erreichen, müssen dringend weitere Maßnahmen folgen. Ziel muss es sein, die legale Zuwanderung in den Arbeitsmarkt zu fördern und die illegale Migration in die Sozialsysteme zu verhindern.

  Wir müssen zur Eindämmung des Migrationsdrucks alle Migranten mit offenkundig unzulässigen Asylanträgen an der deutschen Grenze zurückweisen. Derzeit weist die Bundespolizei dort lediglich diejenigen zurück, die versuchen, unerlaubt ins Bundesgebiet einzureisen und mit einer Wiedereinreisesperre belegt sind oder die kein Schutzersuchen stellen. Es sollte aber zwingend eine Zurückweisung auch dann erfolgen, wenn die unerlaubte Einreise aus einem anderen EU-oder aus einem sicheren Drittstaat (wie zum Beispiel der Schweiz) erfolgt, obwohl bei der Grenzkontrolle ein Schutzersuchen geäußert wird. Die Zustimmung des Anrainerstaates spielt in diesem Fall keine Rolle, da diese Personen ja noch nicht nach Deutschland eingereist sind.

  Anders sieht es bei den sogenannten Zurückschiebungen aus. Hierzu existieren bereits Rückübernahmeabkommen mit sämtlichen Anrainerstaaten, die die entsprechenden Verfahren einvernehmlich regeln und teilweise bis weit vor 2006 zurückreichen. Diese Regelungen sollten konsequent durchgesetzt werden.

  Eine weitere, äußerst effiziente Möglichkeit wäre es, nach Artikel 72 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) den nationalen Notstand auszurufen. Was die zeitliche Umsetzung betrifft: Da wir alle Binnengrenzen ja bereits kontrollieren, könnten wir sämtliche illegal Einreisende sofort an den Grenzen zurückweisen, wenn die Regierung dies heute beschließen würde. Die neue Bundesregierung wird schlussendlich genau daran gemessen werden. CDU und SPD haben sich im Koalitionsvertrag genau auf diese konsequente Zurückweisung an den deutschen Binnengrenzen verständigt. Jetzt wollen die Menschen in Deutschland auch Taten sehen. Ein »Weiter so« oder faule Kompromisse darf es nicht mehr geben. Schon deshalb nicht, weil Friedrich Merz in seiner staatstragenden Rhetorik absolut war, und genau daran wird er auch zu Recht festgemacht werden.

  Damit das langfristig gut klappt, bräuchte es allerdings eine echte Investition in die Bundespolizei. Sie müsste materiell, finanziell, gesetzlich und personell gestärkt werden. Die davon betroffene Bürokratie müsste zudem verschlankt werden. Und auch hier brauchen wir für einen anhaltenden effizienten Grenzschutz modernste Technik, inklusive KI.

  Ein weiterer äußerst wichtiger Punkt ist die viel diskutierte und absolut notwendige Abschaffung von Pull-Faktoren. Die Anreize, nach Deutschland illegal einzureisen, sind einfach viel zu hoch. Das Niveau der Versorgung, der Unterbringung und der monatlichen finanziellen Zuwendung für Migranten übersteigt in Deutschland bei Weitem das Lebensnotwendige. Es sorgt dafür, dass das Ziel der meisten Migranten Deutschland ist. In anderen europäischen Ländern erhalten sie um einiges weniger – vor allem an Geld auf die Hand, das dann viele von ihnen zu ihren Familien in ihre Heimatländer transferieren. Wir müssen finanzielle Anreize minimieren und Zahlungen durch Migranten ins Ausland prüfen und unterbinden.

  Deutschland muss diese Pull-Faktoren drastisch reduzieren, um eine Weiterreise nach Deutschland aus rein wirtschaftlichen Gründen möglichst unattraktiv zu machen. Das Oberverwaltungsgericht Münster hat in einem Beschluss vom 26. Januar 2021 (Az. 11 A 1564/20.A) den Mindeststandard für die Unterbringung von Menschen festgelegt. In diesem sogenannten »Bett-Brot-Seife«-Urteil wurde die Rückführung nach dem Dublin-Verfahren nach Griechenland zunächst ausgesetzt, da diese elementaren Bedürfnisse in Griechenland anscheinend nicht erfüllt seien. Unter Berücksichtigung des Urteils vom Bundesverfassungsgericht zum Existenzminimum sollte eine Unterbringung von Asylbewerbern nur noch in Gemeinschaftsunterkünften unter Verzicht auf jedwede Geldleistungen erfolgen.

  Nach wie vor kommen auch sehr viele Migranten unregistriert an den deutschen Binnengrenzen an und stellen dort erst ihr Schutzersuchen, obwohl sie die Europäische Union natürlich bereits in anderen Ländern betreten haben und sich dort hätten registrieren müssen. Oder sie haben sich dort registriert und reisen dennoch einfach weiter und lassen sich bei uns erneut registrieren. Asylbewerber sollten bereits bei der Antragstellung nachweisen müssen, dass die Einreise nach Deutschland auf dem direkten Wege erfolgte. Kann dieser Nachweis nicht erbracht werden, sollte ein Asylantrag wegen offensichtlicher Unzulässigkeit ohne weitere Prüfung abgelehnt werden.

  Die Anwendung und Erweiterung des Ausweisungsinteresses des Staates muss klar formuliert werden. Wir müssen dringend konsequente Rückführungen und Abschiebungen forcieren. Die Einrichtung von bundeseigenen Abschiebehaftplätzen und Gewahrsamszentren müssen schnellstmöglich umgesetzt werden. Dafür brauchen wir eine geeignete Infrastruktur, damit wir im großen Stil relativ unbürokratisch abschieben können. Es versteht sich doch eigentlich von selbst: Menschen ohne Bleiberecht in Deutschland sind unverzüglich abzuschieben. Erst recht, wenn es sich um Straftäter oder Gefährder handelt. Die Bundespolizei könnte mit einer gesetzlichen Zuständigkeitserweiterung im Aufenthaltsgesetz dauerhaft auch zur Grenzbehörde werden. So hätte sie auch die Befugnis, sogenannte aufenthaltsbeendende Maßnahmen durchzusetzen und würde schlussendlich maßgeblich zum Gelingen eines solchen Zieles beitragen. Sollten humanitäre Gründe einer Abschiebung ins Herkunftsland entgegenstehen, dürfen diese Personen in Deutschland nicht oder nur unter strengen Meldeauflagen auf freiem Fuß bleiben. Da die Anzahl der zur Verfügung stehenden Abschiebehaftplätze derzeit bei Weitem nicht dem entspricht, was eigentlich benötigt wird, käme eine Unterbringung in separaten Gemeinschaftsunterkünften in Betracht. Deutschland verfügt aktuell nur über etwa 800 Abschiebehaftplätze bundesweit. Eine lächerliche Zahl, wenn allein schon über 40.000 vollziehbar ausreisepflichtige Migranten dem gegenüberstehen.

  Die Errichtung von »Ankerzentren Plus« wäre durchaus sinnvoll. Diese sollten besonders gesichert sein und deren Bewohner mit strengen Meldeauflagen verpflichtet werden. Sie dürften sich ausschließlich in diesen Einrichtungen aufhalten. Dadurch hätten die Behörden jederzeit Zugriff auf diese Personen. Jedwede Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sind in diesen Fällen einzustellen. Wird die Abschiebung angekündigt, darf es auch keinen staatlichen Rechtsschutz mehr geben. Ein entsprechender Passus, der diesen Schutz bisher noch garantiert, muss aus dem sogenannten Rückführungsverbesserungsgesetz gestrichen werden. Und wer vollziehbar ausreisepflichtig ist, sollte nur auf Sachleistungen zurückgreifen können.

  Die Migration, wie wir sie erleben – eben unkontrolliert–, steht in keinem Zusammenhang mit einer Fachkräftezuwanderung, wie manche Politiker den Leuten glauben machen wollen. Der deutsche Arbeitsmarkt braucht dringend Fachkräfte, das ist keine Frage. Jeder Mensch, der seine qualifizierte Arbeitskraft zur Verfügung stellt, trägt einen Teil zu unserem Wohlstand bei. Deshalb ist es sinnvoll, weltweit um solche Arbeitskräfte zu werben. Andere große Industrienationen, wie beispielsweise die USA, Kanada oder Australien praktizieren das gezielte Anwerben seit Jahrzehnten mit großem Erfolg. Entscheidend für das Gelingen eines solchen Systems ist eine deutliche Trennung von Zuwanderung und Migration. Erwünschte Zuwanderung in den Arbeitsmarkt lässt sich steuern und zahlenmäßig genau begrenzen. Wenn man von ungewollter Migration spricht, ist das für ein Land wie Deutschland ein Widerspruch in sich. Da wir ein Land mit Grenzen sind und mit der Möglichkeit, diese auch zu schützen, ist jeder Mensch, der in unser Land einwandert, offensichtlich (zumindest von der Regierung) gewollt. Wenn das nicht der Fall wäre, würde man einfach die Grenzen für Migranten komplett dichtmachen. Wenn heute Menschen illegal unsere Grenzen übertreten, weil sie kein Recht dazu haben, es aber dennoch tun, ist das zwar illegal, aber auch offensichtlich gewollt, da es nicht verhindert wird.

  Wenn ich zulasse, dass ein Fremder unerwünscht mein Grundstück und mein Haus betritt, dann bin ich entweder zu schwach, ihn abzuwehren, oder ich muss es doch so wollen. Aber will ich das in meinem privaten Umfeld? Will ich, dass Fremde einfach so in mein Haus kommen? Nein, natürlich nicht. Ich will auch nicht, dass sie sich einfach an den gedeckten Tisch setzen und sich von dem bedienen, was ich gerade eingekauft und gekocht habe. Ich würde natürlich auf mein Recht des Hausfriedens verweisen und die Polizei rufen. Diese würde den Fremden aus dem Haus führen und weg von meinem Grundstück. So einfach ist das. Die Frage ist nur: Warum würde ein Fremder es wagen, sich zusammen mit seinen Kumpels einfach in mein Haus zu drängen?

  Den sogenannten »Spurwechsel«, der es unter bestimmten Voraussetzungen zulässt, dass »illegale Migration« zur »Zuwanderung« führt, halte ich für fragwürdig. Der von der Ampelregierung ins Aufenthaltsgesetz aufgenommene Paragraf 104c, das »Chancen-Aufenthaltsrecht«, muss umgehend wieder gestrichen werden. Denn diese Vorschrift ist vor allem dazu da, Abschiebungen zu verhindern, und führt eben gerade nicht zu einem Zugewinn von Fachkräften auf dem Arbeitsmarkt.

  Deutschland ist ein Rechtsstaat, und deshalb braucht es auch mit Blick auf das Thema Migration die Stärkung der Gerichtsbarkeit. Derzeit sind die Verwaltungsgerichte zuständig für Entscheidungen über Widersprüche gegen ablehnende Bescheide zum Asylbegehren. Die Anzahl dieser Verfahren führt zu einer erheblichen Belastung bei den Verwaltungsgerichten. Das hat zur Folge, dass nicht nur Entscheidungen über Asylanträge, sondern auch andere verwaltungsgerichtliche Verfahren unverhältnismäßig lange dauern. Aus diesem Grund wäre es sinnvoll, eine separate gerichtliche Instanz zu schaffen, die ausschließlich für Entscheidungen im Asylrecht zuständig ist. In einer solchen separaten Gerichtsbarkeit könnten dann auch die Rechtsschutzinstanzen reduziert werden, um eine weitere Beschleunigung der Asylentscheidungen zu erreichen.

  Mit Blick auf die Entwicklungen in Syrien und Afghanistan sollte ein Unterstützungsprogramm für freiwillige Rückkehrer geschaffen werden. Durch entsprechende finanzielle Anreize könnten nämlich noch kostspieligere Abschiebungen entfallen. Schließlich werden diese Menschen doch dringend zum Aufbau der größtenteils zerstörten Infrastruktur in ihren eigenen Heimatländern benötigt. Warum sollten sie noch länger in Deutschland leben und hier alimentiert werden, wenn der Asylgrund sowieso längst weggefallen ist?

  Wir müssen nicht nur die Aufnahmeprogramme für Menschen aus Afghanistan umgehend stoppen, sondern dringend und selbstverständlich konsequent Extremisten, Terroristen, Gewaltoder Sexualstraftäter abschieben. Diese Menschen dürfen bis zu ihrer Abschiebung auf keinen Fall wieder auf freien Fuß kommen. Es sollte nicht nur eine moralische, sondern vor allem eine rechtsstaatliche Selbstverständlichkeit sein, wenn Menschen hier Schutz suchen und derartige Straftaten begehen, dass sie Deutschland umgehend wieder verlassen müssen. Nach Rechtskraft des Urteils sind wir es den in Deutschland lebenden Menschen schuldig, ausländische Straftäter aus der Abschiebehaft schlussendlich abzuschieben – und vor allem ohne Perspektive, erneut nach Deutschland einreisen zu dürfen. Wir müssen – auch das selbstverständlich – Menschen, die abgeschoben werden oder durch Anreize freiwillig ausreisen, mit einem Haftbefehl und mit einer Wiedereinreisesperre belegen. Bei dem Versuch einer erneuten Einreise müssen solche Menschen sofort in Haft kommen.

  Derartige Maßnahmen in der Asyl- und in der Sicherheitspolitik würden ungefähr dem System unserer Nachbarn in Skandinavien entsprechen. Dänemark hat mit seiner Asylwende schon im Jahr 2017 große Erfolge erzielt und die illegale Migration nach Dänemark erfolgreich reduziert.

  Wir sind davon noch weit entfernt. Hier fehlt es an zusätzlichen Maßnahmen. So müssen wir auch die Zuständigkeit von der Einreise bis zur Durchsetzung der Ausreise in Bundeshand zentralisieren und die Behörden sinnvoll stärken. Bilaterale Abkommen und eine starke Position innerhalb der europäischen Union müssen wieder eine Selbstverständlichkeit werden. Nur ein starkes und selbstbewusstes Deutschland kann eine gesamteuropäische Lösung installieren, die wir zweifelsohne brauchen.

  Hassprediger und Imame aus der Türkei müssen in ihre Heimat zurückkehren. Die Behörden müssen bei der Ausbildung muslimischer Geistlicher hierzulande genau hinsehen. Wer hier das Kalifat ausruft oder installieren möchte, sollte Deutschland umgehend verlassen müssen. In diesem Zusammenhang müssen auch sämtliche staatliche Zahlungen im In- und Ausland, bei NGOs oder sonstigen Empfängern aus sicherheitsspezifischer Sicht überprüft werden.

  Nochmals: Zur Umsetzung eines solchen Systemwechsels bedarf es einiger Investitionen in Technik und Personal bei den maßgeblich beteiligten Behörden. Aber das darf kein Hinderungsgrund sein. Die Bundespolizei hat in den vergangenen Jahren im Vollzugsbereich bereits eine erhebliche Verstärkung erfahren. Leider ist die Verwaltung in der Bundespolizei nicht annähernd mitgewachsen. Das führt dazu, dass immer mehr Polizeivollzugsbeamte mit Verwaltungsoder vollzugsfremden Aufgaben betraut werden müssen. Aus diesem Grund braucht es die Einstellung von mindestens 3.000 zusätzlichen Tarifbeschäftigten, in deren Folge eine ganz erhebliche Anzahl von Polizeivollzugsbeamten wieder für »echte« hoheitliche Maßnahmen zur Verfügung stünden.

  Auch gilt es, die Aufgaben und Befugnisse in einem neuen und vor allem modernen Bundespolizeigesetz anzupacken. Dabei ist es wichtig, dass den Kolleginnen und Kollegen vonseiten der Politik das dringend notwendige Vertrauen ausgesprochen wird. Die Verpflichtung zum Ausstellen von Quittungen für kontrollierte Personen, oder dass sich die Polizistinnen und Polizisten mit Namen oder Nummer auf der Uniform ausweisen müssen, bewirken eher das Gegenteil. Sie drücken nämlich ein grundsätzliches Misstrauen in die Beamten aus. Gleiches gilt für das neue Bundesdisziplinargesetz, kraft dessen Polizistinnen und Polizisten quasi zu politischen Beamten gemacht werden, da sie ohne ein Gerichtsverfahren aus dem Dienst entlassen werden können. Worüber früher ein unabhängiges Gericht entschieden hat, verfügt jetzt die Behörde.

  Die notwendigen Maßnahmen können nur funktionieren, wenn die Technik stimmt. Moderne Kommunikations- und Videotechnik sind der Schlüssel für eine moderne und erfolgreiche Kriminalitätsbekämpfung und eine wirksame Gefahrenabwehr. Hierfür muss dringend Geld bereitgestellt werden.

  Bisher unklare gesetzliche Regelungen und Befugnisse im Zusammenhang mit der militärischen und der zivilen Drohnenabwehr gehören klar und eindeutig geregelt. Hier geht es sowohl um den Einsatz von Drohnen, aber auch um die Abwehr von Drohnenangriffen. Die Bundespolizei hat für den Einsatz solcher Technik bereits schlüssige Konzepte vorgelegt, die nunmehr zügig umgesetzt werden müssen. Die Bundespolizei kann es, will es und macht es auch. Nur die Politik zögert mit dem Startschuss. Sie hätte alle Möglichkeiten, hat aber offenkundig nicht die Kraft oder schlimmer noch nicht den Willen, es endlich allumfassend anzugehen.

  Die Politik muss den Sicherheitsbehörden schon allein rhetorisch den Rücken stärken. Damit fängt es schon an. Die ständigen pauschalen Anschuldigungen und der Fokus auf unbegründete Rassismus -und Diskriminierungsdebatten müssen ein Ende haben. Wenn die Polizei nach Maßgabe von Recht und Gesetz entschlossen und konsequent handeln soll, muss die Politik diese Form polizeilicher Maßnahmen offiziell und öffentlich begrüßen und so die Einsatzkräfte unterstützen. Sonst geht es nicht.

  Auch der Abbau von bürokratischen Hemmnissen muss angegangen werden. Anstatt gesetzliches Misstrauen politisch zu installieren, müssen die Sicherheitsbehörden gesetzlich gestärkt werden. Mehr Vertrauen und weniger Misstrauen muss politisches Selbstverständnis sein.

  Ein anderer wichtiger Punkt: Der Staat muss sich wieder stark machen. Jahrzehntelang hat die Politik immer mehr Bürokratie geschaffen und den öffentlichen Dienst damit geschwächt. Außerdem hat er einfach zu wenige Beschäftigte, um alle Aufgaben zu stemmen. Ich habe es bereits erwähnt: Aktuell fehlen fast eine halbe Million Beschäftigte im öffentlichen Dienst.

  Unabhängig davon, dass Integration keine Einbahnstraße ist und Deutschland sehr eindrucksvoll bewiesen hat, dass wir uns schwer tun, zu integrieren und Integration einzufordern, schwächen wir darüber hinaus noch die Infrastruktur, die eine erfolgreiche Integration überhaupt erst möglich macht. Unglaublich aufopferungsvoll mit viel Leidens- und Leitungsfähigkeit halten die Beschäftigten im öffentlichen Dienst unser Land am Laufen. Die Politik nimmt das als Selbstverständlichkeit hin. Wir aber sehen es bei jeder Tarifverhandlung, bekommen es über die Hilferufe aus allen Bereichen im öffentlichen Dienst mit und spüren die Konsequenzen jeden Tag in der Realität.

  Lassen Sie uns nun noch einmal auf die Ausländerkriminalität blicken. Eine gelungene Integration dämmt die Kriminalität ein, das ist allen klar. Bisher galt: Wer hier ein Schutzersuchen stellt, und dieses bewilligt bekommt, den kann man eigentlich gar nicht integrieren. Dieser Mensch ist nämlich nur auf Zeit Gast in Deutschland, nämlich so lange, bis der Schutzgrund entfällt. Wer das anders definieren will, muss auch die Integrationsinfrastruktur gleich mit verändern: entbürokratisieren, digitalisieren, Mitarbeiter einstellen, Arbeitsbedingungen attraktiver machen, Zuständigkeiten bündeln und beim kommunalen Ordnungsdienst endlich eine eigenständige Ausbildung anbieten, das Ehrenamt stärken und finanziell aufstocken. Wenn man sich mit den Beschäftigten in den Ausländerbehörden, den Jugendämtern, in der Verwaltung oder auch mit Menschen im Ehrenamt unterhält, dann bekommt man die Dimension der Missstände und den Frust sehr deutlich mit. »Es ist zum Verzweifeln!«, höre ich immer wieder. Doch gerade diese Menschen sind es, die auch beim Thema Integration und deren Gelingen eine Schlüsselrolle einnehmen.

  Es gibt so viel tun, und um zu wissen, was genau getan werden muss, sollten die Verantwortlichen in der Politik unbedingt mit den Experten vor Ort sprechen. Das spart nicht nur die Kosten für teure Beratungsfirmen, sondern sie bekommen auch einen Blick für die realen Probleme inklusive der Lösungsansätze. Aus einer Dienstwagenperspektive isoliert man sich vom realen Leben, und schon deshalb ist der Kontakt vor Ort unerlässlich.

  Denn so kann es einfach nicht weitergehen! Wir müssen uns der ausufernden Gewalt in Deutschland entschieden entgegenstellen. Durch eine wie oben beschriebene Migrationspolitik hätten wir schon einen großen Schritt getan. Aber das reicht selbstverständlich längst nicht aus. Die innere Sicherheit ist so viel mehr als nur Migration, und schon deshalb braucht es einen allumfassenden Blick.

  Deutschland ist nicht mehr sicher.

  Deutschland hat ein ernsthaftes Messerproblem. Es vergeht kein Tag ohne Messerstechereien. Straftaten mit dem Messer zu verüben ist kein neues Phänomen, aber eines, das komplett aus dem Ruder läuft. Das Bundeskriminalamt hat erst 2020 damit begonnen, »Messerangriffe« als Phänomen zu erfassen. Ein langfristig valides Lagebild und eine fundierte wissenschaftliche Studie sind somit noch nicht möglich. Eine klare Tendenz ist wohl aber erkennbar: Es handelt sich um eine Entwicklung, die sich nicht in einem Status quo verfestigen würde. Nein, die Tendenz ist stetig steigend! Insgesamt erfasste die Polizei in Deutschland 2024 bei 29.014 Straftaten einen Messerangriff. 54,3 Prozent davon entfallen auf Gewaltkriminalität, 43,3 Prozent auf Bedrohung und 2,4 Prozent auf sonstige Straftaten, wie beispielsweise Widerstand gegen und tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte und gleichstehende Personen sowie Nötigung. Der Anteil, der als Messerangriff erfassten Taten der gefährlichen und schweren Körperverletzung ist im Vergleich zum Vorjahr um 10,8 Prozent angestiegen. Der Anteil an allen gefährlichen und schweren Körperverletzungen hat sich um 0,5 Prozentpunkte erhöht (2023: 5,8 Prozent, 8.951 Fälle). Bei Raubdelikten ist ein Rückgang von 2,6 Prozent zu verzeichnen, der Anteil an allen Raubdelikten ist jedoch um 0,1 Prozentpunkte angestiegen (2023: 10,9 Prozent, 4.893 Fälle). Bundesweit werden wir jetzt jährlich eine weitere deutliche Steigerung erfahren. Eines ist klar: Nicht das Messer ist das eigentliche Problem, sondern der Mensch, der das Messer benutzt. Das bedeutet, dass wir in erster Linie den Fokus auf den Täter und nicht auf das Tatmittel richten müssen.

  Wir müssen also erkennen, dass die Gefahr für Leib und Leben in Deutschland stetig zunimmt. Wenn wir über das Tatmittel Messer reden, dann reden wir nämlich in jedem Fall über eine konkrete Gefahr für Leib und Leben. Das müsste jedem klar sein. Ein Messerangriff ist nicht nur kaum abzuwehren, ein solcher Angriff endet oftmals mit lebensbedrohenden Verletzungen oder führt sogar in vielen Fällen zum Tod.

  Deutschland ist nicht mehr sicher.

  Was die Tatverdächtigen angeht, brauchen wir auch nicht um den heißen Brei herumzureden. Es zeichnet sich ein klares Bild ab: Es handelt sich überwiegend um Männer, überproportional um nichtdeutsche Männer, insbesondere aus den Asylhauptherkunftsländern. Weit über 40 Prozent! Tendenz stark steigend. Bemerkenswert ist hier die Anzahl der Minderjährigen und Heranwachsenden unter den Tatverdächtigen. Während bei deutschen Minderjährigen und Heranwachsenden die Zahlen rückläufig sind, sind bei Ausländern in diesem Bereich die Zahlen stetig steigend.

  Wir erleben also ein Phänomen, welches sich zwar ungleich, aber dennoch durch alle Altersgruppen zieht.

  Auch für dieses Problem gibt es wie so oft keine einfache Lösung. Um sich einer Lösung anzunähern, muss man an der Basis anfangen: Man muss sich politisch ehrlich machen – falls das kein Widerspruch in sich ist – beziehungsweise Wahrheiten aussprechen, so wie sie sind. In Deutschland sind wir Weltmeister im Tabuisieren und Ignorieren aus Angst, in falsche Ecken gestellt zu werden. Dieses Verhalten löst aber keine Probleme. Im Gegenteil, so schafft man erst die Probleme. Wir erleben in Deutschland ein Gewaltpotenzial, welches ungeahnte Dimensionen annimmt, und der Höhepunkt ist längst nicht in Sicht. Wir erleben das Resultat dieser Gewalt auf unseren Straßen. Wir wissen, wer hauptsächlich die Tatverdächtigen sind, aber man möchte es lieber verschweigen. Dieses Schweigen jedoch führt zu einer weiteren Eskalation. Schlussendlich ist es die Gesellschaft, die einen kollektiven Freiheitsverlust erleidet, welcher durch Angst entsteht.

  Die Wahrheit ist: Der im Verhältnis überwiegende Teil der Tatverdächtigen sind Migranten, junge männliche Migranten.

  Zu einer innenpolitischen Kehrtwende gehört, dass diese Menschen kein Bleiberecht erhalten dürfen, dass sie konsequent abgeschoben oder ausgewiesen werden müssen, egal wie alt sie sind.

  Zu einer innenpolitischen Kehrtwende gehört aber auch, dass die soziale Infrastruktur so gestärkt wird, dass jugendliche Migranten eine solide Unterstützung dabei bekommen, sich hier zu integrieren. Einsparungen im sozialen Sektor haben nicht nur massive negative Auswirkungen auf einheimische Kinder und Heranwachsende. Deshalb: Wer weniger jugendliche Straftäter will, muss auch auf einen gut gerüsteten Staat setzen. Das bedeutet ausreichend Pädagogen in nicht zu großen Klassen, ein enges Netz beim Jugendamt, mehr Richter, Staatsanwälte und Sozialarbeiter, gut ausgestattete Polizisten. Und mehr verpflichtende integrationsfördernde Angebote. Man darf hier nicht zu lasch sein, weder politisch oder gesellschaftlich noch juristisch. Die Politik darf eine Gegenleistung für die großzügige Aufnahme im Land fordern, selbst wenn es sich dabei nur um ein anständiges, nicht straffälliges Verhalten handelt.

  Deutschland muss aus dieser negativen Entwicklung schleunigst heraus. Nicht nur zum Wohle der Sicherheit, sondern insbesondere zum Wohle unserer Kinder. Kriminalität gab es schon immer und wird es immer geben. Aber in früheren Zeiten war in jedem Fall das Sicherheitsempfinden ein ganz anderes. Früher, noch zu meiner Jugendzeit, sind insbesondere junge Mädchen und Frauen nachts mit dem Fahrrad und dem Nachtbus von einer Party mit einem guten und durchaus angstfreien Gefühl nach Hause gefahren. Es war vielerorts unvorstellbar, dass man eine Feier ausgelassen hat, weil man Angst vor dem nächtlichen Heimweg hatte. Heute sieht das alles ganz anders aus. Wie oft höre ich, dass vor allem junge, aber auch ältere Menschen sich nicht trauen, abends und schon gleich gar nicht nachts allein nach Hause zu gehen, öffentliche Verkehrsmittel zu nutzen oder durch abgelegene Gebiete zu laufen. Die Angst, Opfer einer grausamen Straftat zu werden, ist schlicht zu groß, und das vollkommen zu Recht. Ich möchte diesen Zustand nicht akzeptieren und einfach achselzuckend diesen Freiheitsverlust hinnehmen. Wir müssen es später auch unseren Kindern erklären, warum wir beinahe tatenlos dabei zugesehen haben, wie Kriminelle den öffentlichen Raum für sich eingenommen haben und wir unsere Freiheit und damit auch die unserer Kinder aufgegeben haben. Es geht hier also auch darum, wie sicher und damit frei unsere Kinder in Deutschland sein können.

  Es gibt so unglaublich viel zu tun, weil in den vergangenen Jahren so viel vonseiten der Politik versäumt oder bewusst unterlassen wurde. Letztendlich müssen wir sämtliche hier im Buch genannten sicherheitsrelevanten Aspekte der Innenpolitik, die längst nicht abschließend sind und oftmals nur angerissen werden konnten, nicht nur auf den Prüfstand stellen, sondern von Grund auf sanieren und verbessern. Nicht mit falscher politischer Korrektheit, sondern mit klarem Kompass und verlässlichem Handeln. Nicht mit einer weichspülenden Wokeness, sondern mit starker Hand. Weder links noch rechts abbiegend, sondern mit voller Kraft voraus auf der mittleren Fahrbahn. Nicht machtgeilen Politikern das Feld und die alleinige Führung überlassen, sondern mit dem Nachdruck einer Gemeinschaft und ihres Mehrheitswillens. Nicht mit Ausgrenzung und irgendwelchen undemokratischen Brandmauern, sondern mit der Vielfalt des gesamten Spektrums. Nicht mit Minderheiten, die die Mehrheit traktieren, sondern mit der Abbildung des Wählerwillens. Nicht mit Denk- und Sprechverboten, sondern mit deutlicher Sprache und klarer Kante.

  Eigentlich müssen wir nur unserem gesunden Menschenverstand folgen.

  So kann Deutschland wieder sicher werden.


  
  EPILOG

  Ich habe in diesem Buch eine Reihe von Problemen angerissen, mit denen die Polizei und mit denen Deutschland zu kämpfen hat. Aber längst nicht alle. Ich habe zudem deutlich gemacht, wo wir hinsteuern und warum das so fatal für unser wunderschönes Land ist. Ich habe auch aus meiner Sicht die entsprechenden Lösungen benannt. Ich bin ein Optimist und glaube fest daran, dass wir eine innenpolitische Kehrtwende hinbekommen werden. Es muss nur jetzt passieren. Heute, nicht morgen. Und das ziemlich kompromisslos. Das altbekannte Bild trifft es nämlich: Es ist fünf vor zwölf. Oder sagen wir besser, es ist mittlerweile schon zwei vor zwölf.

  Einer linken Ideologie fahnenschwingend zu folgen und entsprechend politisch zu handeln, wird Deutschland zerstören. Es wird – auf der anderen Seite des politischen Spektrums – Menschen als Gegenreaktion darauf nach rechts radikalisieren. Und dann radikalisiert sich der linke Rand wiederum als Gegenreaktion darauf noch mehr. Und dann wieder der rechte. Auf diese Weise schaukelt sich gegenseitig alles hoch.

  Politiker, die mit Deutschland »nichts anfangen können«, die Nationalstolz grundsätzlich verächtlich finden oder die im Bundestag nicht einmal unsere Nationalhymne mitsingen, können wir in der Regierungsverantwortung nicht gebrauchen. Denn sie handeln nicht im Sinne des Wohles der Bundesrepublik Deutschland. Genau diese Politiker, und das fing mit Angela Merkel an, haben unser Land schon beinahe zerstört. Das spitzenmäßige Gesundheitswesen, die florierende Wirtschaft, die innere Sicherheit, die kontroverse Debattenkultur – kaum etwas funktioniert mehr wie früher. Der kollektive Freiheitsverlust, begründet aus der Angst, Opfer einer Gewalttat, eines sexuellen Übergriffs oder gar eines Terroranschlages zu werden, greift immer mehr um sich. Die organisierte Kriminalität breitet sich aus. Die terroristische Bedrohungslage wächst rasant. Die politische Korrektheit ersetzt zunehmend den gesunden Menschenverstand und auch den Humor.

  Das alles und noch so viel mehr sind Auswüchse der linksideologischen Verbots- und Tabuisierungspolitik der letzten Jahre. Die Deutschen haben es zugelassen, dass ihre Meinungsfreiheit sukzessive beschnitten wurde. Sie haben dabei zugesehen, wie die Gesellschaft gespalten wurde, wie unser Zusammenhalt erodiert. Jetzt laufen wir wie auf rohen Eiern, um ja nur kein falsches Wort zu sagen – man könnte ja angezeigt, ausgegrenzt oder diffamiert werden.

  Meiner Meinung nach fehlt uns die politische Mitte, die Heimat, die Millionen von Menschen – die meisten – im Herzen haben. Die Politik aber bildet sie nicht mehr wirklich ab. Schwarz oder weiß, man muss sich entscheiden. Nach der Demokratie mit ihrer Vielzahl an Schattierungen muss man schon suchen.

  Deutschland, was ist nur los mit dir? Der Souverän ist das Volk und sonst niemand. Wir, die Menschen in Deutschland, sollten doch eigentlich den Takt angeben, und nicht machtblinde Politiker, die sich von der Realität zunehmend abkoppeln und denen es am wichtigsten ist, ihre Privilegien und Diäten abzusichern. Es ist doch schrecklich, dass wir Deutschen uns einreden lassen, dass Brandmauern unsere Demokratie schützen würden. Dabei ist es genau das Gegenteil: Sämtliche demokratischen Prinzipien werden damit über Bord geworfen, nur um sich der fatalen und vermeintlichen politischen Korrektheit zu beugen. Wer sich nicht offenkundig dem Kampf gegen Rechts anschließt, ist rechts. So lautet das Framing. Klar, man kann Millionen von Wählerinnen und Wählern in rechtsextreme Ecken stecken und den Souverän damit diffamieren, aber der große Verlierer dabei ist die Demokratie. Die allermeisten Menschen in Deutschland sind nicht rechtsextrem, sondern schlicht verzweifelt. Es fehlt die Verlässlichkeit der Politiker und deshalb das Vertrauen in die Politik. Jede Ausgrenzung, jede Anfeindung und jede systematische Eskalation wird Deutschland weiter spalten und damit radikalisieren. Der Kampf gegen »Rechts« steht symptomatisch dafür.

  Auch wenn nun wieder der Sturm der Entrüstung losbricht, sage ich es aus tiefer Überzeugung: Weder politisch links noch politisch rechts ist etwas Verwerfliches. Dieses Spektrum bildet eine wahre Demokratie ab. Alles, was verfassungstreu und strafrechtlich nicht relevant ist, ist demokratisch legitimiert und deshalb von allen zu akzeptieren. Nur, wenn es radikal und extrem wird, muss der Staat mit aller Härte dagegen vorgehen.

  Ich möchte den in Deutschland lebenden Menschen Mut zusprechen. Sagt, was ihr denkt! Steht zu euren Überzeugungen! Lasst euch nicht verbiegen! Stellt euch an erste Stelle, denn ihr seid Deutschland und ihr macht Deutschland so lebenswert! Ja, ich bin davon überzeugt, dass die Deutschen viel mehr Selbstbewusstsein in der Verteidigung der eigenen Meinung haben sollten. Gerade hier sollten sie sich nicht beirren lassen, denn Deutschland und damit unser Rechtsstaat ist so viel mehr als nur der Fokus auf beleidigte Politiker und die Angst vor ihren Sanktionen.

  Die Regierung muss aufhören, Andersdenkende auszuschließen. Sie darf nicht nur Dinge sagen und tun, die ihr eine »gute Presse« bescheren und das Recht auf einen Dienstwagen sichern. Man kann durchaus den Kurs korrigieren.

  Ich erinnere mich an die Corona-Pandemie. Wir als Polizei gehen sehr selbstkritisch mit unserem Verhalten in dieser Zeit ins Gericht. Da lief nicht alles optimal. Auch die Polizei hat damals Fehler gemacht. Es sind uns unschöne Bilder von fragwürdigen Maßnahmen in Erinnerung geblieben. Das war eine Zeit, in der die Polizei aber auch ziemlich allein gelassen wurde. Es fehlte die politische Führung. Deshalb hat die Polizei leider Fehler gemacht. Auch wir sind Menschen, die eben auch einmal Fehler machen. Aber im Vergleich zur Politik, arbeitet die Polizei das Geschehene gründlich und schneller auf. Die Politik kann sich von der Polizei als lernende Organisation eine Scheibe abschneiden. Wir gehen da als gutes Beispiel voran. Und genau darum geht es doch am Ende: Fehler einzugestehen, sich ehrlich zu machen und mit der Wahrheit vor Augen die Kehrtwende einzuleiten.

  Worauf ich hinaus möchte, ist, dass sich die Menschen in Deutschland auf die Einsatzkräfte verlassen können. Da, wo Vertrauen verloren gegangen ist, versucht man wieder welches aufzubauen. Trotz der anhaltenden und ungerechtfertigten Vorwürfe von Links erfreut sich die Polizei in der Breite der Bevölkerung noch immer eines hohen Ansehens. Zurecht, denn die Einsatzkräfte leisten jeden einzelnen Tag einen so wertvollen Dienst für die in Deutschland lebenden Menschen.

  Natürlich gibt es auch immer noch aufrichtige Politiker mit Rückgrat, die mit Leidenschaft und aus glaubwürdiger Überzeugung Politik für unser Land machen. Aber mir scheint, dass diese immer weniger werden.

  Ruhe zu bewahren und sich einen Überblick zu verschaffen, ist ein polizeilicher Grundsatz, der uns allen gut zu Gesicht stehen würde. Wir haben als Gesellschaft eine Riesenverantwortung in der aktuellen Zeit. Denn wir bestimmen, wer hier die Deutungshoheit hat. Wenn aber radikale Kräfte, ganz gleich, ob radikal links, radikal rechts oder radikal religiös, mehr und mehr den Takt angeben, dann geschieht das nur, weil wir es zulassen. Wir sind es doch, die sich aus dem öffentlichen Raum der Debatte zurückziehen. Wir sind es, die den Marktschreiern hinterherlaufen, ohne selbst nachzudenken, ohne uns umfassend zu informieren und ohne kritisch zu hinterfragen, welchen Fahnen wir folgen. Wer den Lautesten Recht gibt, mag falsch liegen. Wer glaubt, als naiver Gutmensch auf der richtigen Seite zu stehen, mag sich verirrt haben. Wer sich den drohenden Angstmachern fügt, ist mitverantwortlich. Wer heutzutage nur ARD und ZDF anschaut, wird die ganze Wahrheit wohl nicht sehen und hören. Wer kleinen Minderheiten erlaubt, die Mehrheit zu indoktrinieren und zu beherrschen, gehört bald zu den Opfern eines verfälschten, irregeführten gesellschaftlichen Konsenses.

  Was mich persönlich angeht, so lasse ich mich von den permanenten und offensichtlich hilflosen Versuchen, mich öffentlich an den Pranger zu stellen, weil ich das laut sage, was ich denke, nicht beirren. Diese erbärmlichen Versuche laufen alle ins Leere. Ich lasse mir meine Integrität nicht nehmen. Ich lasse mir meine Überzeugungen nicht untersagen, und erst recht lasse ich mir nicht den Mund verbieten. So weit kommt das noch, dass ich antidemokratischen Kräften in einem demokratischen Deutschland die Deutungshoheit gebe. Ich ganz sicher nicht!

  Und genau das sollten wir alle machen. Lasst uns zeigen, dass diese vorherrschende, aber falsche politische Korrektheit, dieses radikale Gedankengut und diese ideologische Verblendung nicht zu uns passen, nicht zu uns gehören, uns nicht ausmachen! Lasst uns dem Wind, der aus der falschen Richtung weht, standhalten! Lasst uns allen antidemokratischen Kräften in diesem Land entgegenrufen: »Ihr habt hier mal überhaupt nichts zu melden!«

  Alle wahren Demokraten sollten die Gestaltung unseres wunderschönen Landes wieder anpacken, um die Deutungshoheit zurückzugewinnen. Wie das gehen soll? Indem sie unbeeindruckt alle radikalen Auswüchse links und rechts liegen lassen. Ganz einfach. Naja, natürlich ist das nicht einfach, aber dringend notwendig. Ich bin mir sicher, es wäre sehr schnell sehr wirkungsvoll. Nur so können wir der breiten politischen Mitte wieder das Gewicht geben, das ihr zusteht.

  Man muss die Politiker dazu bringen, sich darüber Gedanken zu machen, ob es zielführend ist, die weit verbreitete Politikerverdrossenheit durch verantwortungsloses Verhalten weiter zu verstärken. Liebe Regierungsmitglieder: Bitteschön, raus aus dem Dienstwagen, raus aus der Berliner Chai-Latte-Blase und wieder ankommen im echten Leben! Hinschauen und nicht nur daran vorbeifahren an gefährlichen Bahnhöfen, maroden Schulgebäuden, vermüllten Wohngebieten. Nicht wohlgefällige Zitate in der Presse oder Likes auf Social Media sind wichtig, sondern das Wohl der Menschen in Deutschland. Das ist Ihre Verpflichtung!

  Meldestellen, deren Zweck rein ideologisch ist, Zensur und mit viel Steuergeld finanzierte Beauftragte für dies und das müssen der Vergangenheit angehören. All diese Instrumente, denen viele Menschen in Deutschland völlig zurecht überdrüssig sind, bedeuten keinen Fortschritt, sondern einen permanenten Abbau von demokratischen Strukturen und die zunehmende Einschränkung der Meinungsfreiheit. Diese bedeutet auch Meinungsstreit. In einer Demokratie muss man das aushalten können, auch wenn es gegen die eigene Person geht.

  Die öffentlich-rechtlichen Medien, von vielen als Sprachrohr der Regierung empfunden, spielen hier auch eine große Rolle. Talkshows im üblichen Format »drei Gäste gegen einen« sind nicht fair. Vertreterinnen und Vertreter bestimmter Parteien im Vergleich zu anderen unverhältnismäßig häufig einzuladen, ist nicht fair und repräsentiert nicht das demokratische Spektrum. Solche Konstellationen werden von den Zuschauerinnen und Zuschauern auch durchschaut und finden bei den meisten keine Zustimmung. Man will wahre Debatten, keine sich gegenseitig auf die Schulter klopfende Sippschaft. Man will auch nicht mit ansehen, wie sogenannte Moderatoren bestimmten Gästen ständig ins Wort fallen, um sie in ihrem Schwung zu bremsen und sie letztendlich schlechter aussehen zu lassen als die anderen Gäste. Man will keiner öffentlichen Hexenjagd zusehen.

  Lasst uns hart in der Sache streiten und uns danach mit Respekt die Hände schütteln! Lasst uns andere Meinungen respektieren und ohne Schaum vor dem Mund mit Argumenten punkten und nicht mit Anfeindung oder Beleidigung reagieren! Lasst uns der Meinungsvielfalt eine Bühne geben und die wahre Meinungsfreiheit wieder ermöglichen! Ich bin davon überzeugt, dass die Mehrheit in Deutschland genauso denkt wie ich.

  Ich möchte, dass wir uns darauf zurückbesinnen, was unser Land letztendlich so stark gemacht hat. In diese Richtung müssen wir uns mit einem korrigierten Kurs wieder bewegen. Deutschland braucht eine aus der Mitte heraus gestärkte Gesellschaft. Sämtliche radikale Tendenzen müssen im Keim erstickt werden. Ein linkes Utopia, ein rechter Sumpf oder eine islamistische Steinzeit gehören nicht zu Deutschland. Nicht heute, nicht morgen oder sonst wann. Gleichzeitig brauchen wir eine sicherheitspolitische Offensive. Unserer Grenzen dürfen nicht länger für alle und jeden offenstehen. Deutschland darf nicht länger mit einer unkontrollierten Migration und deren Konsequenzen überfordert werden, sowohl finanziell als auch gesellschaftlich. Unsere innere Sicherheit als höchste politische Priorität muss wieder ein Selbstverständnis sein.

  Bei allen gesellschafts- und innenpolitischen Bedenken, bei allen Warnrufen zu einer dringenden Kehrtwende möchte ich zum Schluss aber auch noch betonen, warum es in unserem Staat im Großen und Ganzen noch ganz gut läuft, warum die Lage noch nicht ganz gekippt ist. Erstens, weil es klare rechtsstaatliche Vorgaben gibt, die unser Leben regeln, und zweitens, weil es die Polizei gibt. Sie ist für viele von uns ganz selbstverständlich da. In vielerlei Hinsicht fast unbeachtet, sorgt sie allein durch ihre Präsenz, ohne dass sie unbedingt irgendwo eingreift oder eingreifen muss, für Ordnung und Sicherheit. Mit dem Recht und mit ihr an unserer Seite haben wir noch die Chance zur Veränderung. Wir sind alle in der Pflicht, aber vor allem unsere Politiker. Wir alle können dazu beitragen, dass unser Land lebenswert bleibt. Wir können uns dafür entscheiden, friedlich und streitbar miteinander umzugehen. Wir können das bewahren, was für den Fortbestand unseres Landes, wie wir es noch vor wenigen Jahren kannten und wie es sich die Mehrheit wünscht, nötig ist.

  Ohne Sicherheit keine Freiheit und ohne Freiheit keine Demokratie.
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